Besoldungs- und Versorgungsrechtsergianzungsgesetz
des Landes Sachsen-Anhalt (BesVersEG LSA) vom 8. Februar 2011 (GVBI. LSA S. 68, 101),
zuletzt geandert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 16. Juni 2026 (GVBI. LSA S. 256)

Die nachfolgend wiedergegebenen Hinweise sollen lediglich als Orientierungshilfe des zustandi-
gen Referats 15 des Ministeriums der Finanzen des Landes Sachsen-Anhalt fur die Obersten Lan-
desbehdérden und die Behérden in deren nachgeordnetem Geschéaftsbereich dienen. Sie basieren
primar auf den Gesetzgebungsmaterialien (insb. Landtagsdrucksachen 5/2477 vom 3. Marz 2010;
6/137 vom 21. Juni 2011; 6/1871 vom 7. Marz 2013 und 6/1994 vom 16. April 2013). Das Besol-
dungs- und Versorgungsrechtserganzungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt (BesVersEG LSA )
wurde als Artikel 2 des Gesetzes zur Neuregelung des Besoldungsrechts des Landes Sachsen-
Anhalt (BesNeuRG LSA) zum 1. April 2011 in Kraft gesetzt. Die Angaben bei den jeweiligen Para-
graphen (im Kopfbereich rechts) zum Stand beziehen sich nicht nur auf den Gesetzestext, sondern
auch auf den Stand der letzten Uberarbeitung der Kommentierung.
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Abschnitt 1
Finanzielles Dienstrecht

§1
Geltungsbereich dieses Abschnitts

Kommentierungsstand: 01.01.2026

(1) §§ 3 und 3d gelten fiir den in § 1 Abs. 1 des Landesbesoldungsgesetzes aufgefiihrten Per-
sonenkreis sowie fiir Versorgungsempfiangerinnen und Versorgungsempfanger der in § 1
des Landesbeamtengesetzes aufgefiihrten Dienstherren.

(2) Die §§ 2 und 4 gelten fiir die Beamtinnen, Beamten, Ehrenbeamtinnen, Ehrenbeamten,
Richterinnen, Richter sowie fiir Versorgungsempfangerinnen und Versorgungsempfanger
der in § 1 des Landesbeamtengesetzes aufgefiihrten Dienstherren.

(3) Die §§ 3a und 3c gelten fur
1. Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbeamte,
2. Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbeamte, die in den Justizvollzugsdienst
oder zur Landesbehorde fiir Verfassungsschutz versetzt sind, sowie
3. Beamtinnen und Beamte des feuerwehrtechnischen Dienstes, die im Brandbekamp-
fungs- und Hilfeleistungsdienst (Einsatzdienst) stehen.

(4) § 3b gilt fiir Beamtinnen und Beamten des feuerwehrtechnischen Dienstes, die in den
Einsatzdienst eintreten.

§ 1 definiert den Geltungsbereich der §§ 2 bis 4. In diesem Abschnitt finden sich Fursorgeregelun-
gen, die aus dem Landesbeamtengesetz (LBG LSA) aufgrund ihres finanziellen Bezuges herausge-
I6st und in dieses Gesetz aufgenommen wurden.

Absatz 1 bezieht in den Geltungsbereich zunachst den Personenkreis ein, der unter das Landesbe-
soldungsgesetz (LBesG LSA) im Zeitpunkt des Inkrafttretens des Besoldungsneuregelungsgeset-
zes (BesNeuRG LSA) fallt. Dartber hinaus werden auch die Versorgungsempfangerinnen und Ver-
sorgungsempfanger einbezogen, weil die Héhe der Versorgung nach besoldungsrechtlichen Mal3-
staben (z. B. nach der Tabelle der Grundgehaltssatze) festgesetzt wird.

Von der Uberleitung ist nur der Personenkreis betroffen, der sich am Tag vor dem Inkrafttreten des
Besoldungsneuregelungsgesetzes bereits und auch am Tag des Inkrafttretens des Besoldungsneu-
regelungsgesetzes noch in einem Dienst- oder Versorgungsverhaltnis zu einem Dienstherrn in
Sachsen-Anhalt befindet.

Absatz 2 definiert den Personenkreis, der unter die §§ 2 und 4 dieses Gesetzes fallt. Neben dem
Ubergeleiteten Personenkreis sind dies auch die Beamtinnen, Beamten, Richterinnen und Richter,
die nach Inkrafttreten des Besoldungsneuregelungsgesetzes ein Dienstverhaltnis im Land eingehen.

Absatz 3 definiert den Kreis der Personen, die unter die §§ 3a bis 3c dieses Gesetzes fallen. In
diesen Normen finden sich Regelungen zur Heilfursorge, die ebenfalls aufgrund ihres finanziellen
Bezuges und im Zusammenhang mit der Einfihrung des Besoldungseinbehalts fiir Heilfirsorgebe-
rechtigte aus dem Landesbeamtengesetz herausgeldst und in dieses Gesetz aufgenommen wurden.

Absatz 4 definiert den Kreis der Personen, der unter § 3b fallt. Mit dem Vierten Gesetz zur Anderung
dienstrechtlicher Vorschriften vom 7. Oktober 2024 (GVBI. LSA S. 274) wird mit der neuen Regelung
des § 3b bereits vorhandenen Beamtinnen und Beamten des feuerwehrtechnischen Dienstes, die in



den Brandbekampfungs- und Hilfeleistungsdienst (Einsatzdienst) eintreten, ein Wahlrecht einge-
raumt, damit diese auf eigenen Wunsch in das Heilfursorgesystem eintreten kénnen und nicht mehr
im Beihilfesystem verbleiben.



§2

Ubergang von Schadensersatzanspriichen
Kommentierungsstand: 20.10.2011

Werden Beamtinnen, Beamte, Richterinnen, Richter, Ehrenbeamtinnen, Ehrenbeamte, Ver-
sorgungsempfangerinnen oder Versorgungsempfanger oder deren Angehorige verletzt oder
getotet, geht ein gesetzlicher Schadensersatzanspruch infolge der Kérperverletzung oder der
Totung gegen einen Dritten auf den Dienstherrn liber, soweit dieser

1. wahrend einer auf der Korperverletzung beruhenden Aufhebung der Dienstfahigkeit der
2. infolge der Korperverletzung oder Tétung

zur Gewidhrung von Leistungen verpflichtet ist. 2Ist eine Versorgungskasse zur Gewahrung
der Versorgung verpflichtet, so geht der Anspruch auf sie iiber. > Ubergegangene Anspriiche
diirfen nicht zum Nachteil der oder des Verletzten oder der Hinterbliebenen geltend gemacht
werden.

§ 2 entspricht § 119 des LBG LSA in der seit dem 1. Februar 2010 geltenden Fassung (GVBI. LSA
S. 648, 673). Im Geltungsbereich wurden die Richterinnen und Richter erganzt. Die Regelung wurde
mit Wirkung vom 1. April 2011 aus systematischen Grinden in das Besoldungs- und Versorgungs-
rechtserganzungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt verschoben. Artikel 3 Abs. 5 Nr. 9 hebt § 119
LBG LSA auf.

Bei einer Korperverletzung oder dem Tod einer Beamtin, eines Beamten, einer Richterin, eines Rich-
ters oder einer Versorgungsempfangerin oder eines Versorgungsempfangers, die oder den ein Drit-
ter verursacht, verfiigt die oder der Geschadigte Uber einen zivilrechtlichen Schadensersatzan-
spruch, aber aufgrund der Alimentationspflicht des Dienstherrn werden die Dienst- und Versor-
gungsbezlge weiter geleistet, so dass es insoweit an einem Schaden fehlt. Um die Schadigende
oder den Schadigenden hiervon nicht zu entlasten und weil es an einer entsprechenden Dienstleis-
tung der Beamtin, des Beamten, der Richterin oder des Richters fehlt, enthalt § 2 einen gesetzlichen
Forderungsibergang auf den Dienstherrn (Satz 1) oder die Versorgungskasse, sofern diese die
Versorgung gewahrt (Satz 2).

Satz 3 enthalt eine Schutzklausel zugunsten der oder des Verletzten oder der Hinterbliebenen. Sollte
der Anspruch gegen den Dritten gemindert sein oder nicht ausreichen, um die Anspriche des
Dienstherrn und die weitergehenden der oder des Verletzten zu decken, so haben die Anspriiche
der oder des Verletzten oder ihrer oder seiner Hinterbliebenen Vorrang.



§3
Beihilfen in Krankheits-, Pflege- und Geburtsfallen

Kommentierungsstand: 01.01.2026

(1) Als Erganzung der aus den laufenden Beziigen zu bestreitenden Eigenvorsorge wird
Beihilfe gewahrt. 2 Beihilfeberechtigt sind

1. Beamtinnen und Beamte sowie Richterinnen und Richter,
2. Versorgungsempfangerinnen und Versorgungsempfanger,
3. frithere Beamtinnen und friihere Beamte,

wenn und solange ihnen Dienstbeziige, Anwartergrundbetrag, Ruhegehalt, Witwengeld, Wit-
wergeld, Waisengeld, Unterhaltsbeitrige oder Ubergangsgeld nach den besoldungs- oder
versorgungsrechtlichen Vorschriften zustehen. ®Die Beihilfeberechtigung besteht auch,
wenn die Beziige nach Satz 2 wegen Elternzeit oder der Anwendung von Ruhens-, Anrech-
nungs- oder Kiirzungsvorschriften nicht gezahlt werden.

(2) Beihilfe wird auch zu den Aufwendungen beriicksichtigungsfahiger Angehoériger gewahrt.
2Beriicksichtigungsfahige Angehérige sind

1. die Ehegattin, der Ehegatte, die eingetragene Lebenspartnerin oder der eingetragene
Lebenspartner der oder des Beihilfeberechtigten, die oder der kein zur wirtschaftli-
chen Selbststandigkeit flihrendes Einkommen hat, und

2. die im Familienzuschlag nach den besoldungsrechtlichen Vorschriften beriicksichti-
gungsfiahigen Kinder der oder des Beihilfeberechtigten.

3 Angehorige beihilfeberechtigter Waisen sind nicht beriicksichtigungsfahig.

(3) Beihilfefahig sind grundsatzlich nur notwendige und wirtschaftlich angemessene Aufwen-
dungen

1. in Krankheits- und Pflegefillen,
2. zur Vorbeugung und Behandlung von Krankheiten oder Behinderungen,

3. in Geburtsféllen, zur Empfangnisverhiitung, bei kiinstlicher Befruchtung sowie in Fal-
len des nicht rechtswidrigen Schwangerschaftsabbruchs und der nicht rechtswidrigen
Sterilisation und

4. zur Friherkennung von Krankheiten und zu Schutzimpfungen.

(4) Beihilfe wird als Vomhundertsatz der beihilfefahigen Aufwendungen (Bemessungssatz)
gewahrt. 2Der Bemessungssatz betragt fir

1. Beihilfeberechtigte 50 v. H.,

2. Versorgungsempfangerinnen und Versorgungsempfanger mit Ausnahme der Waisen
70 v. H.,

3. beriicksichtigungsfihige Ehegattinnen, Ehegatten, eingetragene Lebenspartnerinnen
und eingetragene Lebenspartner 70 v. H. und

4. beriicksichtigungsfahige Kinder sowie Waisen 80 v. H.

3Sind zwei oder mehr Kinder beriicksichtigungsfiahig, betragt der Bemessungssatz fiir Bei-
hilfeberechtigte 70 v. H. * Dies gilt bei mehreren Beihilfeberechtigten nur fiir diejenigen, die



den Familienzuschlag nach den besoldungsrechtlichen Vorschriften beziehen. ° Der Bemes-
sungssatz fiir beihilfeberechtigte Personen, die Elternzeit in Anspruch nehmen, betragt 70 v.
H. ¢ Beihilfe kann in Pflegeféllen in Form einer Pauschale gewahrt werden, deren Hohe sich
am tatsachlichen Versorgungsaufwand orientiert.

(5) Beihilfe darf nur gewahrt werden, wenn sie zusammen mit von dritter Seite zustehenden
Erstattungen die dem Grunde nach beihilfefahigen Aufwendungen nicht Giberschreitet. 2 Zu-
stehende Leistungen zu Aufwendungen nach Absatz 3 sind von den beihilfefahigen Aufwen-
dungen abzuziehen. 3 Nicht beihilfefahig sind Aufwendungen von Beihilfeberechtigten, denen
Heilfursorge nach § 111 Satz 2 des Landesbeamtengesetzes oder nach diesem Gesetz ge-
wahrt wird.

(6) Es konnen Eigenbehalte von den beihilfefahigen Aufwendungen oder der Beihilfe abge-
zogen und Belastungsgrenzen festgelegt werden. 2 Eigenbehalte sind nicht abzuziehen bei
Aufwendungen

1. von Kindern und Waisen bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres,

2. von Schwangeren im Zusammenhang mit Schwangerschaftsbeschwerden oder der
Entbindung,

3. fiir ambulante arztliche und zahnarztliche Vorsorgeleistungen sowie Leistungen zur
Friiherkennung von Krankheiten.

(7) Das fiir Finanzen zustandige Ministerium regelt im Einvernehmen mit dem fiur Beamten-
recht zustindigen Ministerium durch Verordnung die Beihilfegewahrung in Anlehnung an
das Filinfte Buch des Sozialgesetzbuchs sowie unter Berlicksichtigung von Kindern und der
Fiirsorgepflicht des Dienstherrn nach § 45 des Beamtenstatusgesetzes. 2In der Verordnung
konnen Bestimmungen getroffen werden

1. beziiglich des Inhalts und Umfangs der Beihilfegewahrung

a) liber die dem Grunde nach beihilfefahigen Aufwendungen, insbesondere liber die
Beschrankung oder den Ausschluss der Beihilfegewahrung bei bestimmten Indika-
tionen, fiir Untersuchungen und Behandlungen nach wissenschaftlich nicht allge-
mein anerkannten Methoden und fiir bestimmte Arzneimittel, insbesondere fiir nicht
verschreibungspflichtige Arzneimittel und solche, bei deren Anwendung eine Erhé-
hung der Lebensqualitidt im Vordergrund steht,

b) fiir den Fall des Zusammentreffens mehrerer inhaltsgleicher Anspriiche auf Beihilfe
in einer Person,

c) uber Aufwendungen von beriicksichtigungsfahigen Angehérigen nach Absatz 2
Satz 2 Nr. 1 hinsichtlich der Einkommenshohe,

d) liber die Beschrankung oder den Ausschluss der Gewahrung bestimmter Leistun-
gen an Beamtinnen auf Widerruf und Beamte auf Widerruf, die den Vorbereitungs-
dienst ableisten und die noch nicht iiber einen bestimmten Zeitraum hinweg unun-
terbrochen im offentlichen Dienst beschaftigt sind,

e) fur Beamtinnen, Beamte, Richterinnen und Richter, die ihren dienstlichen Wohnsitz
im Ausland haben oder in das Ausland abgeordnet sind, und fiir ihre beriicksichti-
gungsfiahigen Angehorigen,

f) liber Hochstbetrage,



g) liber die Beschrankung oder den Ausschluss der Gewdhrung von Beihilfe fiir Auf-
wendungen, die auBerhalb der Europdischen Union oder auBerhalb des europai-
schen Wirtschaftsraums entstanden sind,

h) Giber Eigenbehalte bis zu einer Belastungsgrenze,
i) Uber die Regelung des Bemessungssatzes in besonderen Fillen;
2. beziiglich des Verfahrens der Beihilfegewahrung

a) liber eine Ausschlussfrist und eine betragsmaBige Antragsgrenze fiir die Beantra-
gung der Beihilfe,

b) uber die elektronische Erfassung und Speicherung von Antragen und Belegen,

c) liber die Verwendung einer elektronischen Gesundheitskarte in entsprechender An-
wendung der Vorschriften des Fiinften Buchs des Sozialgesetzbuchs, wobei der
Zugriff auf Daten tiber die in Anspruch genommenen Leistungen und deren Kosten
zu beschranken ist,

d) lber die Beteiligung von Gutachterinnen und Gutachtern und sonstigen Stellen zur
Uberpriifung der Notwendigkeit und Angemessenheit beantragter MaBnahmen oder
einzelner Aufwendungen einschlieBlich der Ubermittlung erforderlicher Daten, wo-
bei personenbezogene Daten nur mit Einwilligung der Betroffenen Ubermittelt wer-
den durfen.

®Der Ausschluss oder die Beschriankung der Beihilfegewahrung zu nachgewiesenen, medi-
zinisch notwendigen und angemessenen Aufwendungen ist nur zuldssig, soweit dies im Ein-
zelfall nicht zu einer unzumutbaren Harte fiir die Beihilfeberechtigten oder ihre beriicksichti-
gungsfiahigen Angehorigen fiihrt.

(8) Bis zum Inkrafttreten der Verordnung nach Absatz 7 gilt die fiir die Beamtinnen, Beamten,
Richterinnen, Richter, Versorgungsempfangerinnen, Versorgungsempfanger, fritheren Be-
amtinnen und fritheren Beamten des Bundes jeweils geltende Beihilfeverordnung weiter.

(9) Die Absétze 8 bis 10 in der bis zum 31. Dezember 2016 geltenden Fassung finden fiir bei-
hilfefahige Aufwendungen, die bis zum 31. Dezember 2016 entstanden sind, weiterhin An-
wendung.

(10) (aufgehoben)

§ 3 Absatze 1 bis 7 entsprechen inhaltlich § 120 LBG LSA vom 15. Dezember 2009 (GVBI. LSA
S. 648). Die Vorschrift wurde mit Wirkung vom 1. April 2011 aus systematischen Griinden vom
LBGLSA in das Besoldungs- und Versorgungsrechtsergdnzungsgesetz verschoben.
§ 120 LBG LSA wurde mit Inkrafttreten des Besoldungs- und Versorgungsrechtsergadnzungsgeset-
zes aufgehoben. Artikel 3 des Haushaltsbegleitgesetzes 2014 (HHBegleitG 20214) erganzte Absatz
8 zwecks Einfuihrung einer Kostendampfungspauschale mit Wirkung ab 1. Januar 2014 und fligte
die Absatze 9 und 10 an. Durch Artikel 6 des Gesetzes vom 17. Dezember 2014 (GVBI. LSA S. 525,
526) wurden § 3 Absatze 5 und 9 im Zusammenhang mit der Einfiihrung der §§ 3a bis 3¢ mit Wir-
kung vom 1. Januar 2015 geandert.

Das Bundesverwaltungsgericht hat mit Urteil vom 17. Juni 2004 (2 C 50.02) entschieden, dass die
als Verwaltungsvorschriften ergangenen Beihilfevorschriften des Bundes nicht den verfassungs-
rechtlichen Anforderungen des Gesetzesvorbehalts genugen. Die wesentlichen Entscheidungen



Uber die Leistungen an Beamtinnen und Beamte sowie Versorgungsempfangerinnen und Versor-
gungsempfanger im Falle von Krankheit und Pflegebedirftigkeit habe der Gesetzgeber zu treffen.
Ihm wurde aufgegeben, innerhalb eines angemessenen Zeitraums die Regelungen Uber die Gewah-
rung von Beihilfe in Krankheits-, Pflege- und Geburtsfallen den grundgesetzlichen Erfordernissen
anzupassen.

Nach dem Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 28. Oktober 2004 (2 C 34.03) gilt dies auch,
wenn der Landesgesetzgeber die Beihilfevorschriften des Bundes durch Landesgesetz Ubernom-
men hat. Dies ist in Sachsen-Anhalt der Fall, da die Beihilfevorschriften des Bundes Uber § 3 (vor
dem 1. April 2011 Uber § 120 des Gesetzes zur Neuordnung des Landesbeamtenrechts vom 15. De-
zember 2009) Anwendung finden. Demzufolge hat auch der Gesetzgeber in Sachsen-Anhalt die
wesentlichen Entscheidungen Uber die Gewahrung von Beihilfe in Krankheits-, Pflege- und Geburts-
fallen selbst zu treffen. Er hat eine neue verfassungsgemafle Grundlage zu schaffen, in der die
tragenden Strukturprinzipien des Beihilferechts gesetzlich geregelt werden.

Die den Anforderungen des Bundesverwaltungsgerichts entsprechende gesetzliche Grundlage fir
die Beihilfe auf Bundesebene befindet sich in § 80 des Bundesbeamtengesetzes (BBG) und ist am
12. Februar 2009 in Kraft getreten. Das Bundesministerium des Innern hat zeitgleich die darauf be-
ruhenden neuen Bundesbeihilfevorschriften erlassen, die zwischenzeitlich schon mehrfach gedndert
worden sind.

Die mit § 3 beabsichtigte Regelung entspricht im Wesentlichen der Regelung in § 80 BBG. Damit
sollen die vom Bundesverwaltungsgericht entwickelten Vorgaben umgesetzt werden, ohne die ma-
terielle Rechtslage fir die Beihilfeberechtigten und ihre Angehdrigen zu verandern. § 3 Abs. 7 enthalt
eine Verordnungsermachtigung fir den Erlass einer Beihilfeverordnung.

Die Beihilfe ist eine eigenstandige beamtenrechtliche Krankenfiirsorge, die der Versicherungsfreiheit
der Beamtinnen und Beamten in der gesetzlichen Krankenversicherung Rechnung tragt. Durch die
Beihilfe erflllt der Dienstherr die den Beamtinnen und Beamten und ihren Familien gegeniber be-
stehende Verpflichtung, sich an den Kosten in Krankheits-, Pflege- und Geburtsfallen mit dem Anteil
zu beteiligen, der durch die von den Beamtinnen und Beamten zu treffende Eigenvorsorge nicht
abgedeckt wird.

Absatz 1 legt fest, welche Personen beihilfeberechtigt sind. Die Beihilfeberechtigung ist an die Zah-
lung laufender Bezlige geknupft. Sie bleibt auch bestehen, wenn die Bezlige wegen Elternzeit oder
der Anwendung von Ruhens-, Anrechnungs- oder Kirzungsvorschriften nicht gezahlt werden.

Nach Absatz 2 wird Beihilfe auch zu den Aufwendungen gewahrt, die den berlcksichtigungsfahigen
Angehdrigen der Beihilfeberechtigten entstanden sind. Die Regelung legt fest, wer zu den beruck-
sichtigungsfahigen Angehdrigen zahlt. Dazu kénnen neben den Ehegattinnen und Ehegatten und
den Kindern der oder des Beihilfeberechtigten auch deren eingetragene Lebenspartnerin oder ein-
getragene Lebenspartner gehdren. Damit erfolgt im Beihilferecht die Gleichstellung von eingetrage-
nen Lebenspartnerschaften mit der Ehe.

Die Fursorgepflicht des Dienstherrn gegenliber den berlicksichtigungsfahigen Angehdrigen der oder
des Beihilfeberechtigten endet, wenn diese Uber ein eigenes Einkommen verfligen und wirtschaftlich
selbstandig sind. Die bericksichtigungsfahigen Angehdrigen sind dann selbst in der Lage, die Absi-
cherung des Krankheitsrisikos aus eigenen finanziellen Mitteln zu bestreiten. Die Einkommens-
grenze wird in der Verordnung nach Absatz 7 festgelegt.
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Absatz 3 legt das System zur Gewahrung von Beihilfe in Krankheits-, Pflege- und Geburtsfallen und
sonstigen Fallen fest und beschreibt abschlieBend die durch das Beihilfesystem abzusichernden
Risiken.

Grundsatzlich kénnen nur notwendige und wirtschaftlich angemessene Aufwendungen beihilfefahig
sein. Der Nachweis der Wirksamkeit wird nach den jeweils einschlagigen Rechtsvorschriften gefiihrt,
z. B. dem Arzneimittelgesetz und dem Gesetz liber Medizinprodukte.

Nach Absatz 4 wird Beihilfe als Vomhundertsatz der beihilfefahigen Aufwendungen (Bemessungs-
satz) gewahrt. Die durch die Beihilfe nicht abgedeckten Aufwendungen kdnnen Beihilfeberechtigte
bei einer privaten Krankenversicherung absichern, soweit sie nicht (freiwillige) Mitglieder der gesetz-
lichen Krankenversicherung sind. Ab dem 1. Januar 2009 sind sie nach § 193 Abs. 3 des Versiche-
rungsvertragsgesetzes verpflichtet, sich flr die durch die Beihilfe nicht abgesicherten Teile der Auf-
wendungen durch eine Versicherung abzusichern.

In Absatz 4 Satz 2 sind die Bemessungssatze fir die unterschiedlichen Gruppen der Beihilfebe-
rechtigten und der bertcksichtigungsfahigen Angehérigen differenziert festgelegt.

In Absatz 4 Satz 3 und 4 wird der Bemessungssatz fur Beihilfeberechtigte mit zwei und mehr be-
rucksichtigungsfahigen Kindern erhoht. Dadurch wird dem besonderen Alimentationsbedarf von Fa-
milien mit mehreren Kindern nachgekommen.

Da Beihilfebemessungssatze durch formelles Gesetz zu regeln sind, wird in Absatz 4 Satz 5 der
einzige fehlende Tatbestand (Beamtinnen und Beamte in Elternzeit) ohne Anderung der Rechtsfolge
im BesVersEG LSA erfasst. Satz 5 wurde durch das Vierte Gesetz zur Anderung dienstrechtlicher
Vorschriften vom 7. Oktober 2024 (GVBI. LSA S. 274) in die bestehende Regelung des § 3 Abs. 4
eingefugt.

Durch Absatz 5 Satz 1 wird ausgeschlossen, dass die Erstattungen, die eine Beihilfeberechtigte
oder ein Beihilfeberechtigter aus dem Beihilfesystem und einer Krankenversicherung erhalt, insge-
samt hoher sind als die tatsachlichen Aufwendungen. Sollte ein solcher Fall eintreten, wird die Bei-
hilfe entsprechend reduziert. Nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts entspricht
es dem Grundsatz der Fursorgepflicht, wenn die Beihilfe zuzlglich der Erstattungen durch einen
Krankenversicherer nicht mehr als 100 Prozent der tatsachlichen Krankheitskosten betragt. Durch
die Krankheit soll namlich kein Gewinn erzielt werden kdnnen (vgl. BVerfG, Beschluss vom 13. No-
vember 1990, BVerfGE 83, 89).

Absatz 5 Satz 2 ist eine Vorschrift, die den Subsidiaritatscharakter der Beihilfe verdeutlicht. Sie gilt
sowohl fir die Beihilfeberechtigte oder den Beihilfeberechtigten als auch fir die bertcksichtigungs-
fahigen Angehdrigen, soweit Anspriche auf Krankenhilfe, Geldleistungen oder Kostenerstattung so-
wie Sach- und Dienstleistungen aufgrund von Rechtsvorschriften oder arbeitsvertraglichen Verein-
barungen bestehen. Leistungen aufgrund gesetzlicher oder arbeitsvertraglicher Grundlage sind bei
der Festsetzung der Beihilfen in voller Hohe in Abzug zu bringen. Leistungen aus einer privaten
Krankenversicherung sind von dieser Vorschrift nicht erfasst.

Absatz 5 Satz 3 stellt klar, dass Beamte, die Anspruch auf Heilflirsorge haben, flir sich keine ergan-
zenden Beihilfeanspriiche geltend machen kénnen. Davon unberiihrt bleibt der Beihilfeanspruch flr
die Aufwendungen der bertcksichtigungsfahigen Angehorigen, da diesen keine Heilfirsorge ge-
wahrt wird.

Absatz 6 Satz 1 erdffnet die Moglichkeit, zur Kostenbegrenzung und zur Erzielung von Steuerungs-
effekten Eigenbehalte abziehen zu kénnen. Dabei wird sowohl ein Abzug von den beihilfefahigen
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Aufwendungen (z. B. bei Arzneimitteln und Fahrtkosten) als auch ein Abzug von der Beihilfe insge-
samt zugelassen.

Entsprechend den Regelungen in der gesetzlichen Krankenversicherung, die Héchstgrenzen fiir den
Abzug von Eigenbehalten vorsehen, kénnen Belastungsgrenzen festgelegt werden. Wird diese
Grenze Uberschritten, werden fir das laufende Kalenderjahr — auf Antrag der oder des Beihilfebe-
rechtigten — keine Eigenbehalte mehr abgezogen.

Absatz 6 Satz 2 regelt, dass fur bestimmte Aufwendungen, z. B. von Kindern bis zur Vollendung
des 18. Lebensjahres und Schwangeren im Zusammenhang mit Schwangerschaftsbeschwerden
oder der Entbindung sowie fur Vorsorgeleistungen, keine Eigenbehalte abgezogen werden durfen.

Absatz 7 ist die Ermachtigungsgrundlage fir den Erlass einer Rechtsverordnung. Die Ausgestaltung
der Beihilfegewahrung im Einzelnen erfolgt durch Rechtsverordnung. Da es sich bei der Beihilfe um
eine die Alimentation erganzende Flrsorgeleistung des Dienstherrn handelt, werden die Beihilfevor-
schriften durch das Ministerium der Finanzen im Einvernehmen mit dem fur das Beamtenrecht zu-
standigen Ministerium erlassen.

Der Ausschluss der Beihilfefahigkeit von Arznei-, Heil- und Hilfsmitteln richtet sich im Wesentlichen
nach den entsprechenden Regelungen des Sozialgesetzbuches Flnftes Buch. Damit ist sicherge-
stellt, dass fur die Beihilfe das gleiche Leistungsprogramm gilt wie fur gesetzlich Krankenversicherte.
Gleichzeitig bringt diese Regelung erhebliche Erleichterungen fur die Leistungserbringer, weil diese
die Festlegungen und Ausschlisse bereits aus der Behandlung von Versicherten der gesetzlichen
Krankenversicherung kennen.

Der Ausschluss oder die Beschrankung von Leistungen dirfen im Einzelfall nicht zu einer unzumut-
baren Harte flr die Beihilfeberechtigten oder ihre berlcksichtigungsfahigen Angehérigen fihren. Die
Fursorgepflicht des Dienstherrn und die Belange von Kindern sind zu beachten.

Ebenfalls durch Verordnung kénnen Regelungen zu Hochstbetragen fur bestimmte Leistungen, zu
Eigenbehalten, zu Bemessungssatzen in besonderen Fallen sowie zum Verfahren der Beihilfege-
wahrung getroffen werden.

Die Ubergangsregelung des Absatzes 8 stellt sicher, dass bis zum Inkrafttreten der auf der Grund-
lage des Absatzes 7 zu erlassender Verordnung die Beihilfeverordnung des Bundes in der jeweils
geltenden Fassung weiter angewendet werden.

Absatz 9 stellt klar, dass fir bis zum 31. Dezember 2016 entstandene beihilfefahige Aufwendungen
die Absatze 8 bis 10 in der Fassung bis zum 31. Dezember 2016 weiterhin anzuwenden sind. Die
Abséatze 8 bis 10, die Regelungen zur Kostendampfungspauschale beinhalteten, waren wie folgt
gefasst:

(8) Bis zum Inkrafttreten der Verordnung nach Absatz 7 gelten die fiir die Beamtinnen, Beamten,
Richterinnen, Richter, Versorgungsempféngerinnen, Versorgungsempfanger, friiheren Beamtinnen
und friitheren Beamten des Bundes jeweils geltenden Vorschriften mit der MalRgabe weiter, dass die
festgesetzte Beihilfe fiir jedes Kalenderjahr, in dem beihilfefédhige Aufwendungen entstanden sind,
um eine Kostendampfungspauschale nach den Absétzen 9 und 10 zu kiirzen ist.

(9) Die Kostenddmpfungspauschale betragt in den Besoldungsgruppen

1. A7bisA9 80 Euro,
2. A10, A11 140 Euro,
3. A12bisA15C1,C2, R1, W1, W2 200 Euro,
4. A16,B2, B3, C3, R2 R3, W3 320 Euro,
5. B4bisB7,C4,R4bisR7 440 Euro,
6. hoéhere Besoldungsgruppen 560 Euro.



2Von der Erhebung der Kostenddmpfungspauschale werden folgende Personengruppen ausge-
nommen:
Beamtinnen und Beamte in Elternzeit,
Waisen,
Beihilfeberechtigte, die in einer gesetzlichen Krankenkasse versichert sind,
Hinterbliebene im Jahr des Todes der oder des verstorbenen Beihilfeberechtigten,
Versorgungsempfingerinnen und Versorgungsempfdnger mit Mindestruhegehalt nach § 7
Abs. 1 Satz 1 in Verbindung mit § 14 Abs. 4 Satz 2 und 3 des Beamtenversorgungsgesetzes
und ihre Hinterbliebenen und

6. Beihilfeberechtigte mit Anspruch auf Heilflirsorge
3 Die Erhebung der Kostenddmpfungspauschale entféllt fiir Aufwendungen fiir Friiherkennungsun-
tersuchungen und VorsorgemalRnahmen und fiir Aufwendungen wegen dauernder Pflegebed(irftig-
keit.

(10) Die Betrdge nach Absatz 9 Satze 1 werden bei Teilzeitbeschéftigung im gleichen Verhéltnis wie
die Arbeitszeit vermindert. 2 Die Kostenddmpfungspauschale fiir Versorgungsempfangerinnen und
Versorgungsempfénger betréagt 70 v. H. der Kostendédmpfungspauschale fiir die Besoldungsgruppe,
nach der die Versorgungsbeziige berechnet werden. ° Dies gilt auch bei begrenzter Dienstfahigkeit.
“ Bei Witwen und Witwern sowie hinterbliebenen eingetragenen Lebenspartnerinnen und hinterblie-
benen eingetragenen Lebenspartnern betrdgt die Kostendampfungspauschale 40 v. H. der Kosten-
dampfungspauschale fiir die Besoldungsgruppe, nach der die Versorgungsbeziige berechnet wer-
den. ° Die nach Absatz 9 und nach den Sétzen 1 bis 4 ermittelten Betrége vermindern sich um 25
Euro fiir jedes beriicksichtigungsfahige Kind. © Die Erhebung der Kostendampfungspauschale richtet
sich nach den persénlichen Verhéltnissen, die am 1. Januar des Jahres vorliegen, dem die Aufwen-
dungen zugerechnet werden. " Ersatzweise ist auf den ersten Tag der Beihilfeberechtigung abzu-
stellen. ® Soweit die Kostendémpfungspauschale, die Aufwendungen fiir Arzneimittel nach § 50 Abs.
1 Satz 1 Nr. 2 der Bundesbeihilfeverordnung zum entsprechenden Bemessungssatz und die Eigen-
behalte nach § 49 der Bundesbeihilfeverordnung die Belastungsgrenze nach 50 Abs. 1 Satz 5 der
Bundesbeihilfeverordnung lbersteigen, entféllt die Kostenddmpfungspauschale auf Antrag der oder
des Beihilfeberechtigten.

ISUI NI I

Die Regelungen zur Einbehaltung einer Kostendampfungspauschale nach den Absatzen 8 bis 10
wurden durch das Gesetz zur Anderung des Besoldungs- und Versorgungsrechtserganzungs-ge-
setzes vom 8. Dezember 2016 ersatzlos gestrichen. Damit sind die in den Jahren 2014 bis 2016 in
Abhangigkeit von der Besoldungsgruppe einbehaltenen Jahresbetrage in Hohe von 80 Euro bis 560
Euro bei der Beihilfe fur beihilfefahige Aufwendungen, die ab 1. Januar 2017 entstanden sind, ent-
fallen. Die Streichung steht im Zusammenhang mit der Umsetzung des Beschlusses des Bundes-
verfassungsgerichts vom 17. November 2015 — 2 BvL 19/09 u. a. —, in der das Gericht ein Pruf-
schema zur Frage vorgab, ob Beamtinnen und Beamte (so auch in Sachsen-Anhalt) ausreichend
alimentiert werden; sie ist das Ergebnis der durchgeflihrten Gesamtabwagung der zweiten Priifungs-
stufe, in die auch die Entwicklung der Beihilfe (und in diesem Zusammenhang auch der Besoldungs-
einbehalt fr Heilfirsorgeberechtigte) einbezogen wurde und die Einbehaltungen in den Jahren 2014
bis 2016 hierbei als prozentuale Entwicklung des Besoldungsniveaus berlcksichtigt wurden. Fir das
Jahr 2014 ergab die Prufung, dass die Kostendampfungspauschale individuell riickabgewickelt wer-
den muss, um eine Erhéhung der Nachzahlung fir das Jahr 2014 (s. hierzu § 23c) zu vermeiden,
wahrend sich die in den Jahren 2015 und 2016 einbehaltene Kostendampfungspauschale nicht aus-
schlaggebend auf die Einhaltung der verfassungsrechtlichen Prifparameter auswirkte. Durch die
Streichung der Kostendampfungspauschale ab 2017 wird Verwaltungsaufwand vermieden, der
durch aufwandige Prifungen im Zusammenhang mit der Umsetzung des Beschlusses des Bundes-
verfassungsgerichts entstiinde.



§ 3a
Heilfiirsorge

Kommentierungsstand: 01.11.2024
(1) Heilfiirsorge wird gewahrt fiir
1. Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbeamte,

2. Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbeamte, die in den Justizvollzugsdienst
oder zur Landesbehorde fiir Verfassungsschutz versetzt sind, und

3. Beamtinnen und Beamte des feuerwehrtechnischen Dienstes, die im Brandbekdampfungs-
und Hilfeleistungsdienst (Einsatzdienst) stehen,

in der Zeit, in der sie Dienstbeziige oder Anwarterinnen- oder Anwartergrundbetrage erhalten.
2Ein Anspruch auf Heilfiirsorge besteht auch wahrend der Elternzeit.

(2) Im Rahmen der Heilfiirsorge werden grundsatzlich nur notwendige und wirtschaftlich an-
gemessene Aufwendungen

1. in Krankheits- und Pflegefallen,
2. zur Vorbeugung von Krankheiten oder Behinderungen,

3. in Geburtsfallen, zur Empfangnisverhiitung, bei kiinstlicher Befruchtung sowie in Fallen
des nicht rechtswidrigen Schwangerschaftsabbruchs und bei der nicht rechtswidrigen
Sterilisation und

4. zur Friherkennung von Krankheiten und zu Schutzimpfungen gewabhrt.

2Die Angemessenheit der Aufwendungen beurteilt sich grundsatzlich nach den Regelungen
der jeweils geltenden Sozialgesetzbiicher, insbesondere des Fiinften Buches Sozialgesetz-
buch. 3 Die Leistungsgewahrung erfolgt grundsatzlich als Sachleistung.

(3) Das fiir Polizei zustandige Ministerium regelt im Einvernehmen mit dem fiir Finanzen zu-
stiandigen Ministerium durch Verordnung in Anlehnung an das Fiinfte Buch Sozialgesetz-
buch sowie unter Beriicksichtigung der Fiirsorgepflicht des Dienstherrn nach § 45 des Be-
amtenstatusgesetzes die Gewahrung von Heilfiirsorge.

(4) Es konnen Eigenbehalte bei der Leistungsgewdhrung und Belastungsgrenzen festgelegt
werden. 2 Eigenbehalte sind nicht abzuziehen bei Aufwendungen

1. von Schwangeren im Zusammenhang mit Schwangerschaftsbeschwerden oder der Ent-
bindung,

2. fur ambulante arztliche und zahnarztliche Vorsorgeleistungen sowie Leistungen zur Friih-
erkennung von Krankheiten.

(5) In der Verordnung konnen beziiglich des Inhalts und Umfangs der Heilfiirsorge Bestim-
mungen getroffen werden

1. lber die dem Grunde nach heilfiirsorgefahigen Aufwendungen, insbesondere liber die
Beschriankung oder den Ausschluss der Heilfiirsorgegewahrung bei bestimmten Indika-
tionen, fiir Untersuchungen und Behandlungen nach wissenschaftlich nicht allgemein an-
erkannten Methoden und fiir bestimmte Arzneimittel, insbesondere fiir nicht verschrei-
bungspflichtige Arzneimittel und solche, bei deren Anwendung eine Erhdhung der Le-
bensqualitat im Vordergrund steht,



2. fur Personen mit Anspruch auf Heilfiirsorge, die ihren dienstlichen Wohnsitz im Ausland
haben oder in das Ausland abgeordnet sind,

3. ber Eigenbehalte bis zu einer Belastungsgrenze,
4. lber Hochstbetrage und

5. lber die Beschrankung oder den Ausschluss der Gewdhrung von Aufwendungen, die au-
Rerhalb der Europaischen Union oder auBerhalb des Europaischen Wirtschaftsraums ent-
standen sind.

(6) Fiir Beamtinnen und Beamte gemaR Absatz 1 Satz 1 Nr. 3 kann die Gewdhrung der Heil-
fiirsorge durch Verwaltungsvereinbarung auf die fiir die Abrechnung der Heilfiirsorge fiir Po-
lizeivollzugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbeamte zustandige Landesbehorde libertragen
werden. Dieser diirfen personenbezogene Daten im fiir die Ubernahme der Aufgabe erforder-
lichen Umfang uibermittelt werden. Die Landesbehodrde ist berechtigt, zum Zweck der Durch-
fuhrung der libertragenen Aufgaben personenbezogene Daten zu verarbeiten. Die Erstattung
der Heilflirsorgekosten sowie anteiliger Personalkosten ist in der Vereinbarung zu regein.

(7) Die Ubertragung kann sich insbesondere erstrecken auf
1. die Antragsbearbeitung und die Entscheidung liber die Gewahrung der Heilfirsorge,

2. die Entscheidung tiber Widerspriiche gegen die nach Nummer 1 erlassenen Verwal-
tungsakte,

3. die Fuhrung gerichtlicher Verfahren und

4. die Geltendmachung von Schadensersatzanspriichen nach § 2, soweit es sich um Heil-
fursorgeleistungen handelit.

In § 3a wurden inhaltlich die Regelungen des § 112 LBG LSA vom 15. Dezember 2009 (GVBI. LSA
S. 648) in der bis zum 31. Dezember 2014 gultigen Fassung zur Heilfirsorge sowie die in § 114 LBG
LSA enthaltene Verweisung flr die im Einsatzdienst stehenden Beamtinnen und Beamten des feu-
erwehrtechnischen Dienstes mit Ausnahme der Ehrenbeamtinnen und Ehrenbeamten tbernommen.
Die Vorschriften wurden mit Wirkung vom 1. Januar 2015 aus systematischen Griinden zusammen-
gefasst und im BesVersEG LSA verankert.

Absatz 3 enthalt eine Verordnungsermachtigung nach der das flr die Polizei zustandige Ministerium
im Einvernehmen mit dem fir Finanzen zustandigen Ministerium die Gewahrung von Heilfiirsorge
durch Verordnung regelt. Das Ministerium flr Inneres und Sport des Landes Sachsen-Anhalt hat
dies in der Verordnung Uber die Heilfursorge flir Polizeivollzugsbeamte des Landes Sachsen-Anhalt
(POLHFVO LSA) vom 20. April 2012 (GVBI. LSA, S. 135) geregelt.

Absatz 4 regelt die Moglichkeit, Eigenbehalte bei der Leistungsgewahrung vorzusehen und diesbe-
zuglich Belastungsgrenzen festzulegen. Fur die genannten Aufwendungen wird ein Eigenbehalt al-
lerdings ausgeschlossen.

Absatz 5 enthalt eine Aufzahlung von Sachverhalten, fir die abweichende Bestimmungen beztiglich
des Inhalts und Umfangs der Heilfiirsorge getroffen werden kénnen.

Mit den Absétzen 6 und 7 wurde durch Artikel 4 Nr. 4 des Vierten Gesetzes zur Anderung dienst-
rechtlicher Vorschriften vom 7. Oktober 2024 (GVBI. LSA S. 274, 279) die gesetzliche Grundlage
geschaffen, auf der die Gewahrung von Heilfirsorge an Beamtinnen und Beamte gemaf



§ 3a Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 BesVersEG LSA durch Vereinbarung auf die beim Land fur die Gewahrung
der Heilflirsorge der Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamten zustandige Behérde Ubertragen wer-
den kann. Die bestehende Praxis kénnte somit fortgefihrt werden. Aufgrund der Freiwilligkeit der
Aufgabenibertragung wird in das kommunale Selbstverwaltungsrecht nicht eingegriffen.

Fir die Gewahrung von Heilflirsorge fir die Beamtinnen und Beamten des feuerwehrtechnischen
Dienstes im Kommunalbereich, die im Brandbekampfungs- und Hilfeleistungsdienst (Einsatzdienst)
stehen, ist der jeweilige kommunale Dienstherr originar zustandig. Durch Abschluss entsprechender
Vereinbarungen wurde diese Aufgabe teilweise seit Mitte der 90er Jahre von mehreren kommunalen
Dienstherrn auf die Landesbehdrde Ubertragen, die auch die Heilfirsorge der Polizeivollzugsbeam-
tinnen und -beamten gewahrt, d. h. die Polizeiinspektion Zentrale Dienste (Pl ZD). Die Kosten der
Heilfirsorge werden dem Land erstattet, ebenso anteilige Personalkosten.

Durch rechtskraftiges Urteil des VG Magdeburg vom 21. Juni 2022 - 5 A 14/21 wurde der Klage
eines kommunalen Feuerwehrbeamten gegen einen Bescheid der Pl ZD, durch den die Gewahrung
von Heilfirsorge versagt wurde, stattgegeben. Die Entscheidung Uber die Gewahrung von Heilfiir-
sorge durch Verwaltungsakt obliege dem jeweiligen Dienstherrn, die Pl ZD sei fur den Erlass des
Bescheides nicht zustandig gewesen. Eine Ubertragung der Gewahrung von Heilfiirsorge auf einen
anderen Dienstherrn bzw. auf eine Behorde eines anderen Dienstherrn bedirfe einer gesetzlichen
Grundlage.



§ 3b
Wechsel in die Heilfiirsorge

Kommentierungsstand: 01.11.2024

(1) Abweichend von § 3a Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 bleiben Beamtinnen und Beamte des feuerwehr-
technischen Dienstes, die nach § 3 Abs. 1 Satz 2 und 3 beihilfeberechtigt sind und in den
Einsatzdienst eintreten, beihilfeberechtigt. >Sie konnen die Gewahrung von Heilfiirsorge
nach § 3a unter Verzicht auf die Gewahrung von Beihilfe beantragen. * Der Antrag ist schrift-
lich bei der zustandigen Personalstelle einzureichen; er ist unwiderruflich.

(2) Die Beihilfeberechtigung endet mit dem Ablauf des Monats, in dem der Antrag auf Gewah-
rung von Heilflirsorge nach § 3a von der zustiandigen Personalstelle schriftlich bewilligt wird

Fir bereits vorhandene Beamtinnen und Beamte des feuerwehrtechnischen Dienstes, die in den
Brandbekampfungs- und Hilfeleistungsdienst (Einsatzdienst) eintreten, wird ein Wahlrecht einge-
raumt, damit diese auf eigenen Wunsch in das Heilflrsorgesystem eintreten kénnen und nicht mehr
im Beihilfesystem verbleiben. Es kann nicht pauschal davon ausgegangen werden, dass jede Be-
amtin oder jeder Beamte die Heilflirsorge als vorteilhaft empfindet, insbesondere da von einer Heil-
fursorge nur die Beamtinnen und Beamten profitieren, nicht aber die berucksichtigungsfahigen An-
gehorigen. Fur diese besteht der Beihilfeanspruch weiterhin unverandert fort und es sind weiterhin
private Krankenversicherungen abzuschliel3en bzw. bestehende Versicherungen fortzufiihren. Auch
endet ein Anspruch auf Heilfirsorge mit dem Eintritt oder der Versetzung in den Ruhestand oder
dem Verlassen des Einsatzdienstes, so dass fir den Ruhestand oder bei einem Tatigkeitswechsel
ein Anspruch auf Beihilfe neu entsteht und in der Zeit des aktiven Einsatzdienstes Anwartschafts-
versicherungen bei einer privaten Krankenversicherung abgeschlossen werden mussten, um hohe
monatliche Pramien aufgrund eines erstmaligen Vertragsabschlusses im fort- oder vorangeschritte-
nen Alter, ohne dass Altersrickstellungen gebildet worden sind, zu vermeiden. Das Wahlrecht fur
diesen Personenkreis wurde mit Artikel 4 Nr. 5 des Vierten Gesetzes zur Anderung dienstrechtlicher
Vorschriften vom 7. Oktober 2024 (GVBI. LSA S. 274, 279) eingeflhrt und ist am Tag nach der
Verkindung in Kraft getreten.

Der vorige § 3b, der den Besoldungseinbehalt fir Heilflirsorgeberechtigte bis Ende 2016 regelte,
wurde durch das Gesetz zur Anderung des Besoldungs- und Versorgungsrechtsergéanzungsgeset-
zes vom 8. Dezember 2016 zum 1. Januar 2017 ersatzlos gestrichen. Der Wegfall steht im Zusam-
menhang mit der Streichung der Kostendampfungspauschale (s. § 3 Abs. 8 bis 10 i. d. F. bis 31.
Dezember 2016), die fur bis zum 31. Dezember 2016 entstandene beihilfefahige Aufwendungen
einbehalten wurde. § 3b war wie folgt gefasst:

»§ 3b
Besoldungseinbehailt fiir Heilfiirsorgeberechtigte

Von Personen mit Anspruch auf Heilflirsorge wird von dem ihnen zu zahlenden Bruttogrundgehalt
monatlich ein Betrag in Hoéhe von

1. 6,67 Euro bei Besoldung nach den Besoldungsgruppen A 7 bis A 9,

11,67 Euro bei Besoldung nach den Besoldungsgruppen A 10 und A 11,

16,67 Euro bei Besoldung nach den Besoldungsgruppen A 12 bis A 15,

26,67 Euro bei Besoldung nach den Besoldungsgruppen A 16, B 2 und B 3,

36,67 Euro bei hbheren Besoldungsgruppen
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einbehalten. § 6 des Landesbesoldungsgesetzes gilt dabei sinngemal3. Vom Besoldungseinbehalt

werden folgende Personengruppen ausgenommen:

1. Beamtinnen und Beamte in Elternzeit und

2. Personen mit Anspruch auf Heilflirsorge, die in einer gesetzlichen Krankenkasse versichert
sind.

Die nach Satz 1 ermittelten Betrdge vermindern sich um 2,10 Euro fiir jedes berticksichtigungsfahige

Kind, das am 1. Januar des jeweiligen Jahres berticksichtigungsfahig ist. Die Einbehalte schlieBen

Eigenbehalte nach § 3a Abs. 4 nicht aus.

Durch § 3bi. d. F. bis zum 31. Dezember 2016 wurde die Kostendampfungspauschale ab 1. Ja-
nuar 2015 auf den Bereich der Heilfiirsorge Ubertragen, indem die jahrlichen Summen aus dem Bei-
hilfebereich auf monatliche Betrage umgerechnet wurden. Dieser Besoldungseinbehalt kam unab-
hangig von der tatsachlichen Leistungsinanspruchnahme zum Tragen. Da die Regelungen zur Kos-
tendampfungspauschale zum 1. Januar 2017 ersatzlos gestrichen wurden, entfielen in Folge dazu
auch die Regelungen zum Besoldungseinbehalt flr HeilfUrsorgeberechtigte (s. hierzu den Hinweis
27 zu § 3).



§ 3c
Wechsel in das Beihilfesystem

Kommentierungsstand: 29.01.2015

(1) Folgende Personen, die nach § 3a einen Anspruch auf Heilfiirsorge haben, konnen die
Heilfiirsorgeberechtigung ablehnen:

1. neu eingestellte Beamtinnen oder Beamte mit Anspruch auf Dienstbeziige,

2. Beamtinnen oder Beamte, die nach Abschluss des Vorbereitungsdienstes zu Beam-
tinnen oder Beamten auf Probe ernannt werden, und

3. Beamtinnen und Beamte, welche von einem anderen Dienstherrn auBerhalb des Lan-
des Sachsen-Anhalt zu einem Dienstherrn im Geltungsbereich des Landesbesol-
dungsgesetzes versetzt sind.

2Die Heilfirsorgeberechtigung endet mit Ablauf des Monats, in dem die Ablehnung erklart
wurde. ®Im Falle der Ablehnung von Heilfiirsorge wird ab dem auf die Ablehnung folgenden
Monat Beihilfe nach § 3 gewahrt.

(2) Die Gewahrung von Heilfiirsorge kann nur innerhalb von sechs Monaten nach Einstellung,
Ernennung zur Beamtin oder zum Beamten auf Probe oder Versetzung abgelehnt werden.
2Die Ablehnung muss innerhalb der genannten Frist schriftlich gegeniiber der zustidndigen
Personalstelle erklart werden. * Ein Widerruf der Erklarung ist ausgeschlossen.

(3) Personen mit Anspruch auf Heilflirsorge, die sich zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des
Haushaltsbegleitgesetzes 2015/2016 bereits im Landesdienst oder im Dienst eines anderen
Dienstherrn im Geltungsbereich des Landesbesoldungsgesetzes befinden, konnen die Ge-
wahrung von Heilfiirsorge innerhalb eines Zeitraumes von sechs Monaten ab dem Inkrafttre-
ten des Haushaltsbegleitgesetzes 2015/2016 ablehnen. > Absatz 1 Satz 2 und 3 sowie Absatz
2 Satz 2 und 3 gelten entsprechend.

Mit dieser Vorschrift wird erstmals eine Regelung geschaffen, wonach ein Wechsel vom Heilfursor-
gesystem in das System der Beihilfe moglich ist.

Absatz 1 definiert den Personenkreis, fir den ein Wechsel in Betracht kommen kann. Vorausset-
zung ist, dass im Zeitpunkt der Abgabe der Wechselerklarung ein Anspruch auf Heilfiirsorge be-
stand. Satze 2 und 3 regeln den Zeitpunkt des Systemwechsels.

Absatz 2 regelt die formellen Voraussetzungen. Bei der Frist von sechs Monaten handelt es sich
um eine Ausschlussfrist.

Absatz 3 enthalt eine Ubergangsregelung, mit der allen Heilfiirsorgeberechtigten die Méglichkeit
eingeraumt wird, mit der erstmaligen Einfihrung der Regelungen in §§ 3b und 3c zum 1. Ja-
nuar 2015 den Wechsel vom Heilfirsorgesystem in das System der Beihilfe vollziehen zu kénnen.
Somit dient die Regelung in Absatz 3 dazu, den Personen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des
HHBegleitG 2015/2016 (01. Dezember 2015) bereits langer als sechs Monate im Beamtenverhaltnis
sind, dasselbe Wahlrecht wie denen nach Absatz 1 und Absatz 2 erfassten Personen einzurdumen.
Der Verweis in § 3c Abs. 3 Satz 2 bezieht sich indessen nur auf die Wirkungen der Ablehnung von
Heilfirsorge sowie Verfahrensfragen; damit ist keine Aussage zum adressierten Personenkreis ge-
maf § 3c Abs. 1 Satz 1 verbunden.



§ 3d
Zuschuss zur gesetzlichen Krankenversicherung

Kommentierungsstand: 01.01.2026

(1) Auf Antrag erhalten nach § 3 Abs. 1 Satz 2 und 3 beihilfeberechtigte Personen, die freiwillig
in der gesetzlichen Krankenversicherung versichert sind, einen Zuschuss in Hohe der Halfte
ihres nachgewiesenen Krankenversicherungsbeitrages.

(2) Der Antrag ist schriftlich bei der fiir die Zahlung von Beziigen zustéandigen Stelle, verbun-
den mit einer schriftlichen Verzichtserklarung auf erganzende Beihilfen vorbehaltlich des Ab-
satzes 6 Satz 2, zu stellen. °Ein Widerruf des Antrages und der Verzichtserklarung ist mit
Wirkung fiir die Zukunft zu Beginn eines Monats zuldssig. *Der Widerruf ist spatestens drei
Monate vor Wirksamkeit schriftlich zu erklaren.

(3) Der Anspruch auf Gewadhrung des Zuschusses entsteht mit Beginn des Monats, in wel-
chem der Antrag gestellt und der Verzicht erklart wurde, jedoch friilhestens ab Beginn der
freiwilligen gesetzlichen Krankenversicherung. 2Der Zuschuss wird monatlich gezahit.

(4) Antrage, die einschlieBlich der Verzichtserkldarung bis zum 31. Dezember 2026 gestelit
werden, wirken auf den 1. Januar 2026 zuriick, jedoch friihestens auf den Beginn der freiwil-
ligen gesetzlichen Krankenversicherung.

(5) Leistungen Dritter zur Krankenversicherung sind bei der Berechnung des Zuschusses in
Abzug zu bringen.

(6) Ein Zuschuss zur Pflegeversicherung wird nicht gewahrt. 2Ausgenommen von dem Ver-
zicht nach Absatz 2 ist die Gewahrung einer Beihilfe zu Aufwendungen fiir die Pflege.

Mit Artikel 3 Nr. 4 des Flinften Gesetzes zur Anderung dienstrechtlicher Vorschriften vom 14. Ja-
nuar 2026 (GVBL. LSA S. 2, 7) wurde § 3d und damit ein Zuschuss fir beihilfeberechtigte Personen
eingefuhrt, die freiwillig in der gesetzlichen Krankenkasse versichert sind. Diese Bediensteten des
Landes oder der Kommunen erhielten als einzige Personengruppe bisher keinen Zuschuss zu ihrer
Krankenversicherung. Die Regelung ist rickwirkend zum 1. Januar 2026 in Kraft getreten.

Bei dem Zuschuss zum Krankenversicherungsbeitrag handelt es sich um eine zusatzliche Flrsor-
geleistung des Dienstherrn, die die Kosten der freiwilligen gesetzlichen Krankenversicherung redu-
zieren soll, da es sich um eine freiwillige Versicherung zu 100 v. H. handelt.

Absatz 1 Personen, die nach § 3 Abs. 1 Satz 2 und 3 beihilfeberechtigt sind bzw. beihilfeberechtigt
werden, sich gleichwohl aber fir eine freiwillige gesetzliche Krankenversicherung entschieden ha-
ben bzw. entscheiden, erhalten auf Antrag einen Zuschuss in Hohe der Halfte ihres nachgewiesenen
Krankenversicherungsbeitrages. Beitrage fur Zusatzversicherungen (z. B fur Zahnzusatzversiche-
rungen) werden dagegen nicht erstattet, auch wenn sie bei derselben gesetzlichen Krankenversi-
cherung abgeschlossen wurden.

Dies sind nach § 3 Abs. 1 Satz 2 Beamtinnen und Beamte sowie Richterinnen und Richter, Versor-
gungsempfangerinnen und Versorgungsempfanger, frihere Beamtinnen und friihere Beamte, wenn
und solange ihnen Dienstbezlige, Anwartergrundbetrag, Ruhegehalt, Witwengeld, Witwergeld, Wai-
sengeld, Unterhaltsbeitrage oder Ubergangsgeld nach den besoldungs- oder versorgungsrechtli-
chen Vorschriften zustehen. Eine Beihilfeberechtigung besteht auch, wenn die Bezlige nach
§ 3 Abs. 1 Satz 2 BesVersEG LSA wegen Elternzeit oder der Anwendung von Ruhens-, Anrech-
nungs- oder Kirzungsvorschriften nicht gezahlt werden.



Auch Personen, die nach § 3 Abs. 1 Satz 2 und 3 beihilfeberechtigt sind und bereits vor dem 1. Ja-
nuar 2026 freiwillig in der gesetzlichen Krankenversicherung versichert waren (Bestandsfalle), sind
von dieser Regelung erfasst.

Absatz 2 Der Zuschuss wird nur auf schriftlichen Antrag gewahrt. Gleichzeitig ist eine schriftliche
Verzichtserklarung auf erganzende individuelle Beihilfe abzugeben, auf die die beihilfeberechtigte,
aber freiwillig in der gesetzlichen Krankenversicherung versicherte Person und gegebenenfalls ihre
mitversicherten Angehdrigen sonst subsidiar Anspruch hatten.

Ein Widerruf des Antrages und der Verzichtserklarung ist zulassig fir die Zukunft zu Beginn eines
Monats. Der Widerruf ist jedoch spatestens drei Monate vor Wirksamkeit schriftlich zu erklaren. Mit
der vorgesehenen Widerrufsmoglichkeit wird den beihilfeberechtigten Personen die notwendige Fle-
xibilitat eingeraumt, sich auch nachtraglich fir das klassische Beihilfesystem zu entscheiden. Durch
die Festlegung auf den Beginn eines Monats sowie die einzuhaltende Frist von drei Monaten vor
Wirksamwerden wird sichergestellt, dass eine geordnete Umstellung und Zahlungseinstellung des
Zuschusses erfolgen kann. Gleichzeitig wird verhindert, dass kurzfristige Wechsel zur Ausnutzung
von Vorteilskonstellationen erfolgen. Die Regelung wahrt damit die Interessen der beihilfeberechtig-
ten Personen und auch die Planungs- und Kalkulationssicherheit des Dienstherrn.

Absatz 3 regelt den Zeitpunkt, in dem der Anspruch auf Gewahrung des Zuschusses zur freiwilligen
gesetzlichen Krankenversicherung entsteht. Ein Zuschuss wird nicht flr zurickliegende Zeitraume
gewahrt. Der Zuschuss wird monatlich zeitgleich mit den Dienstbezigen gezahlt.

Absatz 4 normiert eine Ausnahmeregelung fur eine riickwirkende Entstehung des Anspruches auf
Gewahrung des Zuschusses zur freiwilligen gesetzlichen Krankenversicherung. Fir die erstmalige
Antragstellung gilt eine Ubergangsfrist bis zum 31. Dezember 2026. Antrége, die bis dahin ein-
schlieBlich der Verzichtserklarung gestellt werden, wirken auf den 1. Januar 2026 zurlck, friihestens
jedoch auf den Beginn der freiwilligen gesetzlichen Krankenversicherung.

Absatz 5 In Einzelfallen ist es moéglich, dass Anspruchsberechtigte aufgrund rechtlicher Anspriiche
oder vertraglicher Vereinbarungen von dritter Seite bereits Zuschisse zur Krankenversicherung er-
halten. Um Doppelzahlungen zu vermeiden, sind diese bei der Berechnung des Zuschusses in Ab-
zug zu bringen. Zuschisse zu konkreten Behandlungen aufgrund einer privaten Zusatzversicherung
fallen nicht unter die Anrechnungsregelung.

Absatz 6 Beamtinnen und Beamte sowie Richterinnen und Richter, Versorgungsempfangerinnen
und Versorgungsempfanger, die sich fur eine freiwillige gesetzliche Krankenversicherung entschei-
den, werden auch in der gesetzlichen Pflegeversicherung versichert. Nach § 55 Abs. 1 Satz 3 des
Elften Buches Sozialgesetzbuch (SGB Xl) ist flr diese Personengruppe nur der halftige Beitrag zu
zahlen, da gemal § 28 Abs. 2 SGB Xl die jeweils zustehenden Leistungen nur zur Halfte gewahrt
werden. Im Gegensatz zum SGB V wird hier bereits der Umstand berticksichtigt, dass die Beihilfe
die Leistungen des SGB Xl erganzt. Es entsteht daher kein Nachteil fur freiwillig in der gesetzlichen
Pflegeversicherung versicherte Beamtinnen und Beamte sowie Richterinnen und Richter, Versor-
gungsempfangerinnen und Versorgungsempfanger und daher auch keine Notwendigkeit fur die Zah-
lung eines Zuschusses. Die Entscheidung fur einen Zuschuss zur freiwilligen gesetzlichen Kranken-
versicherung und der damit verbundene Verzicht auf ergdnzende Beihilfen beruhrt nicht den An-
spruch auf in dividuelle Beihilfe bei Pflegebedurftigkeit der beihilfeberechtigten aber freiwillig in der
gesetzlichen Pflegeversicherung versicherten Person.



§4

Reise- und Umzugskosten
Kommentierungsstand: 01.11.2024

(1) Beamtinnen, Beamte, Richterinnen, Richter, Ehrenbeamtinnen und Ehrenbeamte erhalten
Reise-, Umzugskostenvergiitung und Trennungsgeld in entsprechender Anwendung der fiir
die Bundesbeamtinnen und Bundesbeamten geltenden gesetzlichen Regelungen; dies gilt
nicht fiir Regelungen des Dienstrechtlichen Begleitgesetzes vom 30. Juli 1996 (BGBI. | S.
1183), zuletzt gedndert durch Artikel 15 Abs. 1 des Gesetzes vom 5. Februar 2009 (BGBI. | S.
160, 262). %2In Dienststellen, bei denen wegen struktureller MaBnahmen aufgrund des Geset-
zes zur Einrichtung des Landesverwaltungsamtes vom 17. Dezember 2003 (GVBI. LSA S.
352), zuletzt gedndert durch § 2 Abs. 1 des Gesetzes vom 18. Februar 2009 (GVBI. LSA S. 48,
49), ein Stellenabbau erfolgen muss, ist die Zusage der Umzugskostenvergiitung aus Anlass
einer Versetzung aus dienstlichen Griinden so zu erteilen, dass sie fiir einen Zeitraum von
zwei Jahren vom Zeitpunkt der Versetzung nicht wirksam wird. 3 Dies gilt jedoch nicht, wenn
die oder der Bedienstete umziehen will. * Abweichend von Satz 1 werden die notwendigen
Fahrtkosten nach § 4 Abs. 1 Satz 2 und 4 und Abs. 3 des Bundesreisekostengesetzes in der
Fassung vom 26. Mai 2005 (BGBI. | S. 1418), zuletzt geandert durch Artikel 15 Abs. 51 des
Gesetzes vom 5. Februar 2009 (BGBI. | S. 160, 265), nur in Hohe der Kosten der billigsten
Karte der allgemein niedrigsten Klasse eines regelmaBig verkehrenden Beforderungsmittels
erstattet. ° Auf Reisekostenvergiitung nach § 3 Abs. 1 und § 11 des Bundesreisekostengeset-
zes kann verzichtet werden. ¢ Ein vor der Genehmigung einer Dienstreise oder einer Aus- und
Fortbildungsreise erklarter Verzicht bedarf der Schriftform. ” Fiir die Riickzahlung von Um-
zugskostenvergiitung steht der Dienst bei 6ffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften und
ihren Verbéanden dem Dienst bei einem 6ffentlich-rechtlichen Dienstherrn im Geltungsbereich
des Landesbeamtengesetzes gleich.

(1a) Abweichend von Absatz 1 Satz 1 bemisst sich die Hohe des Tagegeldes nach § 6 Abs. 1
Satz 2 des Bundesreisekostengesetzes vom 26. Mai 2005 (BGBI. | S. 1418), zuletzt gedndert
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 20. Februar 2013 (BGBI. | S. 285, 290), nach folgenden
MaRgaben:

1. das Tagegeld betragt fiir jeden Kalendertag einer Dienstreise mit einer Abwesenheit von
der Wohnung und der Dienststatte von

a) 24 Stunden 24 Euro,
b) weniger als 24 Stunden, mindestens 14 Stunden 12 Euro,
c) weniger als 14 Stunden, mehr als 8 Stunden 6 Euro,

2. eine Dienstreise von bis zu 24 Stunden, die sich lUiber zwei Kalendertage erstreckt, ohne
dass eine Ubernachtung stattfindet, ist mit der gesamten Abwesenheitsdauer dem Ka-
lendertag der iiberwiegenden Abwesenheit zuzurechnen.

(1b) Abweichend von Absatz 1 Satz 1 werden Aus-, Fort- und Weiterbildungsreisen bis zu
einer Hochstdauer von 14 Tagen nach den reisekostenrechtlichen Vorschriften vergiitet. Die
Trennungsgeldverordnung findet in diesen Fallen keine Anwendung.

(2) Durch Verordnung des fiir Finanzen zustidndigen Ministeriums kdonnen

1. Zustandigkeiten, die in den gemaR Absatz 1 anzuwendenden Vorschriften den obersten
Dienstbehorden zugewiesen sind, auf andere Behorden iibertragen und eine in diesen



Vorschriften vorgesehene Mitwirkung nachsthoherer Dienstbehorden bei der Entschei-
dung nachgeordneter Behorden ausgeschlossen werden,

2. Behorden, die fiir die Entscheidung liber die Gewahrung sowie Bestimmung der Héhe,
Anordnung und Abrechnung von Reisekostenvergiitung, Umzugskostenvergiitung und
Trennungsgeld zustidndig sind, bestimmt werden, dies gilt auch fiir die Vergiitung von
Mitgliedern bei Dienststellen gebildeten Interessenvertretungen,

3. fur Dienstzweige, die nur im Land vorhanden sind, ergdnzende Vorschriften erlassen
werden, wenn dies wegen der besonderen Verhaltnisse in dem Dienstzweig erforderlich
ist.

(3) Durch Verordnung des fiir Finanzen zustédndigen Ministeriums kann die Gewahrung von
Reise- und Umzugskostenvergiitung und Trennungsgeld an Beamtinnen auf Widerruf und
Beamte auf Widerruf, die den Vorbereitungsdienst ableisten, in Anlehnung an den nach Ab-
satz 1 geltenden Rechtsvorschriften abweichend geregelt werden; dabei kann bestimmt wer-
den, dass

1. Tage- und Ubernachtungsgeld, Trennungstagegeld und Verpflegungszuschuss in Fil-
len unentgeltlicher Bereitstellung von Verpflegung und Unterkunft nicht, im Ubrigen in
Hohe von mindestens 60 v. H. der fiir die Beamtinnen und Beamten mit Dienstbeziigen
vorgesehenen Betrage gewahrt werden,

2. Trennungsreisegeld nur in besonderen Féllen und nicht in voller Hohe gewaéhrt wird,
3. im Falle der Uberweisung an eine Ausbildungsstelle im Ausland

a) Fahrtkosten nur fiir die Hinreise zur und fiir die Riickreise von der nachsten Grenz-
tibergangsstelle erstattet werden,

b) Reisebeihilfen fiir Heimfahrten nicht gewahrt werden,
c) Trennungsgeld an Beamtinnen und Beamte ohne Hausstand nicht gewahrt wird.

(4) Das fiir Finanzen zustidndige Ministerium wird erméachtigt, durch Verordnung das Tage-
geld gemal § 6 des Bundesreisekostengesetzes fiir Falle, in denen erfahrungsgeman gerin-
gerer Aufwand als allgemein Uiblich entsteht, in niedrigerer Hohe festzusetzen. 2 Gleiches gilt
fur das Tagegeld und den Verpflegungszuschuss gemaR der §§ 3 und 6 der Trennungsgeld-
verordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Juni 1999 (BGBI. | S. 1533), zuletzt
geandert durch Artikel 3 Abs. 38 der Verordnung vom 12. Februar 2009 (BGBI. | S. 320, 325).
3 Die Herabsetzung der Tagegelder und des Verpflegungszuschusses darf hochstens 20 v. H.
betragen.

(5) Das fur Finanzen zustiandige Ministerium wird erméchtigt, durch Verordnung die in § 5
Abs. 1 Satz 2 und § 5 Abs. 2 Satz 1 des Bundesreisekostengesetzes als Wegstreckenentscha-
digung genannten Betrage und den in § 5 Abs. 1 Satz 2 des Bundesreisekostengesetzes ge-
nannten Hochstbetrag an verdanderte wirtschaftliche oder steuerliche Verhiltnisse anzupas-
sen, um die Angemessenheit der Wegstreckenentschadigung sicherstellen zu konnen.

Absatz 1 bestimmt, dass Beamte, Richter und Ehrenbeamte des Landes Sachsen-Anhalt Reisekos-
tenvergitung entsprechend des Bundesreisekostengesetzes (BRKG), Umzugskostenvergitung
entsprechend des Bundesumzugskostengesetzes (BUKG) und Trennungsgeld entsprechend der
Trennungsgeldverordnung des Bundes (TGV) erhalten. Der Begriff ,gesetzliche Regelungen®in Satz



1 umfasst — anders als die Formulierung ,durch Gesetz“ (d. h. Parlamentsgesetz) — samtliche Ge-
setze im materiellen Sinne. Damit sind also auch Verordnungen von diesem Wortlaut erfasst. Die
bundesrechtlichen Verwaltungsvorschriften sind nur soweit entsprechend anzuwenden, wie dies
durch Rundschreiben oder andere Erlasse des Ministeriums der Finanzen des Landes Sachsen-
Anhalt bestimmt wird.

Satz 2 enthalt eine abweichende Regelung zur Erteilung der Zusage der Umzugskostenvergitung.
§ 3 BUKG bestimmt zwingend, dass aus Anlass der Versetzung aus dienstlichen Grinden — hierun-
ter fallt auch die Aufldsung oder die Verlegung der Beschaftigungsbehdrde — die Zusage der Um-
zugskostenvergutung zu erteilen ist (so genannte Musszusage). Mit Artikel 2 des HHBegleitG
2005/2006 hat der Landesgesetzgeber die Moglichkeit geschaffen, die Zusage der Umzugskosten-
vergutung fur die Dauer von zwei Jahren auszusetzen. Die Méglichkeit wurde begrenzt auf Dienst-
stellen, in denen aufgrund des Gesetzes zur Errichtung des Landesverwaltungsamtes vom 17. De-
zember 2003 ein Stellenabbau erfolgen muss. Die in Satz 2 getroffene Sonderregelung erweitert
den Regelungsinhalt des BUKG und der TGV, stellt nach dem Willen des Gesetzgebers jedoch auf
einen konkret bestimmten Personenkreis ab. Da es noch Anwendungsfalle hierfur gibt, wurde die
Regelung aus dem LBG LSA Ubernommen. Satz 3 bertcksichtigt das Interesse der Betroffenen im
Falle eines vorhandenen Umzugswunsches.

Satz 4 begrenzt die Erstattung der notwendigen Fahrtkosten nach § 4 Absatz 1 Satz 2 und 4 und
Absatz 3 des BRKG generell auf die Hohe der Kosten der billigsten Karte der allgemein niedrigsten
Klasse eines regelmalig verkehrenden Beforderungsmittels. Damit sind in Sachsen-Anhalt, anders
als in der Regelung des BRKG, die Fahrtkosten einer héheren Beférderungsklasse generell nicht
erstattungsfahig. Der Begriff der billigsten Fahrkarte ist so zu verstehen, dass damit eine Fahrkarte
unter Berlcksichtigung moglicher Fahrpreisermaligungen (z. B. GroRkundenrabatt, BahnCard) ge-
meint ist. Die Erstattung der Fahrtkosten bei Benutzung eines IC/EC bzw. ICE ist von dieser Begren-
zung nicht erfasst. Es besteht die Mdéglichkeit, auch diese Fahrtkosten zu erstatten. Bei der grund-
satzlich bestehenden freien Wahl des Beférderungsmittels ist jedoch der Grundsatz einer wirtschaft-
lichen Haushaltsfuhrung (§ 7 Landeshaushaltsordnung sowie die Verwaltungsvorschriften —VV LHO
— dazu) zu berticksichtigen. Sie darf deshalb z. B. nicht zu wirtschaftlich unvertretbaren Ergebnissen
fuhren, jedoch sind dem gegentber z. B. auch Aspekte der flexiblen Einsatzplanung und der Fur-
sorge zu berlcksichtigen. Durch die statische Verweisung auf eine Fassung des BRKG gilt Satz 4
auch dann weiter, wenn das Bundesgesetz geandert oder durch eine Verordnung des Bundes mit
anderem Inhalt abgel6st wird.

Mit der Regelung in Absatz 1a wird die hinsichtlich der Bemessung der Tagegelder nach § 6 Abs. 1
Satz 2 BRKG bis zum 31. Dezember 2013 geltende Rechtslage im Wesentlichen beibehalten. Mit
dem am 1. Januar 2014 in Kraft getretenen Bundesgesetz zur Anderung und Vereinfachung der
Unternehmensbesteuerung und des steuerlichen Reisekostenrechts vom 20. Februar 2013
(BGBI. | S. 285) wurde § 6 Abs. 1 Satz 2 BRKG dahingehend geandert, dass sich die Hohe des
Tagegeldes nach der Verpflegungspauschale zur Abgeltung tatsachlich entstandener, beruflich ver-
anlasster Mehraufwendungen im Inland nach dem Einkommensteuergesetz (EStG) bemisst. Mit der
in § 9 Abs. 4a EStG verankerten Regelung wird statt der bisher dreistufigen Staffelung eine zweistu-
fige Staffelung der Pauschalen eingefuhrt.

Mit der durch Artikel 3 Nr. 2 des Haushaltsbegleitgesetzes (HHBegleitG) 2014 eingefligten Vorschrift
des Absatzes 1a wird in Sachsen-Anhalt die dreistufige Staffelung beibehalten und eine Vereinfa-
chungsregelung hinsichtlich der sich tber zwei Tage erstreckenden Dienstreisen ohne Ubernach-
tung eingefuhrt.
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Hinsichtlich der ansonsten als steuerfrei zu behandelnden Tagegelder gibt es eine Besonderheit zu
beachten. Da die steuerliche Vorschrift des § 3 Nr. 13 EStG seit 1. Januar 2014 auf eine Abwesen-
heit von ,mehr als 8 Stunden” und nicht wie zuvor auf ,mindestens 8 Stunden*“ abstellte, kam es bis
zum 31. Dezember 2014 bei einer Dienstreisedauer von genau acht Stunden zur Pflicht der Ver-
steuerung des Tagegeldes; die Steuerfreiheit besteht namlich nur dann, wenn der Dienstherr fir die
Dienstreise nach dem Reisekostenrecht des Landes nicht mehr zahlt als nach dem EStG vorgese-
hen ist. Zur Harmonisierung der landesrechtlichen Tagegeldregelung mit dem EStG erfolgte mit dem
HHBegleitG 2015/2016 daher eine Anderung der Abwesenheitszeit von ,mindestens 8 Stunden“ auf
.mehr als 8 Stunden®.

Die Regelung des Absatzes 1b ist zum 1. Januar 2024 in Kraft getreten. Mit der Einflgung des
Absatzes 1b wird die Abrechnung bei Aus-, Fort- und Weiterbildungsreisen klargestellt und verein-
facht. In Satz 1 wird geregelt, dass die Abrechnung fiir Aus- Fort- und Weiterbildungsreisen bis zu
einer Hochstdauer von 14 Tagen nach den reisekostenrechtlichen Vorschriften im Sinne von § 4
Abs. 1 Satz 1 erfolgt. Satz 2 stellt klar, dass die Trennungsgeldverordnung keine Anwendung findet.
Die Abrechnung Uber die elektronische Reisemanagementsoftware ist effizienter und nachhaltiger,
zumal nur ein digitalisiertes Verfahren angewandt werden braucht. Bis zu einer Héchstdauer von 14
Tagen gibt es auch hinsichtlich der Hohe des Erstattungsbetrages keinen Unterschied.

Die Regelungen in den Absatzen 2 bis 5 entsprechen denen der Vorgangervorschrift des
§ 121 Abs. 2 bis 5 LBG LSA.

In der aufgrund der Verordnungsermachtigung des Absatzes 2 ergangenen Reise-, Umzugskosten-
und Trennungsgeldverordnung (RUkTgVO LSA) vom 4. Februar 2010 (GVBI. LSA S. 38), zuletzt
geandert durch Verordnung vom 26. Juni 2024 (GVBI. LSA S. 179) sind die Zustandigkeiten fiir die
Gewahrung dem Grunde und der Hohe nach sowie fiir die Abrechnung der Reisekostenvergtitung,
der Umzugskostenvergitung und des Trennungsgeldes im Einzelnen geregelt. Des Weiteren sind
Zustandigkeiten der obersten Dienstbehdrden nach dem BUKG und der TGV abweichend geregelt.
Die Verordnungsermachtigung des Absatzes 2 wurde um die Vergutung von Mitgliedern bei Dienst-
stellen gebildeten Interessenvertretungen mit Wirkung zum 14. Dezember 2022 erweitert. Zu der
Vergutung der Interessenvertretungen zahlen insbesondere die Reisekostenvergitungen fliir Reisen
der Mitglieder der Personalvertretungen, die zur Erflllung ihrer gesetzlichen Aufgaben notwendig
sind. Mit der Siebenten Verordnung zur Anderung der Reise-, Umzugskosten- und Trennungsgeld-
verordnung vom 1. Marz 2023 (GVBI. LSA S. 63) sind in § 4 Absatz 2 die Entscheidungsbefugnisse
Uber die Gewahrung sowie Bestimmung der Héhe, Anordnung und Abrechnung der Vergutung fir
Reisen von Mitgliedern der bei den Dienststellen gebildeten Interessenvertretungen sowie die Be-
fugnisse zur Zahlbarmachung der entsprechenden Haushaltsmittel auf das Finanzamt Dessau-RoR-
lau — Bezlgestelle — Ubertragen worden.

Die Verordnungsermachtigung in Absatz 3 eréffnet die Moglichkeit von abweichenden Regelungen
hinsichtlich der Gewahrung von Reise- und Umzugskostenverglitung und Trennungsgeld an Beam-
tinnen und Beamte auf Widerruf, die den Vorbereitungsdienst ableisten. Diese wurden mit der RUKT-
gVO LSA vom 4. Februar 2010 (GVBI. LSA S. 38), zuletzt gedndert durch Verordnung vom 26. Juni
2024 (GVBI. LSA S.179), ab 13. Februar 2010 getroffen.

Die Verordnungsermachtigung in Absatz 4 ermdglicht die Herabsetzung der Tagegelder und des
Verpflegungszuschusses fir Falle, in denen erfahrungsgemal’ geringerer Aufwand als allgemein
Ublich entsteht. Eine solche Verordnung wurde bislang nicht geschaffen. Durch die statische Ver-
weisung in Absatz 4 auf eine Fassung der TGV qilt deren Inhalt ebenfalls weiter, wenn die TGV
geandert oder durch eine Verordnung des Bundes mit anderem Inhalt abgeldst wird.
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Absatz 5 enthalt eine Verordnungsermachtigung zur Anpassung der Hohe der Wegstreckenent-
schadigungen und des erstattungsfahigen Hochstbetrages. Mit der RUKTgVO LSA vom 4. Februar
2010 (GVBI. LSA S. 38), zuletzt geandert durch Verordnung vom 26. Juni 2024 (GVBI. LSA S. 179),
hat der Verordnungsgeber die sogenannte grofle Wegstreckenentschadigung nach § 5 Abs. 2 Satz
1 BRKG ab 27. Juli 2010 auf 35 Cent je Kilometer zurlickgelegter Strecke angehoben. Mit der Achten
Verordnung zur Anderung der Reise-, Umzugskosten- und Trennungsgeldverordnung vom 14. April
2023 (GVBI. LSA S. 217) hat der Verordnungsgeber die Wegstreckenentschadigung nach § 5 Abs.
2 Satz 1 BRKG ab 1. Mai 2023 auf 38 Cent je Kilometer zurtickgelegter Strecke angehoben.



1a

§ 4a
Ruckforderung

Kommentierungsstand: 01.01.2026

Die Riickforderung zu viel gezahlter Beihilfe (§ 3), zu viel gezahlter Zuschiisse zur gesetzli-
chen Krankenversicherung (§ 3d), zu viel gezahlter Reise- und Umzugskostenvergiitung (§ 4)
sowie zu viel gezahlter sonstiger Fiirsorgeleistung richtet sich nach den Vorschriften des
Biirgerlichen Gesetzbuches liber die Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung. Der
Kenntnis des Mangels des rechtlichen Grundes der Zahlung steht es gleich, wenn der Mangel
so offensichtlich war, dass die Empféangerin oder der Empfanger ihn hitte erkennen miissen.
Von der Riickforderung kann aus Billigkeitsgriinden mit Zustimmung der obersten Dienstbe-
horde oder der von ihr bestimmten Stelle abgesehen werden. Gegeniiber Anspriichen auf
Beihilfe, Reise- und Umzugskostenvergiitung sowie auf eine sonstige Fiirsorgeleistung kann
der Dienstherr mit einem Riickforderungsanspruch aufrechnen.

Es wird eine Rechtsgrundlage fir die Riickforderung von Uberzahlungen auf den Gebieten der Bei-
hilfe, Reisekostenvergitung, Umzugskostenvergutung und sonstigen Firsorgeleistungen geschaf-
fen. Bei diesen finanziellen Leistungen handelt es sich um keine Besoldung, so dass die Ruckzah-
lungsregelung des § 13 Abs. 1 LBesG LSA nicht anwendbar ist. Ein Rickgriff auf das Instrument
des offentlich-rechtlichen Erstattungsanspruchs ist damit entbehrlich.

Mit der Einfihrung des § 3d zum 1. Januar 2026 durch Artikel 3 Nr. 4 des Finften Gesetzes zur
Anderung dienstrechtlicher Vorschriften vom 14. Januar 2026 (GVBI. LSA 2, 7) wurde § 4a entspre-
chend als Folgeanderung erganzt.

Zu den sonstigen Firsorgeleistungen zahlen u. a. der Ersatz von Aufwendungen fir angeordnete
oder vom Dienstherrn genehmigte RehabilitationsmalRnahmen (§ 48 Abs. 1 Satz 2 LBG LSA), Sach-
schadenersatz oder die Gewahrung einer Schul- oder Kindertagesstattenbeihilfe fur Bedienstete bei
einer Verwendung in Brussel nach dem Rundschreiben des MF vom 21. Dezember 2009 (Az.: 15.12-
03593-2).

Inhaltlich ist die Vorschrift an die (inzwischen auf3er Kraft getretene) Regelung des § 87 Abs. 2
LBG LSA angelehnt bzw. entspricht weitgehend § 13 Abs. 1 LBesG LSA. Auf die Erlauterungen in
den Randnummern 1 bis 18 zu § 13 LBesG LSA wird verwiesen.



Abschnitt 2
Regelungen fiir Versorgungsempfangerinnen und Versorgungsempfanger

§5
(aufgehoben)

Kommentierungsstand: 01.03.2020

§ 5 wurde durch Artikel 14 Abs. 12 Nr. 2 des Gesetzes zur Anderung dienstrechtlicher Vorschriften
vom 13. Juni 2018 zum 1. Januar 2019 aufgehoben. Die §§ 6 bis 13b enthalten bis zum 31. Dezem-
ber 2018 Regelungen, die ausschlieRlich die Beamtenversorgung betreffen. Im Zuge der vollstandi-
gen Neuregelung des Versorgungsrechts durch Artikel 2 des v. g. Gesetzes sind die vom Bundes-
recht abweichenden landesrechtlichen Besonderheiten in das am 1. Januar 2019 in Kraft getretene
Landesbeamtenversorgungsgesetz Sachsen-Anhalt (LBeamtVG LSA) Uberflhrt worden.

§6
(aufgehoben)

Kommentierungsstand: 01.03.2020

§ 6, der die Regelung zur jahrlichen Sonderzuwendung flir Versorgungsempfangerinnen und Ver-
sorgungsempfanger beinhaltete, wurde zum 1. Januar 2019 durch Artikel 14 Abs. 12 Nr. 2 des Ge-
setzes zur Anderung dienstrechtlicher Vorschriften vom 13. Juni 2018 aufgehoben. Im Zuge der
vollstandigen Neuregelung des Versorgungsrechts durch Artikel 2 des v. g. Gesetzes ist die Gewah-
rung einer jahrlichen Sonderzahlung nicht mehr im BesVersEG LSA, sondern wortgleich im § 60
LBeamtVG LSA geregelt.

§7
(aufgehoben)

Kommentierungsstand: 01.03.2020

§ 7, der die Regelung zur Weitergeltung versorgungsrechtlicher Vorschriften beinhaltete, wurde zum
1. Januar 2019 durch Artikel 14 Abs. 12 Nr. 2 des Gesetzes zur Anderung dienstrechtlicher Vor-
schriften vom 13. Juni 2018 aufgehoben. Im Zuge der vollstandigen Ablésung der bundesrechtlichen
Vorschriften durch die Neuregelung des Versorgungsrechts durch Artikel 2 des v. g. Gesetzes ist
die Ubergangsvorschrift des § 7 zum 1. Januar 2019 entbehrlich geworden.

§8
(aufgehoben)

Kommentierungsstand: 01.03.2020

§ 8, der Maltigaben zur Anwendung des Beamtenversorgungsgesetzes beinhaltete, wurde zum 1.
Januar 2019 durch Artikel 14 Abs. 12 Nr. 2 des Gesetzes zur Anderung dienstrechtlicher Vorschriften
vom 13. Juni 2018 aufgehoben. Im Zuge der vollstdndigen Ablésung der bundesrechtlichen Vor-
schriften durch die Neuregelung des Versorgungsrechts durch Artikel 2 des v. g. Gesetzes sind die
Malfigaben zur Anwendung des Beamtenversorgungsgesetzes zum 1. Januar 2019 entbehrlich ge-
worden.



§9
(aufgehoben)

Kommentierungsstand: 01.03.2020

§ 9, der eine Regelung zur voribergehenden Erhéhung des Ruhegehaltssatzes beinhaltete, wurde
zum 1. Januar 2019 durch Artikel 14 Abs. 12 Nr. 2 des Gesetzes zur Anderung dienstrechtlicher
Vorschriften vom 13. Juni 2018 aufgehoben. Im Zuge der vollstandigen Ablésung der bundesrecht-
lichen Vorschriften durch die Neuregelung des Versorgungsrechts durch Artikel 2 des v. g. Gesetzes
ist die vorubergehende Erhohung des Ruhegehaltsatzes nicht mehr im BesVersEG LSA, sondern
im § 21 LBeamtVG LSA geregelt.

§ 10
(aufgehoben)

Kommentierungsstand: 01.03.2020

§ 10, der den Ausgleich bei besonderen Altersgrenzen beinhaltete, wurde zum 1. Januar 2019 durch
Artikel 14 Abs. 12 Nr. 2 des Gesetzes zur Anderung dienstrechtlicher Vorschriften vom 13. Juni 2018
aufgehoben. Im Zuge der vollstdndigen Ablésung der bundesrechtlichen Vorschriften durch die Neu-
regelung des Versorgungsrechts durch Artikel 2 des v. g. Gesetzes ist der Ausgleich bei besonderen
Altersgrenzen nicht mehr im BesVersEG LSA, sondern im § 59 LBeamtVG LSA geregelt.

§11
(aufgehoben)

Kommentierungsstand: 01.03.2020

§ 11, der eine Regelung beim Zusammentreffen von Versorgungsbeziigen mit einer Abgeordne-
tenentschadigung oder einer Altersentschadigung nach dem Abgeordnetenstatut des Europaischen
Parlaments beinhaltete, wurde zum 1. Januar 2019 durch Artikel 14 Abs. 12 Nr. 2 des Gesetzes zur
Anderung dienstrechtlicher Vorschriften vom 13. Juni 2018 aufgehoben. Im Zuge der vollstéandigen
Ablésung der bundesrechtlichen Vorschriften durch die Neuregelung des Versorgungsrechts durch
Artikel 2 des v. g. Gesetzes ist das Zusammentreffen von Versorgungsbeziigen mit einer Abgeord-
netenentschadigung oder einer Altersentschadigung nach dem Abgeordnetenstatut des Europai-
schen Parlaments nicht mehr im BesVersEG LSA, sondern im § 71 LBeamtVG LSA geregelt.

§12
(aufgehoben)

Kommentierungsstand: 01.03.2020

§ 12, der die versorgungsrechtliche Gleichstellung einer eingetragenen Lebenspartnerschaft mit der
Ehe beinhaltete, wurde zum 1. Januar 2019 durch Artikel 14 Abs. 12 Nr. 2 des Gesetzes zur Ande-
rung dienstrechtlicher Vorschriften vom 13. Juni 2018 aufgehoben. Im Zuge der vollstandigen Abl6-
sung der bundesrechtlichen Vorschriften durch die Neuregelung des Versorgungsrechts durch Arti-
kel 2 des v. g. Gesetzes ist die Gleichstellung einer eingetragenen Lebenspartnerschaft mit der Ehe
nicht mehr im BesVersEG LSA, sondern im § 1 LBeamtVG LSA geregelt.



§13
(aufgehoben)

Kommentierungsstand: 01.03.2020

§ 13, der die Anpassung versorgungsrechtlicher Vorschriften an das Landesbeamtengesetz bein-
haltete, wurde zum 1. Januar 2019 durch Artikel 14 Abs. 12 Nr. 2 des Gesetzes zur Anderung dienst-
rechtlicher Vorschriften vom 13. Juni 2018 aufgehoben. Im Zuge der vollstandigen Abldsung der
bundesrechtlichen Vorschriften durch die Neuregelung des Versorgungsrechts durch Artikel 2 des
v. g. Gesetzes ist die Anpassungsvorschrift im Regelwerk des geltenden LBeamtVG LSA bertick-
sichtigt worden.

§ 13a
(weggefallen)

Kommentierungsstand: 01.03.2020

§ 13a, der bisher die Regelungen zur Anpassung der Versorgungsbeziige enthielt, wurde durch
Artikel 2 Nr. 3 des LBVANnpG 2010/2020/2021 vom 11. Oktober 2019 aufgehoben. Die Anpassung
der Versorgungsbeziige wird durch Artikel 3 Nr. 1 des v. g. Gesetzes stattdessen aus systemati-
schen Grunden in § 4 Abs. 3 LBeamtVG LSA geregelt.

§ 13b
(aufgehoben)

Kommentierungsstand: 01.03.2020

Durch das LBVAnpG 2011/2012 war hier eine Einmalzahlung geregelt. Die folgenden Anpassungs-
gesetze beinhalteten keine Einmalzahlung.



Abschnitt 3
Uberleitungs- und Ubergangsbestimmungen

§14
Geltungsbereich dieses Abschnitts
Kommentierungsstand: 20.10.2011

Die §§ 15 bis 23 gelten fiir den in § 1 Abs. 1 des Landesbesoldungsgesetzes aufgefiihrten
Personenkreis sowie fir Versorgungsempfangerinnen und Versorgungsempfanger der in § 1
des Landesbeamtengesetzes aufgefiihrten Dienstherren, soweit sie am 31. Marz und 1. April
2011 in einem Rechtsverhaltnis als Beamtin, Beamter, Richterin, Richter, Versorgungsemp-
fangerin oder Versorgungsempfanger zu einem der in § 1 des Landesbeamtengesetzes auf-
gefiihrten Dienstherren stehen. 2Die §§ 24 und 25 gelten fiir den in § 1 Abs. 1 des Landesbe-
soldungsgesetzes aufgefiihrten Personenkreis sowie fiir Versorgungsempfangerinnen und
Versorgungsempfanger der in § 1 des Landesbeamtengesetzes aufgefiihrten Dienstherren.

In den §§ 15 bis 18 sind die Uberleitungs- und Zuordnungsregelungen als Folge der Ersetzung des
fortgeltenden Bundesrechts mit dem Besoldungsdienstalter oder Lebensalter durch das Landesbe-
soldungsrecht mit den Erfahrungszeiten (§§ 23, 24 LBesG LSA) enthalten. Ferner sind in den §§ 19
bis 23 einige Besitzstands- und Rechtsstandswahrungsregelungen normiert. §§ 24, 24a betreffen
die Weitergeltung von Vorschriften aus dem Bundesrecht, die durch das Gesetz zur Neuregelung
des Besoldungsrechts nicht abgeldst worden sind. § 25 regelt das rlckwirkende Inkrafttreten der
Gleichstellung der eingetragenen Lebenspartnerschaft mit der Ehe.

Voraussetzung fiir eine Uberleitung in die Amter der Besoldungsordnungen des Landesbesoldungs-
gesetzes und fir eine Zuordnung des Grundgehalts zu den Stufen oder Zuordnungsstufen der Ta-
belle des Landesbesoldungsgesetzes ist, dass der Personenkreis sowohl am 31. Marz 2011 als
auch am 1. April 2011 in einem Rechtsverhaltnis als Beamtin, Beamter, Richterin, Richter, Versor-
gungsempfangerin oder Versorgungsempfanger des Landes Sachsen-Anhalt gestanden hat. Bei
Neueinstellungen oder Versetzungen zu einem Dienstherrn nach Sachsen-Anhalt ab dem 1. April
2011 ist weder eine Uberleitung in die Besoldungsordnungen noch eine Zuordnung des Grundge-
halts erforderlich, weil dieser Personenkreis direkt ein Amt einer Besoldungsordnung des Landes-
besoldungsgesetzes verliehen bekommt und die Stufe des Grundgehalts nach den §§ 23 und 24
LBesG LSA ermittelt wird. Sollte jedoch zum 1. April 2011 eine Versetzung von einem Dienstherrn
aus Sachsen-Anhalt zu einem anderen Dienstherrn ebenfalls aus Sachsen-Anhalt erfolgen (z. B.
Versetzung von einer Kommune zum Land zum 1. April 2011), so sind die §§ 15 ff ebenfalls an-
wendbar. Diese Beamtin oder dieser Beamte wird ebenfalls Ubergeleitet und eine Zuordnung zu
einer Stufe bzw. Zuordnungsstufe vorgenommen. Eine Festsetzung einer Erfahrungszeit erfolgt in
diesen Fallen nicht.



§15
Fortgeltende Ubergangsbestimmungen aufgrund der Uberleitung in eine Stufe zum 1. April
2011

Kommentierungsstand: 01.03.2020

Fir Beamtinnen, Beamte, Richterinnen und Richter, deren Grundgehalt zum 1. April 2011 ei-
ner Stufe der Zuordnungsstufe nach § 16 oder § 17 in der bis zum 31. Dezember 2018 gelten-
den Fassung zugeordnet worden war, finden §§ 16, 17 und 18 in der bis zum 31. Dezember
2018 geltenden Fassung weiterhin Anwendung.

§ 15 wurde durch Artikel 2 Nr. 4 des LBVAnpG 2019/2020/2021 vom 21. Oktober 2019 neu gefasst.
Grund hierfir ist, dass die mit Inkrafttreten des Besoldungsneuregelungsgesetzes zum 1. April 2011
enthaltenen Sonderregelungen, die sicherstellen sollten, dass durch die Uberleitung in eine Stufe
oder Zuordnungsstufe Verluste im Lebenserwerbseinkommen grundsatzlich vermieden werden, nur
noch in Einzelféllen Bedeutung haben. Die Uberleitung war erforderlich, weil die neue Besoldungsta-
belle ab 1. April 2011 acht Stufen jeder Besoldungsgruppe enthalt. Fir diese Einzelfélle stellt die
Rechtsstandwahrungsklausel in § 15 sicher, dass die Regelungen weiterhin anwendbar sind.

Rechtslage bis 31.12.2018:

§ 15 hatte bis zum 31.12.2018 folgende Fassung:

§15

Uberleitung in die Besoldungsordnungen des Landesbesoldungsgesetzes

(1) Die Amter des in § 1 Abs. 1 des Landesbesoldungsgesetzes genannten Personenkreises, die
am 31. Mérz 2011 in den Bundesbesoldungsordnungen A und B, R oder W oder in der Landesbe-
soldungsordnung A und B ausgebracht waren, und deren Besoldungsgruppen werden in entspre-

chende Amter und Besoldungsgruppen der Besoldungsordnungen A und B, R oder W des Landes-
besoldungsgesetzes libergeleitet.

(2) Abweichend von Absatz 1 werden Amter der Besoldungsgruppe A 3 in Amter der Besoldungs-
gruppe A 4 libergeleitet.



§ 16
(aufgehoben)

Kommentierungsstand: 01.03.2020

Die §§ 16 bis 18 sowie die Anlagen 1 und 2 wurden durch Artikel 2 Nr. 5 des LBVAnpG
2019/2020/2021 vom 21. Oktober 2019 aufgehoben. Grund hierfir ist, dass die mit Inkrafttreten des
Besoldungsneuregelungsgesetzes zum 1. April 2011 enthaltenen Sonderregelungen, die sicherstel-
len sollten, dass durch die Uberleitung in eine Stufe oder Zuordnungsstufe Verluste im Lebenser-
werbseinkommen grundsatzlich vermieden werden, nur noch in Einzelfallen Bedeutung haben. Die
Uberleitung war erforderlich, weil die neue Besoldungstabelle ab 1. April 2011 acht Stufen jeder
Besoldungsgruppe enthalt. Fur diese Einzelfalle stellt die Rechtsstandwahrungsklausel in § 15 si-
cher, dass die Regelungen weiterhin anwendbar sind.

Rechtslage bis 31. Dezember 2018:

§ 16 hatte bis zum 31. Dezember 2018 folgende Fassung:

§16
Zuordnung des Grundgehalts der Beamtinnen und Beamten
der Besoldungsgruppen der Besoldungsordnung A

(1) Das Grundgehalt der Beamtinnen und Beamten der Besoldungsordnung A wird auf der Grund-
lage des am 1. April 2011 jeweils malRgeblichen Amtes und der am 31. Méarz 2011 jeweils geltenden
Dienstaltersstufe den Stufen oder Zuordnungsstufen des Grundgehalts der Spalte 2 der Anlage 1
zugeordnet. > Das Grundgehalt der Beamtinnen und Beamten, die am 1. April 2011 in die ndchsthé-
here Dienstaltersstufe geméal3 § 1 Abs. 2 des Landesbesoldungsgesetzes in der bis zum 31. Mérz
2011 geltenden Fassung in Verbindung mit § 27 des Bundesbesoldungsgesetzes aufgestiegen wa-
ren, wird den Stufen oder Zuordnungsstufen des Grundgehalts der Spalte 2 der Anlage 1 mit der
MalRgabe zugeordnet, dass diese ndchsthéhere Dienstaltersstufe der Zuordnung zugrunde gelegt
wird.

(2) Der erste Aufstieg in eine héhere Stufe des Grundgehalts nach der Zuordnung nach Absatz 1
erfolgt zu dem Zeitpunkt, in dem das Grundgehalt geméi3 § 1 Abs. 2 des Landesbesoldungsgeset-
zes in der bis zum 31. Mérz 2011 geltenden Fassung in Verbindung mit § 27 Abs. 2 des Bundesbe-
soldungsgesetzes gestiegen wére.

(3) Nach dem ersten Aufstieg in eine hbhere Stufe nach der Zuordnung werden die Stufen des
Grundgehalts der Besoldungsordnung A gemél3 § 23 des Landesbesoldungsgesetzes erreicht, so-
weit die Spalte 5 der Anlage 1 nichts Abweichendes bestimmt. 2§ 23 Abs. 9 des Landesbesoldungs-
gesetzes findet Anwendung.

(4) Die Absétze 1 bis 3 gelten entsprechend fiir Beamtinnen und Beamte, die ohne Dienstbeziige
beurlaubt sind oder sich in Elternzeit befinden.

(5) § 6 des Landesbesoldungsgesetzes findet Anwendung.




§17
(aufgehoben)

Kommentierungsstand: 01.03.2020

Die §§ 16 bis 18 sowie die Anlagen 1 und 2 wurden durch Artikel 2 Nr. 5 des LBVAnpG
2019/2020/2021 vom 21. Oktober 2019 aufgehoben. Grund hierfir ist, dass die mit Inkrafttreten des
Besoldungsneuregelungsgesetzes zum 1. April 2011 enthaltenen Sonderregelungen, die sicherstel-
len sollten, dass durch die Uberleitung in eine Stufe oder Zuordnungsstufe Verluste im Lebenser-
werbseinkommen grundsatzlich vermieden werden, nur noch in Einzelfallen Bedeutung haben. Die
Uberleitung war erforderlich, weil die neue Besoldungstabelle ab 1. April 2011 acht Stufen jeder
Besoldungsgruppe enthalt. Fur diese Einzelfalle stellt die Rechtsstandwahrungsklausel in § 15 si-
cher, dass die Regelungen weiterhin anwendbar sind.

Rechtlage bis 31. Dezember 2018:

§ 17 hatte bis zum 31. Dezember 2018 folgende Fassung:

§17
Zuordnung des Grundgehalts der Richterinnen, Richter,
Staatsanwaéltinnen und Staatsanwaélte

(1) Das Grundgehalt der Richterinnen, Richter, Staatsanwéltinnen und Staatsanwélte nach den Be-
soldungsgruppen R 1 und R 2 wird auf der Grundlage des am 1. April 2011 jeweils mal3geblichen
Amtes und der am 31. Mérz 2011 jeweils geltenden Lebensaltersstufe den Stufen oder Zuordnungs-
stufen des Grundgehalts der Spalte 2 der Anlage 2 mit dem Grundgehalt nach Spalte 3 der Anlage
2 zugeordnet. 2 Das Grundgehalt der Richterinnen, Richter, Staatsanwéltinnen und Staatsanwélte,
die am 1. April 2011 in die ndchsthéhere Lebensaltersstufe geméall § 1 Abs. 2 des Landesbesol-
dungsgesetzes in der bis zum 31. Méarz 2011 geltenden Fassung in Verbindung mit § 38 des Bun-
desbesoldungsgesetzes aufgestiegen wéren, wird den Stufen oder Zuordnungsstufen des Grund-
gehalts der Spalte 2 der Anlage 2 mit der MalRgabe zugeordnet, dass diese néchste Lebensalters-
stufe der Zuordnung zugrunde gelegt wird.

(2) Nach der Zuordnung werden die Stufen des Grundgehalts der Besoldungsordnung R geméaR
§ 37 des Landesbesoldungsgesetzes erreicht, soweit die Spalten 4 und 5 der Anlage 2 nichts Ab-
weichendes bestimmen. >§ 37 Abs. 4 des Landesbesoldungsgesetzes findet Anwendung.

(3) Die Absétze 1 und 2 gelten entsprechend fiir Richterinnen und Richter sowie Staatsanwéltinnen
und Staatsanwiélte, die ohne Dienstbezlige beurlaubt sind oder sich in Elternzeit befinden.

(4) § 6 des Landesbesoldungsgesetzes findet Anwendung.




§17a
(aufgehoben)

Kommentierungsstand: 01.03.2020

Die §§ 16 bis 18 sowie die Anlagen 1 und 2 wurden durch Artikel 2 Nr. 5 des LBVAnpG
2019/2020/2021 vom 21. Oktober 2019 aufgehoben. Grund hierfir ist, dass die mit Inkrafttreten des
Besoldungsneuregelungsgesetzes zum 1. April 2011 enthaltenen Sonderregelungen, die sicherstel-
len sollten, dass durch die Uberleitung in eine Stufe oder Zuordnungsstufe Verluste im Lebenser-
werbseinkommen grundsatzlich vermieden werden, nur noch in Einzelfallen Bedeutung haben. Die
Uberleitung war erforderlich, weil die neue Besoldungstabelle ab 1. April 2011 acht Stufen jeder
Besoldungsgruppe enthalt. Fur diese Einzelfalle stellt die Rechtsstandwahrungsklausel in § 15 si-
cher, dass die Regelungen — hier die Anpassung in den Zuordnungstabellen - weiterhin anwendbar
sind.

Rechtlage bis 31. Dezember 2018:

§ 17a hatte bis zum 31. Dezember 2018 folgende Fassung:

§17a
Anpassung der Besoldung

Die Grundgehaltssétze der Spalte 3 der Zuordnungstabellen der Anlagen 1 und 2 werden ab 1.
Januar 2017 um 2,0 v. H., mindestens aber um 75 Euro erhéht. Sie werden ab 1. Januar 2018 um
2,35 v. H. erhéht.



§18
(aufgehoben)

Kommentierungsstand: 01.03.2020

Die §§ 16 bis 18 sowie die Anlagen 1 und 2 wurden durch Artikel 2 Nr. 5 des LBVAnpG
2019/2020/2021 vom 21. Oktober 2019 aufgehoben. Grund hierfir ist, dass die mit Inkrafttreten des
Besoldungsneuregelungsgesetzes zum 1. April 2011 enthaltenen Sonderregelungen, die sicherstel-
len sollten, dass durch die Uberleitung in eine Stufe oder Zuordnungsstufe Verluste im Lebenser-
werbseinkommen grundsatzlich vermieden werden, nur noch in Einzelfallen Bedeutung haben. Die
Uberleitung war erforderlich, weil die neue Besoldungstabelle ab 1. April 2011 acht Stufen jeder
Besoldungsgruppe enthalt Fur diese Einzelfalle stellt die Rechtsstandwahrungsklausel in § 15 sicher,
dass die Regelungen weiterhin anwendbar sind.

Rechtlage bis 31. Dezember 2018:

§ 18 hatte bis zum 31. Dezember 2018 folgende Fassung:
§18

Wechsel des Amtes wéahrend der Geltung der abweichenden Regelungen nach den Anlagen
1 und 2

(1) Wird einer Beamtin oder einem Beamten, deren Grundgehalt aufgrund der Anlage 1 ermittelt
wird, oder einer Richterin oder Staatsanwéltin, einem Richter oder Staatsanwalt, deren Grundgehalt
aufgrund der Anlage 2 ermittelt wird, ein Amt mit anderem Endgrundgehalt iibertragen, das der Be-
soldungsordnung A angehort, gilt § 16 Abs. 1 bis 4 nach Mal3gabe der Sétze 2 bis 5 entsprechend.
2 Die Bezeichnung der Zuordnungsstufe, das Erreichen einer Stufe des Grundgehalts, das Erreichen
weiterer Stufen des Grundgehalts sowie die Zahlung der Bezlige aus der ndchsthbheren Stufe unter
Verbleib in der bisherigen Stufe bestimmen sich nach den fiir das am 1. April 2011 innegehabte Amt
geltenden Regelungen nach Anlage 1 oder 2. ° Die Héhe des Grundgehalts der so ermittelten Zu-
ordnungsstufe oder Stufe bestimmt sich nach dem neuen Amt. * Sollte die Beamtin oder der Beamte
zuvor einer Zuordnungsstufe nach Spalte 2 der Anlage 1 oder 2 zugeordnet gewesen sein, die die
Anlage 1 fiir das neue Amt nicht vorsieht, gilt die Beamtin oder der Beamte fiir die noch verbleibende
Dauer der Zuordnungsstufe der néchsthéheren Stufe des Grundgehalts zugeordnet. ° Entspricht de-
ren Bezeichnung der ndchsthéheren Stufe nach Spalte 4 der Anlage 1 oder 2, addiert sich die Ver-
weildauer entsprechend.

(2) Wird einer Richterin oder Staatsanwéltin, einem Richter oder Staatsanwalt, deren Grundgehalt
aufgrund der Anlage 2 ermittelt wird, ein anderes Amt der Besoldungsordnung R mit anderem End-
grundgehalt iibertragen, gilt § 17 Abs. 1 bis 3 nach MaRgabe der Sétze 2 bis 5 entsprechend. 2 Die
Bezeichnung der Zuordnungsstufe, das Erreichen einer Stufe des Grundgehalts, das Erreichen wei-
terer Stufen des Grundgehalts sowie die Zahlung der Beziige aus der ndchsth6heren Stufe unter
Verbleib in der bisherigen Stufe bestimmen sich nach den fiir das am 1. April 2011 innegehabte Amt
geltenden Regelungen nach Anlage 2. ® Die Héhe des Grundgehalts der so ermittelten Zuordnungs-
stufe oder Stufe bestimmt sich nach dem neuen Amt. * Sollte die Richterin oder Staatsanwiltin, der
Richter oder Staatsanwalt zuvor einer Zuordnungsstufe nach Spalte 2 der Anlage 2 zugeordnet ge-
wesen sein, die die Anlage 2 flir das neue Amt nicht vorsieht, gilt die Richterin oder Staatsanwéltin,
der Richter oder Staatsanwalt fiir die noch verbleibende Dauer der Zuordnungsstufe der ndchstho-
heren Stufe des Grundgehalts zugeordnet. ° Entspricht deren Bezeichnung der ndchsthéheren Stufe
nach Spalte 4 der Anlage 2, addiert sich die Verweildauer entsprechend.



(3) Wird einer Beamtin oder einem Beamten der Besoldungsordnung A, deren Grundgehalt aufgrund
der Anlage 1 ermittelt wird, ein Amt der Besoldungsordnung R Ubertragen, gilt § 17 Abs. 1 bis 3
entsprechend. ? Dabei bestimmen sich die abweichenden Regelungen nach der Anlage 2 mit der
MafRgabe, dass sie oder er so behandelt wird, als ob sie oder er das Amt der Besoldungsordnung R
bereits am 31. Mérz 2011 innegehabt hétte. *§ 41 des Landesbesoldungsgesetzes gilt entspre-
chend.

(4) § 6 des Landesbesoldungsgesetzes findet Anwendung.




§19
Ausgleichszulage aufgrund des Inkrafttretens des Gesetzes zur Neuregelung des Besol-
dungsrechts des Landes Sachsen-Anhalt

Kommentierungsstand: 20.10.2011

(1) Ist die Besoldung nach § 1 Abs. 2 des Landesbesoldungsgesetzes in der bis zum 31. Marz
2011 geltenden Fassung in Verbindung mit § 1 Abs. 2 Nrn. 1 bis 5, Abs. 3 Nrn. 1 und 3 des
Bundesbesoldungsgesetzes am 31. Marz 2011 hoher als die Besoldung nach § 1 Abs. 3 Nrn.
1 bis 5, Abs. 4 Nrn. 1 und 3 des Landesbesoldungsgesetzes und ist die Verminderung der
Besoldung durch das Inkrafttreten des Gesetzes zur Neuregelung des Besoldungsrechts des
Landes Sachsen-Anhalt verursacht worden, so wird eine Ausgleichszulage in Hohe des Dif-
ferenzbetrages gewahrt. 2 Erhoht sich die Besoldung nach § 1 Abs. 3 Nrn. 1 bis 5, Abs. 4 Nrn.
1 und 3 des Landesbesoldungsgesetzes, so wird die Erh6hung auf die Ausgleichszulage in
halber Hohe angerechnet.

(2) Ist die Summe des Auslandszuschlages und des Auslandskinderzuschlages nach § 1 Abs.
2 des Landesbesoldungsgesetzes in der bis zum 31. Marz 2011 geltenden Fassung in Verbin-
dung mit den §§ 55 und 56 des Bundesbesoldungsgesetzes am 31. Marz 2011 hoher als die
Summe des Auslandszuschlages und des Auslandskinderzuschlages nach § 48 des Landes-
besoldungsgesetzes und ist die Verminderung der Besoldung durch das Inkrafttreten des
Gesetzes zur Neuregelung des Besoldungsrechts des Landes Sachsen-Anhalt verursacht
worden, so wird eine Ausgleichszulage in Hohe des Differenzbetrages gewahrt. 2Erh6hungen
des Auslandszuschlages und Auslandskinderzuschlages werden auf die Ausgleichszulage
in halber Hohe angerechnet. 3 Entfallt der Anspruch auf Auslandzuschlige, entfillt auch die
Ausgleichszulage.

Das Gesetz zur Neuregelung des Landesbesoldungsrechts kann in wenigen Einzelféllen dazu fih-
ren, dass durch die Neuregelung die Besoldung niedriger ausfallt als nach vorherigem Recht. Aus
diesem Grund ist in Absatz 1 eine Ausgleichszulage in Héhe der Differenz geregelt worden. Es
handelt sich dabei um eine abbaubare Besitzstandsregelung.

Die Ursache fir die Verminderung der Besoldung kann z. B. in einer Reduzierung einer Stellenzu-
lage liegen. So ist die Stellenzulage nach Ful3note 31 der Anlage 1 des LBesG LSA a. F. durch eine
Amtszulage ersetzt worden, die betragsmaRig niedriger ist, wenn die Beamtin oder der Beamte am
1. April 2011 die Endstufe der Besoldungsgruppe A 16 noch nicht erreicht hatte. Weitere Ursachen
fur eine Verminderung der Besoldung kénnen beispielsweise durch den Wegfall des Familienzu-
schlages der Stufe 1 (§ 38 LBesG LSA), der aufgrund einer sittlichen Verpflichtung gewahrt wurde
(vgl. Artikel 1, § 38 Rn. 10), oder die Neuregelung der Kirzung der Dienstbezlge bei Gewahrung
einer Versorgung durch eine zwischenstaatliche oder Uberstaatliche Einrichtung (§ 8 LBesG LSA)
sein (vgl. Artikel 1, § 8 Rn. 1).

Ausgeglichen werden nur Verminderungen der Besoldung, die durch die gesetzliche Neuregelung
zum 1. April 2011 verursacht worden sind. Veranderungen in der Héhe der Besoldung aus anderen
Griinden wie z. B. durch Reduzierung des Beschaftigungsumfanges, Wegfall des Kinderanteils im
Familienzuschlag oder Wegfall vermdgenswirksamer Leistungen wegen Beendigung eines Sparver-
trages werden nicht von der Besitzstandsregelung erfasst.

Satz 1 zahlt abschliel3end die Besoldungsbestandteile auf, die am 1. April 2011 gegenibergestellt
werden. Diese umfassen samtliche Besoldungsbestandteile des § 1 Abs. 3 und 4 LBesG LSA mit
Ausnahme der Auslandsdienstzuschlage, des Auslandsverwendungszuschlages (diese werden in



Absatz 2 geregelt), der jahrlichen Sonderzahlungen, Einmalzahlungen sowie die am 1. April 2011
noch nicht geregelten Leistungspréamien und Leistungszulagen. Vom Sinn und Zweck her sind aber
keine unstandigen (d. h. nicht dauerhaft gewahrte) Besoldungsbestandteile wie z. B. die Zulage fiir
den Dienst zu ungtinstigen Zeiten, die Zulage fir Tauchertatigkeit, eine Mehrarbeitsvergltung oder
eine Vergutung fur Nebentatigkeiten zu berlcksichtigen.

Satz 2 regelt abschlielend die Modalitaten der halftigen Anrechnung. Erhéhen sich die genannten
Besoldungsbestandteile (z. B. durch lineare Erh6hung, Beférderung, Anspruch auf eine Stellenzu-
lage usw.), so fuhrt diese Erhéhung der Besoldung zur Anrechnung auf die Ausgleichszulage. Die
in Randnummer 4 erwahnten unstandigen Besoldungsbestandteile wie z. B. die Zulage flir den
Dienst zu ungunstigen Zeiten, die Zulage fur Tauchertatigkeit, eine Mehrarbeitsvergutung oder eine
Vergutung flr Nebentatigkeiten im 6ffentlichen Dienst sind auch hier nicht zu bericksichtigen.

Absatz 2 enthalt eine Ausgleichszulage fur den Fall, dass die Auslandsdienstzuschlage durch das
Gesetz zur Neuregelung des Landesbesoldungsrechts niedriger als die Auslandsdienstbeziige nach
vorherigem Recht ausfallen. Anderungen kénnen durch die Neustrukturierung auftreten, indem die
Anlagen 9 bis 17 des Anhangs zum LBesG LSA a. F. aufgehoben wurden.

Satz 1 regelt, dass die Summen des Auslandszuschlages und des Auslandskinderzuschlages je-
weils nach neuer und vorheriger Rechtslage verglichen werden. War die Summe am 31. Marz 2011
hoher als am 1. April 2011, so erfolgt ein Ausgleich, sofern die Verminderung auf der gesetzlichen
Neuregelung beruht. Sollte die Verminderung einen anderen Grund haben (z. B. Wegfall der An-
spruchsvoraussetzungen fir den Auslandskinderzuschlag durch Riickkehr des Kindes in das Inland),
erfolgt auch kein Ausgleich.

Satz 2 regelt eine halftige Verminderung der Ausgleichszulage, sofern sich Auslandszuschlag oder
Auslandskinderzuschlag erhéhen. Neben linearen Erhéhungen, die auch die Auslandsdienstzu-
schlage erhéhen, kommt auch eine Beférderung in Betracht, denn diese erhéht ebenfalls den Aus-
landszuschlag (§ 48 Abs. 1 Satz 2 LBesG LSA). Vom Sinn und Zweck her reduziert der erstmalige
Bezug eines Auslandskinderzuschlages (z. B. durch Geburt eines Kindes nach dem 31. Marz 2011)
jedoch nicht die Ausgleichszulage. Die lineare Erhohung riackwirkend zum 1. April 2011 durch das
LBVANnpG 2011/2012 vom 6. Oktober 2011 vermindert die Ausgleichszulage nicht. Nach Sinn und
Zweck sollte zur Ermittlung der Hohe der Ausgleichszulage ein Vergleich der Besoldung im Marz
2011 und April 2011 vorgenommen werden und die rickwirkende Erhéhung zum 1. April 2011 flhrt
demnach nur zu einer Anderung der Bemessungsgrundlage der Ausgleichszulage, aber sie stellt
keine Erhdhung im Sinne dieses Satzes dar.

Satz 3 regelt, dass bei Wegfall der Voraussetzungen fir Auslandszuschlage (z. B. durch Rickkehr
in das Inland) neben den Auslandszuschlagen auch die Ausgleichszulage entfallt.



§20
Zuordnung der Empfangerinnen und Empfanger von Versorgung

Kommentierungsstand: 28.02.2011

(1) Empfangerinnen und Empfanger von Versorgungsbeziigen aus den Besoldungsgruppen
der Besoldungsordnung A sowie den Besoldungsgruppen R 1 und R 2 werden nach Anlage 3
den Stufen des Grundgehalts der Besoldungsgruppe der Besoldungsordnung A oder R, aus
der sich ihr Ruhegehalt berechnet, zugeordnet. 2 Verringert sich dadurch das der Berechnung
des Ruhegehalts zugrundeliegende Grundgehalt, wird der in der Anlage 3 ausgewiesene
Uberleitungsbetrag als weiterer ruhegehaltfihiger Dienstbezug gewéhrt. °Der Uberleitungs-
betrag ist bei allgemeinen Erh6hungen oder Verminderungen der Versorgungsbeziige ent-
sprechend anzupassen.

(2) Fur Beamtinnen, Beamte, Richterinnen und Richter, die aus einer Zuordnungsstufe in den
Ruhestand treten oder versetzt werden, gilt Absatz 1 entsprechend, wobei bei der Zuordnung
die Dienst- oder Lebensaltersstufe zugrunde zu legen ist, die nach der Anlage 1 oder Anlage
2 der Zuordnungsstufe der jeweiligen Besoldungsgruppe entspricht.

In Absatz 1 sind Zuordnungsregelungen fir die Versorgungsempfangerinnen und Versorgungsemp-
fanger aus der Besoldungsordnung A und den Besoldungsgruppen R 1 und R 2 enthalten, weil nicht
alle aus der Endstufe ihre Versorgung beziehen. Es gilt bei der Zuordnung ebenfalls der Grundsatz
der betragsmaRigen Zuordnung. Es wird jedoch auf Zuordnungsstufen verzichtet, weil diese als Pro-
visorien gedacht sind, die nach einem bestimmten Zeitablauf wieder verlassen werden. In der Ver-
sorgung andert sich jedoch die Stufe, aus der die Versorgung berechnet wird, nicht mehr. Aus die-
sem Grund erfolgt die Zuordnung an Stelle einer Zuordnungsstufe zur nachstniedrigeren Stufe, die
dem Betrag des bisherigen Grundgehaltes der Besoldungsgruppe entspricht. Diese Zuordnung ist
in der Anlage 3 enthalten.

Um eine Kiirzung der Versorgungsbeziige zu vermeiden, setzt Satz 2 einen Uberleitungsbetrag als
weiteren ruhegehaltfahigen Dienstbezug fest, der in der Anlage 3 ebenfalls ausgewiesen ist. Dieser
entspricht in der Hohe her der Differenz zwischen dem bisherigen und dem neuen Grundgehalt.
Satz 3 regelt, dass dieser Uberleitungsbetrag dynamisch ist und bei allgemeinen Erhéhungen oder
Verminderungen der Versorgungsbezlige entsprechend anzupassen ist.

Absatz 2 betrifft die Falle, in denen ein Eintritt in den Ruhestand aus einer Zuordnungsstufe erfolgt.
Entsprechend der Regelung in Absatz 1 erfolgt eine Zuordnung der Versorgungsempfangerin oder
des Versorgungsempfangers zur nachstniedrigeren Stufe, die dem Betrag des bisherigen Grund-
gehaltes entspricht, und der Festsetzung eines ruhegehaltfahigen und dynamischen Uberleitungs-
betrages, welcher ebenfalls aus der Anlage 3 enthommen werden kann.



§ 21
(weggefallen)

Kommentierungsstand: 01.03.2020

§ 21, der eine abbaubare Uberleitungszulage nach Artikel 14 § 1 Abs. 1 des Reformgesetzes regelte,
wurde zum 1. Januar 2019 durch Artikel 14 Abs. 12 Nr. 2 des Gesetzes zur Anderung dienstrechtli-
cher Vorschriften vom 13. Juni 2018 aufgehoben. Weil die Regelung nicht mehr benétigt wird, ist sie
im Zuge der vollstdndigen Neuregelung des Versorgungsrechts durch Artikel 2 des v. g. Gesetzes
zum 1. Januar 2019 nicht ins LBeamtVG LSA Ubernommen worden.

Bis zum 31. Dezember 2018 hatte § 21 folgende Fassung:
»§ 21
Uberleitungszulage nach Artikel 14 § 1 Abs. 1 des Reformgesetzes

Eine Uberleitungszulage nach Artikel 14 § 1 Abs. 1 des Reformgesetzes vom 24. Februar 1997
(BGBI. I S. 322), die am 31. Mérz 2011 als Bestandteil des Ruhegehaltes gewéhrt wurde, wird wei-
terhin der Berechnung des Ruhegehaltes zugrunde gelegt. ? Werden die Versorgungsbeziige allge-
mein erhéht, ist von demselben Zeitpunkt an auch die Uberleitungszulage als Bestandteil des Ru-
hegehaltes wie dieses anzupassen.”



§ 21a
Anpassung der Uberleitungsbetriage und Uberleitungszulagen

Kommentierungsstand: 01.04.2026

Die Uberleitungsbetrige in der Anlage 3 werden ab 1. April 2026 um 2,8 v. H., ab 1. Mirz 2027
um 2,0 v. H. und ab 1. Januar 2028 um 1,0 v. H. erhoht.

§ 21a dynamisiert die Uberleitungsbetrage nach § 20 Abs. 1 Satz 2. Aus gesetzessystematischen
Griunden wurde die Regelung nicht in § 59a LBesG LSA, sondern in dieses Gesetz aufgenommen.

Es werden die Uberleitungsbetrage in der Anlage 3 linear um 2,8 v. H. zum 1. April 2026, um
2,0v. H. zum 1. Marz 2027 und um 1,0 v. H. zum 1. Januar 2028 angepasst.

Die bisherige Anlage 3 wird jeweils durch die neue Anlage 3 zum 1. April 2026, zum 1. Marz 2027
und zum 1. Januar 2028 ersetzt.



§ 22
Ubergangsregelungen bei Zulageninderungen aus Anlass des Versorgungsreformgesetzes
1998

Kommentierungsstand: 28.02.2011

Soweit durch das Versorgungsreformgesetz 1998 vom 29. Juni 1998 (BGBI. | S. 1666) die
Ruhegehaltfahigkeit von Zulagen weggefallen ist oder Zulagen, die die oder der Berechtigte
bezogen hat, nicht mehr zu den ruhegehaltfiahigen Dienstbeziigen gehoren, sind fiir Empfan-
gerinnen und Empfanger von Besoldung, die bis zum 31. Dezember 2007 in den Ruhestand
getreten oder versetzt worden sind, die bisherigen Vorschriften liber die Ruhegehaltfahigkeit
in der bis zum 31. Dezember 1998 geltenden Fassung weiter anzuwenden, fiir Empfangerin-
nen und Empfianger von Besoldung der Besoldungsgruppen A 4 bis A 9 bei einem Eintritt
oder einer Versetzung in den Ruhestand bis zum 31. Dezember 2010. ? Dies gilt nicht, wenn
die Zulage nach dem 1. Januar 1999 erstmals gewahrt wurde oder wird.

Durch das Versorgungsreformgesetz 1998 wurden in der Besoldung mit Wirkung vom 1. Januar
1999 die Technikerzulage (Vorbemerkung Nr. 23 BBesO A und B a. F.) und die Programmiererzu-
lage (Vorbemerkung Nr. 24 BBesO A und B a. F.) gestrichen und die Sicherheitszulage vermindert.
Ferner wurde mit Wirkung vom 1. Januar 1999 die Ruhegehaltfahigkeit der meisten Stellenzulagen
(die allgemeine Stellenzulage sowie die Fliegerstellenzulage blieben ruhegehaltfahig) gestrichen.
§ 81 Abs. 1 BBesG a. F. regelte eine Ausgleichszulage fiur die Verringerung der Dienstbeziige und
ordnete die Ruhegehaltfahigkeit der Ausgleichszulage an, soweit die bisherige Zulage bei Eintritt in
den Ruhestand nach bisherigem Recht ruhegehaltfahig gewesen ware oder zu den ruhegehaltfahi-
gen Dienstbeziigen gehort hatte. In § 81 Abs. 2 BBesG a. F. wurde befristet eine Rechtsstandswah-
rung zur Ruhegehaltfahigkeit von Stellenzulagen geregelt.

Die vorliegende Regelung schreibt nicht die Besitzstandsregelung des § 81 Abs. 1 BBesG a. F. fort,
da diese Ausgleichszulagen inzwischen allesamt aufgezehrt sind. Unverandert fortgeschrieben
wurde die Rechtsstandsregelung zur Ruhegehaltfahigkeit nach § 81 Abs. 2 BBesG a. F. Diese weiter
anzuwendenden bisherigen Vorschriften Uber die Ruhegehaltfahigkeit in der bis zum 31. Dezember
1998 geltenden Fassung sind die Vorbemerkung Nr. 3a zu BBesO A und B a. F. und die Vorbemer-
kung Nr. 6 Abs. 4 BBesO Aund B a. F.



§23
Ausgleichszulage bei Zulagenanderungen aus Anlass
des Sechsten Besoldungsidnderungsgesetzes

Kommentierungsstand: 28.02.2011

Soweit am 31. Marz 2011 eine Ausgleichszulage nach § 1 Abs. 2 des Landesbesoldungsge-
setzes in der bis zum 31. Marz 2011 geltenden Fassung in Verbindung mit § 83 Abs. 2 und
§ 13 Abs. 2 des Bundesbesoldungsgesetzes in der bis zum 31. Dezember 2001 geltenden
Fassung zugestanden hat, wird diese weiterhin gewahrt. 2 Sie verringert sich bei Erhohung
der Dienstbeziige um die Halfte des Erhohungsbetrages.

Durch das Sechste Besoldungsanderungsgesetz wurde der Abbaumodus fiir Ausgleichszulagen im
§ 13 Abs. 2 BBesG dahingehend geandert, dass die Anrechnungsvorschriften mit Wirkung vom
1. Januar 2002 verscharft wurden. Die Privilegierung des § 13 Abs. 2 BBesG in der bis zum 31. De-
zember 2001 geltenden Fassung, dass eine Aufzehrung von Ausgleichszulagen bei Beférderungen
nur um die Halfte der Erhéhung erfolgte, wurde gestrichen, so dass seit dem 1. Januar 2002 Befor-
derungsgewinne im vollen Umfang die Ausgleichszulage aufzehren.

Die vorliegende Regelung enthalt eine Rechtsstandswahrung fur die in der Besoldung und in der
Beamtenversorgung vorhandenen Falle, in denen am 31. Dezember 2001 eine Ausgleichszulage
nach § 13 Abs. 2 BBesG zugestanden hat und die im Zeitpunkt des Inkrafttretens des Besoldungs-
neuregelungsgesetzes noch nicht aufgezehrt waren.



§ 23a
Anrechnungsregelungen aus Anlass des Gesetzes zur Anderung landesbesoldungs- und
beamtenrechtlicher Vorschriften

Kommentierungsstand: 29.01.2015

(1) Monatliche Berufungs- und Bleibe-Leistungsbeziige, die einer Professorin oder einem
Professor am 31. Dezember 2012 zugestanden haben, verringern sich um den Betrag der Er-
héhung des Grundgehalts am 1. Januar 2013. 2Monatliche besondere Leistungsbeziige, die
einer Professorin oder einem Professor am 31. Dezember 2012 zugestanden haben, verrin-
gern sich um den Betrag der Erh6hung des Grundgehalts am 1. Januar 2013, jedoch hochs-
tens in Hohe der Hélfte der monatlichen besonderen Leistungsbeziige. * Mehrere monatliche
Leistungsbeziige verringern sich nach MaRRgabe von Satz 1 und 2, insgesamt jedoch héchs-
tens um den Betrag der Erh6hung des Grundgehalts am 1. Januar 2013, in folgender Reihen-
folge:

1. unbefristete Berufungs- und Bleibe-Leistungsbeziige,
2. befristete Berufungs- und Bleibe-Leistungsbeziige,

3. unbefristete besondere Leistungsbeziige,

4. befristete besondere Leistungsbeziige.

“Werden mehrere Berufungs- und Bleibe-Leistungsbeziige oder mehrere besondere Leis-
tungsbeziige zugleich gewahrt, verringert sich vorrangig der frither gewahrte Leistungsbe-
zug; erstmals am gleichen Tag gewahrte Leistungsbeziige verringern sich anteilig.

(2) Fur Leistungsbeziige nach Absatz 1, die in der Zeit vom 1. Januar 2013 bis zum Tag der
Verkiindung des Gesetzes zur Anderung landesbesoldungs- und beamtenrechtlicher Vor-
schriften erstmalig oder erneut gewahrt worden sind, gilt Absatz 1 entsprechend. ?Die Ver-
ringerung tritt am Tag der erstmaligen oder erneuten Gewahrung der Leistungsbeziige ein.

(3) Bei einer Professur in einer Teilzeitbeschaftigung erfolgt die Verminderung nach Absatz
1 im gleichen Umfang wie die Kiirzung der Arbeitszeit.

Durch das Gesetz zur Anderung landesbesoldungs- und beamtenrechtlicher Vorschriften vom
30. August 2013 ist das Grundgehalt ab 1. Januar 2013 in der Besoldungsgruppe W 2 um
674,10 Euro und in der Besoldungsgruppe W 3 um 305,31 Euro angehoben worden. Ausldser hierfir
war das Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 14. Februar 2012 — 2 BvL 4/10. Das Gericht
stellte zur Professorenbesoldung fest, dass das fir die Amtsangemessenheit des Klagers heranzu-
ziehende Grundgehalt der Besoldungsgruppe W 2 nicht mit Artikel 33 Abs. 5 GG vereinbar ist. Der
Gesetzgeber in Hessen wurde verpflichtet, bis zum 1. Januar 2013 eine Neuregelung zu treffen.
Wegen der vergleichbaren Regelungsinhalte war es aber auch in Sachsen-Anhalt erforderlich, die
Vorgaben zur Amtsangemessenheit umzusetzen und die Professorenbesoldung neu zu regeln. Als
Orientierungsgrofe fur die Amtsangemessenheit des Grundgehalts in den Besoldungsgruppen W 2
und W 3 wurden hier die Grundgehaltsbetrage der Besoldungsgruppen A 15 (Stufe 5) und A 16
(Stufe) 5 herangezogen, weil sich diese Beforderungsamter der allgemeinen Verwaltung (A-Besol-
dung) leistungsbezogen am ehesten mit den anspruchsvollen Amtsinhalten einer Professur in den
Amtern der Besoldungsgruppen W 2 und W 3 vergleichen lassen. Die Anrechnungsregelungen in
§ 23a stehen im Zusammenhang mit den deutlichen Erhéhungen.



Eine unter den Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts amtsangemessene und finanziell vertret-
bare monatliche Gesamtbesoldung der Professorinnen und Professoren lie® sich nur erreichen, in-
dem Leistungsbezlige, die die Grundgehalter erganzen, in Grundgehalt umgewidmet werden. Ver-
fassungsrechtlich ist diese Umwandlung unbedenklich, weil sie wegen der Sicherstellung der Amts-
angemessenheit verhaltnismalig und sachlich geboten ist. Da sich die Leistungsbeziige an den
bisherigen deutlich niedrigeren Grundgehaltssatzen orientieren, ist es gerechtfertigt, die deutlichen
Erhéhungen beim Grundgehalt durch Kirzungen bei den Berufungs- und Bleibe-Leistungsbezigen
(vollstandige Kurzung um den Betrag der Erhéhung des Grundgehalts am 1. Januar 2013) bzw. bei
besonderen Leistungsbeziigen (Kirzung um den Betrag der Erhéhung des Grundgehalts am 1. Ja-
nuar 2013, jedoch hdchstens in Hohe der Halfte der monatlichen besonderen Leistungsbeziige)
auszugleichen. Die Gesamtanrechnung bei Berufungs- und Bleibeleistungsbeziigen und besonde-
ren Leitungsbeziigen darf den Erhéhungsbetrag des Grundgehaltes am 1. Januar 2013 nicht Uber-
steigen. Die Anrechnung ist flr jeden Einzelnen zumutbar, weil keine Professorin und kein Professor
hierdurch eine geringere Besoldung erhalten.

Wurden hdhere Berufungs- und Bleibe-Leistungsbeziige gewahrt, bleibt die Besoldungshdhe insge-
samt monatlich unverandert. Die Anrechnungsregelung fur die besonderen Leistungsbeztge in Satz
2 beruht darauf, dass diese Beziige fir Leistungen gewahrt werden, die auf einer Vereinbarung mit
konkreten Zielstellungen beruhen, die nicht unbertcksichtigt bleiben sollen.

Im Gegensatz zu Berufungs- und Bleibe-Leistungsbeziigen und besonderen Leistungsbeziigen wer-
den Funktions-Leistungsbeziige nach § 31 LBesG LSA nicht auf die angehobenen Grundgehalter
angerechnet, weil sie fur wahrzunehmende Aufgaben gewahrt werden, die durch das Grundgehalt
allein nicht abgegolten werden. Insofern findet sich in § 23a auch keine Anrechnungsregelung.

Absatz 1 Satz 3 bestimmt die Reihenfolge der Anrechnung, wenn mehrere Leistungsbeziige mo-
natlich nebeneinander gewahrt werden. Dabei erfolgt die Konsumtionsreihenfolge nach der jeweili-
gen Rechtsnatur und dem Charakter der jeweiligen Leistungsbezige.

Absatz 1 Satz 4 regelt Kollisionsfalle, in denen mehrere Leistungsbezige derselben Art gewahrt
werden. Satz 4 sieht eine Verringerung des friiher gewahrten Leistungsbezugs und eine anteilige
Verringerung der am gleichen Tag gewahrten Leistungsbezlige vor.

Absatz 2 stellt sicher, dass auch Berufungs- und Bleibe-Leistungsbezlige sowie besondere Leis-
tungsbeziige, die im Zeitraum zwischen dem Inkrafttreten der Anderung (1. Januar 2013) und der
Verkindung des Gesetzes (8. August 2013) erstmalig oder erneut gewahrt werden, von der Anrech-
nung erfasst sind, um alle dem bisherigen Recht zuzurechnenden Vergabeentscheidungen zu be-
rucksichtigen.

Absatz 3 regelt die Anrechnung fur Teilzeitkrafte entsprechend dem Umfang der Arbeitszeit.

Leistungsbeziige mussen, damit sie verrechnet werden kdnnen, tatsachlich in der Zeit vom 1. Januar
2013 bis zum Tag der Verkiindung des Gesetzes gewahrt worden sein. Im Hinblick auf den Begriff
~gewahrt” ist von dem Zeitpunkt auszugehen, ab dem die Auszahlung der Leistungsbezilige durch-
zuflihren ist. Es genlgt nicht, dass nur eine Zusage fir Leistungsbeziige getroffen wurde, um die
Anrechnungsregelung nach § 23a BesVersEG LSA eingreifen zu lassen. Sind also z. B. im Juni
2013 (vor der Verkiindung des Gesetzes) Bleibeverhandlungen mit dem Ergebnis geflihrt worden,
dass ab Oktober 2013 (nach der Verkiindung des Gesetzes) Leistungsbeziige gezahlt werden, kann
eine Anrechnung also prinzipiell nicht erfolgen.



§ 23b
Prozentuale Nachzahlung der Grundgehalter und Amtszulagen der Besoldungsordnung R

Kommentierungsstand: 01.03.2020

(1) Die Klager der Ausgangsverfahren des Urteils des Bundesverfassungsgerichts vom 5. Mai
2015 mit den Aktenzeichen 2 BvL 3/12, 2 BvL 4/12, 2 BvL 5/12 und 2 Bvl 6/12 erhalten fiir den
Zeitraum vom 1. Januar 2008 bis zum 31. Dezember 2014 eine Nachzahlung in Héhe eines
Vomhundersatzes ihrer jeweiligen in diesem Zeitraum gewahrten Grundgehalter und Amts-
zulagen. 2Die Hohe dieser Nachzahlung bemisst sich wie folgt:

Jahr Vomhundertsatz der Grundgehilter und Amtszulagen
2008 2,8

2009 0,2

2010 24

2011 1,4

2012 0,4

2013 -

2014 0,2

(2) Absatz 1 ist auch auf Richterinnen, Richter, Staatsanwaltinnen und Staatsanwalte anzu-
wenden, die eine Klage oder einen Widerspruch mit dem Ziel der Feststellung erhoben haben,
dass die gewahrte Besoldung nicht amtsangemessen ist, jedoch liber den geltend gemach-
ten Anspruch noch nicht abschlieBend entschieden worden ist. ?Der Anspruch besteht ab
Beginn des Jahres, in dem der Widerspruch bei dem Dienstherrn eingegangen ist.

(3) Richterinnen, Richter, Staatsanwaltinnen und Staatsanwailte erhalten fiir den Zeitraum
vom 1. April 2011 bis 31. Dezember 2014 eine Nachzahlung in Hohe eines Vomhundertsatzes
ihrer jeweiligen in diesem Zeitraum gewahrten Grundgehalter und Amtszulagen, soweit sie
nicht bereits eine Nachzahlung nach den Absétzen 1 oder 2 erhalten. 2Die Hohe dieser Nach-
zahlung bemisst sich wie folgt:

Zeitraum Vomhundertsatz
1. April bis 31. Dezember 2011 1,4
1. Januar bis 31. Dezember 2012 0,4
1. Januar bis 31. Dezember 2013 -
1. Januar bis 31. Dezember 2014 0,2

(4) Die Absatze 2 und 3 gelten entsprechend fiir Versorgungsempfangerinnen und Versor-
gungsempfanger, deren Versorgungsbeziige aus einem Amt der Besoldungsordnung R be-
messen werden. 2Ein Uberleitungsbetrag nach § 20 Abs. 1 Satz 2 zihlt zu den nach Satz 1 zu
beriicksichtigenden Versorgungsbeziigen.

§ 23b wurde durch das Gesetz zur Anderung besoldungs- und richterrechtlicher Vorschriften vom
18. Dezember 2015 in das BesVersEG LSA eingefligt. Hierdurch wurde (zunachst) das Urteil des
Bundesverfassungsgerichts vom 5. Mai 2015 — 2 BvL 17/09 u. a. — (zur Richterbesoldung) umge-
setzt. Das Gericht hatte festgestellt, dass die Grundgehaltssatze der R 1-Besoldung der Jahre 2008




bis 2010 in Sachsen-Anhalt verfassungswidrig bemessen gewesen waren und den Landesgesetz-
geber verpflichtet, zum einen verfassungskonforme Regelungen bis zum 1. Januar 2016 zu treffen
und zum anderen den Verfassungsverstol3 hinsichtlich der Klager der Ausgangsverfahren (Besol-
dungsgruppe R 1) und in den noch offenen Verfahren der gesamten R-Besoldung riickwirkend zu
beheben.

Zur Beurteilung der Frage, ob die Besoldung verfassungskonform ist, hatte das Gericht eine mehr-
stufige Prifung vorgenommen, an der sich seitdem auch die Gesetzentwurfe zur Besoldungsanpas-
sung orientieren mussen. Hierbei sind insbesondere funf Parameter (Erste Prifungsstufe) von Be-
deutung. Es ist die Besoldungsentwicklung der letzten 15 Jahre mit der Tarifentwicklung (1. Para-
meter), mit der Entwicklung der Nominallohne (2. Parameter) sowie mit der Entwicklung der Ver-
braucherpreise (3. Parameter) zu vergleichen und zu prifen, ob die jeweilige Abweichung finf Pro-
zent nicht Uberschreitet. Weiter muss systemintern untersucht werden, ob sich der Abstand zwi-
schen zwei Besoldungsgruppen Uber die letzten flnf Jahre nicht um mindestens 10 Prozent verrin-
gert hat und ob die Besoldung um mindestens 15 % uUber dem sozialhilferechtlichen Bedarf liegt und
dadurch der Mindestabstand zum sozialhilferechtlichen Existenzminimum gewabhrt ist (4. Parame-
ter). AulRerdem ist zu prifen, ob die Besoldungshdhe im Land, verglichen mit dem Durchschnitt des
Bundes und der anderen Lander ebenfalls eine Abweichung um weniger als zehn Prozent ergibt (5.
Parameter). Sollten drei dieser funf Parameter erflllt, also die entsprechenden Vorgaben fir eine
verfassungsgemalie Alimentation nicht gewahrt sein, ist die Verfassungswidrigkeit der Besoldung
indiziert. Wird im Rahmen der ersten Prifungsstufe eine verfassungswidrige Unteralimentation ver-
mutet, kann im Rahmen einer Gesamtabwagung durch Berlicksichtigung weiterer alimentationsre-
levanter Kriterien (z. B. die Entwicklung der Qualifikation der eingestellten Bewerber, die besondere
Qualitat der Tatigkeit und Verantwortung eines Amtstragers, die Entwicklungen im Bereich der Bei-
hilfe oder der Versorgung, der Vergleich mit den durchschnittlichen Bruttoverdiensten sozialversi-
cherungspflichtig Beschaftigter mit vergleichbarer Qualifikation und Verantwortung in der Privatwirt-
schaft) diese Vermutung widerlegt oder erhartet werden (Zweite Prifungsstufe). Ergibt die Gesamt-
schau der beiden Prufungsstufen, dass grundsatzlich eine verfassungswidrige Unteralimentation
vorliegt, kann diese im Ausnahmefall gerechtfertigt sein, wenn der verfassungsrechtliche Grundsatz
der amtsangemessenen Alimentation mit anderen verfassungsrechtlichen Wertentscheidungen
oder Instituten — wie z. B. mit dem ab 2011 geltenden Verbot der Neuverschuldung — kollidiert (Dritte
Prifungsstufe). Nach diesem Prifungsmalistab wurde eine Unteralimentation fir die Jahre 2008 bis
2012 und fir 2014 ermittelt und die in Absatz 1 aufgeflihrten v. H. — Nachzahlungsbetrage errechnet.
Hierbei wurde beim Vergleich des Besoldungsindexes mit den Vergleichsindizes Tarifentwicklung,
Nominallohnentwicklung und Entwicklung der Verbraucherpreise (Parametern 1 bis 3) eine Maxi-
malabweichung von 4,99 % zugrunde gelegt.

Durch das Gesetz zur Anderung des Besoldungs- und Versorgungsrechtsergédnzungsgesetzes vom
8. Dezember 2016 wurden die errechneten prozentualen Nachzahlungsbetrage in § 23b vor dem
Hintergrund des neuerlichen Beschlusses des Bundesverfassungsgerichts vom 17. November 2015
— 2 BvL 19/09 u. a. — (zur Beamtenalimentation), durch den das Gericht die Grundgehaltssatze der
Besoldungsgruppe A 10 in Sachsen fur das Jahr 2011 flr verfassungswidrig zu niedrig erklart hatte,
auf den jetzt aktuellen Vomhundertsatz korrigiert. Wegen des einheitlich anzuwendenden Prufsche-
mas im Beschluss des Bundesverfassungsgerichts betrafen die daraus resultierenden Folgerungen
auch Sachsen-Anhalt. Anders als im Gesetz zur Anderung besoldungs- und richterrechtlicher Vor-
schriften vom 18. Dezember 2015 wurden im Gesetz zur Anderung des Besoldungs- und Versor-
gungsrechtserganzungsgesetzes vom 8. Dezember 2016 jedoch héhere Vomhundertsatze fir die




Nachzahlungen ermittelt, weil zur Verringerung verfassungsrechtlicher Risiken ein mehr als nur ge-
ringflgigster Abstand — 4,9% anstelle von 4,99% — zum Punkt der indizierten offensichtlichen Ver-
fassungswidrigkeit geboten war. Die Vomhundertsatze wurden deshalb fur das Jahr 2008 von 2,7%
auf 2,8%; fir das Jahr 2009 von 0,1% auf 0,2%; fir das Jahr 2010 von 2,3% auf 2,4%; fir das Jahr
2012 von 0,3% auf 0,4% und fur das Jahr 2014 von 0,1% auf 0,2% angehoben. Den Richterinnen,
Richtern, Staatsanwaltinnen und Staatsanwalten wurden die Differenzbetrage nachgezahit.

Absatz 1 betrifft die Kldger der Ausgangsverfahren. Fir die Jahre 2008 bis 2010 hat das Bundes-
verfassungsgericht die verfassungswidrige Unteralimentation fur die Besoldungsgruppe R 1 festge-
stellt. Die v. H. - Nachzahlungsbetrage fur die Jahre 2008 bis 2010 ergeben sich unter Berlcksich-
tigung des Beschlusses des Bundesverfassungsgerichts vom 17. November 2015 — 2 BvL 19/09 u.
a. (zur Beamtenalimentation). Um auch fir die Folgejahre eine verfassungskonforme Besoldung flr
die Klager in Sachsen-Anhalt sicherzustellen, wurden die Grundgehalter auch fur die Jahre 2011,
2012 und 2014 Uberprift und Nachzahlungsbetrage ermittelt. Bei der Festlegung dieser Vomhun-
dertsatze wird nicht zwischen Richterinnen, Richtern, Staatsanwaltinnen und Staatsanwalten mit
abgesenkten (,Ostniveau®) und vollen Beziigen unterschieden.

Absatz 2 stellt klar, dass die Nachzahlungsbetrage nach Absatz 1 auch Richterinnen, Richter,
Staatsanwaltinnen und Staatsanwalte beanspruchen kénnen, Gber deren Klage oder Widerspruch
noch nicht abschlief3end entschieden wurde. Der Anspruch besteht ab Beginn des Jahres, in dem
der Widerspruch bei dem Dienstherrn eingegangen ist.

Nach Absatz 3 erhalten von Amts wegen alle anderen Richterinnen, Richter, Staatsanwaltinnen und
Staatsanwalte ab dem Inkrafttreten des Landesbesoldungsgesetzes am 1. April 2011 die Gewah-
rung einer prozentualen Nachzahlung der Grundgehalter und Amtszulagen der Besoldungsordnung
R im entsprechenden Umfang— auch wenn sie keinen Rechtsbehelf eingelegt hatten. Auf einen all-
gemein ruckwirkenden Ausgleich des Verfassungsverstol3es auch fur die Jahre 2008 bis 2010 wurde
nach der Begrundung des Gesetzentwurfs verzichtet. Dieser ware nach der Begrindung im Gesetz-
entwurf zwar rechtlich zulassig, aber — im Einklang mit der bundesverfassungsgerichtlichen Recht-
sprechung — verfassungsrechtlich nicht geboten gewesen. Dadurch wirde die Erwartungshaltung
geweckt, dass auch klnftig samtliche gerichtlich festgestellten VerstoRe auf alle erstreckt wirden.
Die Rechts- und Planungssicherheit ware gefahrdet, wenn das Land als Dienstherr mit rickwirken-
den Zahlungen in unbezifferter H6he auch zukiinftig rechnen misste. AuRerdem wiirde die Geltung
von Verjahrungs- und Ausschlussfristen relativiert.

Absatz 4 regelt, dass die v. H. — Nachzahlungsbetrage auch fir Versorgungsempfangerinnen und
Versorgungsempfanger gelten, die Versorgungsbeziige aus einem Amt der Besoldungsordnung R
erhalten.



§ 23c
Prozentuale Nachzahlung der Grundgehalter und Amtszulagen der Besoldungsordnun-
gen A, B,Cund W

Kommentierungsstand: 01.03.2020

(1) Beamtinnen und Beamte in Amtern der Besoldungsordnungen A, B, C und W, die eine
Klage oder einen Widerspruch mit dem Ziel der Feststellung erhoben haben, dass die ge-
wahrte Besoldung nicht amtsangemessen ist, liber deren geltend gemachten Anspruch je-
doch nicht abschlieBend entschieden worden ist, erhalten fiir den Zeitraum vom 1. Januar
2008 bis 31. Dezember 2014 eine Nachzahlung in Hohe eines Vomhundertsatzes ihrer jewei-
ligen in diesem Zeitraum gewahrten Grundgehilter und Amtszulagen. ?Satz 1 gilt entspre-
chend fiir die bei einer Altersteilzeit nach § 66 des Landesbeamtengesetzes gewahrten Al-
tersteilzeitzuschlage. > Der Anspruch besteht ab Beginn des Haushaltsjahres, in dem der Wi-
derspruch bei dem Dienstherrn eingegangen ist. “ Die Hohe dieser Nachzahlung bemisst sich
wie folgt:

Jahr Vomhundertsatz der
Grundgehalter und Amtszulagen
2008 2,8
2009 (auBer Besoldungsgruppen A 3 bis A 0,2
8)
2009 (Besoldungsgruppen A 3 bis A 8) 2,2
2010 2,4
2011 1,4
2012 0,4
2013 -
2014 0,2

(2) Beamtinnen und Beamte in Amtern der Besoldungsordnungen A, B, C und W erhalten fiir
den Zeitraum vom 1. April 2011 bis 31. Dezember 2014 eine Nachzahlung in H6éhe eines
Vomhundertsatzes ihrer jeweiligen in diesem Zeitraum gewdhrten Grundgehilter und Amts-
zulagen, soweit sie nicht bereits eine entsprechende Nachzahlung nach Absatz 1 erhalten.
2Satz 1 gilt entsprechend fiir die bei einer Altersteilzeit nach § 66 des Landesbeamtengeset-
zes gewdhrten Altersteilzeitzuschlédge.  Die Hohe dieser Nachzahlung bemisst sich wie folgt:

Zeitraum Vomhundertsatz
1. April bis 31. Dezember 2011 1,4
1. Januar bis 31. Dezember 2012 0,4
1. Januar bis 31. Dezember 2013 -
1. Januar bis 31. Dezember 2014 0,2

(3) Die Absatze 1 und 2 gelten entsprechend fiir Versorgungsempfangerinnen und Versor-
gungsempfanger, deren Versorgungsbeziige aus einem Amt der Besoldungsordnungen A,
B, C oder W bemessen werden. 2Ein Uberleitungsbetrag nach § 20 Abs. 1 Satz 2 zihlt zu den
nach Satz 1 zu berlicksichtigenden Versorgungsbeziigen.
3Ruhens-, Anrechnungs- und Kiirzungsvorschriften nach § 7 Abs. 1 in Verbindung mit dem
Beamtenversorgungsgesetz sowie Vorschriften liber die anteilige Kiirzung sind nicht anzu-
wenden.



§ 23c wurde durch das Gesetz zur Anderung des Besoldungs- und Versorgungsrechtserganzungs-
gesetzes vom 8. Dezember 2016 in das BesVersEG LSA eingefiigt. Hierdurch wurde der Beschluss
des Bundesverfassungsgerichts vom 17. November 2015 — 2 BvL 19/09 u. a. —, durch den das
Gericht die Grundgehaltssatze der Besoldungsgruppe A 10 in Sachsen fiir das Jahr 2011 fir verfas-
sungswidrig zu niedrig erklart hatte, umgesetzt. Zwar erging diese Entscheidung zum sachsischen
Recht, aber bei Anwendung des gleichen Prifungsschemas waren auch die Beamtinnen und Be-
amten in Sachsen-Anhalt in den Jahren 2008 bis 2012 und 2014 unteralimentiert. Um die Verfas-
sungswidrigkeit der Grundgehaltssatze der Besoldungsordnungen A, B, C und W des Landes Sach-
sen-Anhalt zu beseitigen, wurden deshalb v. H. — Nachzahlungsbetrage nach dem Prifungsschema
ermittelt. Hierbei wurde beim Vergleich des Besoldungsindexes mit den Vergleichsindizes Tarifent-
wicklung, Nominallohnentwicklung und Entwicklung der Verbraucherpreise (Parameter 1 bis 3) eine
Maximalabweichung von 4,9 % zugrunde gelegt (s. hierzu auch die detaillierten Hinweise 1 bis 3 zu

§ 23b).

Nach Absatz 1 Satz 1 erhalten Beamtinnen und Beamte in Amtern der Besoldungsordnungen A, B,
C und W, die eine Klage oder einen Widerspruch mit dem Ziel der Feststellung erhoben haben, dass
die gewahrte Besoldung nicht amtsangemessen ist, Uber deren geltend gemachten Anspruch jedoch
nicht abschlielend entschieden worden ist, fur den Zeitraum vom 1. Januar 2008 bis 31. Dezember
2014 eine Nachzahlung in Hohe des Vomhundertsatzes ihrer jeweiligen in diesem Zeitraum gewahr-
ten Grundgehalter und Amtszulagen, der sich nach Satz 4 bemisst. Bei der Festlegung dieser
Vomhundertsatze wird nicht zwischen Beamtinnen und Beamten mit abgesenkten (,Ostniveau®) und
vollen Bezligen unterschieden.

Nach Absatz 2 erhalten von Amts wegen alle anderen Beamtinnen und Beamten in Amtern der
Besoldungsordnungen A, B, C und W ab dem Inkrafttreten des Landesbesoldungsgesetzes am
1. April 2011 die Gewahrung einer prozentualen Nachzahlung der Grundgehalter und Amtszulagen
der jeweiligen Besoldungsordnung im entsprechenden Umfang — auch wenn sie keinen Rechtsbe-
helf eingelegt hatten. Auf einen allgemein riickwirkenden Ausgleich des Verfassungsverstol3es auch
fur den Zeitraum vom 1. Januar 2008 bis 31. Marz 2011 wurde verzichtet. Dieser ware nach der
Begriindung im Gesetzentwurf zwar rechtlich zulassig gewesen, sei aber gemal der Rechtspre-
chung des Bundesverfassungsgerichts verfassungsrechtlich nicht geboten. Dadurch wirde die Er-
wartungshaltung geweckt, dass auch kiinftig samtliche gerichtlich festgestellten VerstéRe auf alle
erstreckt wirden. Die Rechts- und Planungssicherheit ware gefahrdet, wenn das Land als Dienstherr
mit ruckwirkenden Zahlungen in unbezifferter Hohe auch zuklnftig rechnen musste. AuRerdem
wlrde die Geltung von Verjahrungs- und Ausschlussfristen relativiert.



§ 23d
Erstattung der Kiirzungen aufgrund der Kostendampfungspauschale fiir das Jahr 2014

Kommentierungsstand: 01.03.2020

(1) Die Betrage, um die die festgesetzten Beihilfen um eine Kostendampfungspauschale fiir
beihilfefahige Aufwendungen, die im Jahr 2014 entstanden sind, gemaR § 3 Abs. 8 in der bis
zum 31. Dezember 2016 geltenden Fassung gekiirzt worden sind, werden an den Beihilfebe-
rechtigten oder die Beihilfeberechtigte erstattet. 2Eines Antrages bedarf es dafiir nicht.

(2) Sofern ein Beihilfeantrag fiir im Jahr 2014 entstandene Aufwendungen nicht gestellt
wurde, weil die Hohe der Aufwendungen unter Beriicksichtigung der Kostendampfungspau-
schale nicht zu einer Gewdhrung einer Beihilfe gefiihrt hatte, wird in diesen Fallen eine Bei-
hilfe gewahrt, wenn sie bis zum 31. Dezember 2017 beantragt wird.

§ 23d wurde durch das Gesetz zur Anderung des Besoldungs- und Versorgungsrechtserganzungs-
gesetzes vom 8. Dezember 2016 in das BesVersEG LSA eingeflgt. Die Regelung steht im Zusam-
menhang mit der Umsetzung des Beschlusses des Bundesverfassungsgerichts vom 17. November
2015 — 2 BvL 19/09 u. a. —, in der das Gericht ein Prifschema zur Frage vorgab, ob Beamtinnen
und Beamte (so auch in Sachsen-Anhalt) ausreichend alimentiert werden. Es war u. a. im Rahmen
der Gesamtabwagung der zweiten Prifungsstufe zu prifen, ob und inwieweit sich die nach § 3 Abs.
8 bis 10 (i. d. F. bis 31. Dezember 2016) einzubehaltende Kostendampfungspauschale in den Jah-
ren 2014 bis 2016 (und in diesem Zusammenhang auch der Besoldungseinbehalt fir Heilflrsorge-
berechtigte in den Jahren 2015 und 2016) besoldungsmindernd ausgewirkt und welche Folgen dies
fur die Feststellung der Amtsangemessenheit bzw. Herstellung der Amtsangemessenheit hat. Fir
das Jahr 2014 ergab die Prifung, dass die Kostendampfungspauschale individuell rickabgewickelt
werden muss, um eine Erhohung der Nachzahlung fur das Jahr 2014 (s. § 23c mit Hinweisen) zu
vermeiden, wahrend sich die in den Jahren 2015 und 2016 einbehaltene Kostendampfungspau-
schale (und auch der Besoldungseinbehalt fur heilfirsorgeberechtigte Beamtinnen und Beamte)
nicht ausschlaggebend auf die Einhaltung der verfassungsrechtlichen Prifparameter auswirkte.

In Absatz 1 ist geregelt, dass die Beitrage, um die die festgesetzten Beihilfen um eine Kostendamp-
fungspauschale fir beihilfefahige Aufwendungen aus dem Jahr 2014 gekirzt worden sind, wieder
erstattet werden. Die Erstattung der Beitrage erfolgte von Amts wegen; ein Antrag war nicht erfor-
derlich.

In Absatz 2 findet sich eine Ubergangsregelung fiir die Beihilfeberechtigten, die von vornherein kei-
nen Antrag auf Beihilfe fir im Jahr 2014 entstandene Aufwendungen gestellt haben, weil sie auf-
grund der Kostendampfungspauschale keinen Zahlbetrag erwarteten. Um diesen Personenkreis
nicht zu benachteiligen, konnte ausnahmsweise — liber die Ausschlussfrist von einem Jahr ab Rech-
nungsdatum beginnend hinaus — noch bis zum Ablauf des Jahres 2017 ein Beihilfeantrag eingereicht
werden.



§ 23e
Nachzahlungen von Dienstbeziigen

Kommentierungsstand: 01.03.2020

(1) Beamtinnen, Beamte, Richterinnen und Richter, deren Dienstbeziige in den Jahren 2008
bis 2009 nach § 2 Abs. 1 der Zweiten Besoldungs-Ubergangsverordnung bemessen worden
waren und die eine Klage oder einen Widerspruch mit dem Ziel der Feststellung erhoben
haben, dass die Bemessung der Dienstbeziige nach der Zweiten Besoldungs-Ubergangsver-
ordnung nicht mit hdherrangigem Recht vereinbar gewesen war, und liber deren geltend ge-
machten Anspruch noch nicht abschlieBend entschieden worden ist, erhalten fiir den Zeit-
raum vom 1. Januar 2008 bis zum 31. Dezember 2009 eine Nachzahlung in Hohe der Differenz
zwischen den gewdhrten Dienstbeziigen und den Dienstbeziigen ohne Anwendung des § 2
Abs. 1 der Zweiten Besoldungs-Ubergangsverordnung. 2Der Anspruch besteht ab Beginn
des Haushaltsjahres, in dem der Widerspruch bei dem Dienstherrn eingegangen ist.

(2) Beamtinnen, Beamte, Richterinnen und Richter, die die Voraussetzungen nach Absatz 1
erfiillen und die Nachzahlungen nach § 23b Abs. 1 bis 3 oder § 23c Abs. 1 und 2 fiir den
Zeitraum vom 1. Januar 2008 bis 31. Dezember 2009 erhalten haben, erhalten neben der Nach-
zahlung nach Absatz 1 eine weitere Nachzahlung in Hohe von 8,11 v. H. der fiir diesen Zeit-
raum gewdhrten Nachzahlung nach § 23b Abs. 1 bis 3 oder § 23c Abs. 1 und 2.

(3) Die Absatze 1 und 2 gelten entsprechend fiir Versorgungsempfangerinnen und Versor-
gungsempfanger, deren ruhegehaltfihige Dienstbeziige nach § 2 Nr. 2 Satz 2 Satz 1 und 2 der
Beamtenversorgungs-Ubergangsverordnung bemessen worden waren.

Mit Beschluss vom 23. Mai 2017 hat das BVerfG Uber die Frage der Verfassungsmafigkeit zweier
Mafnahmen des sachsischen Gesetzgebers entschieden. Zum einen behandelt er die verzogerte
Besoldungsanpassung fir die Besoldungsgruppen ab A 10 im Jahr 2008, zum anderen das nach
Besoldungsgruppen gestaffelte Auslaufen der sogenannten abgesenkten Ostbesoldung. Wahrend
sachsische Beamtinnen und Beamte der Besoldungsgruppen bis A 9 bereits ab 1. Januar 2008
Bezlige auf Westniveau erhielten, geschah dies fiir die Besoldungsgruppen ab A 10 erst ab 1. Ja-
nuar 2010. Sowohl die verzogerte Besoldungsanpassung fir die Besoldungsgruppen ab A 10 im
Jahr 2008 als auch die abgesenkte Ostbesoldung flr die Besoldungsgruppen ab A 10 in den Jahren
2008 und 2009 wurden als verfassungswidrige Ungleichbehandlung und somit als unvereinbar mit
Artikel 33 Abs. 5 in Verbindung mit Artikel 3 Abs. 1 GG qualifiziert. Das BVerfG hat in Konsequenz
dessen dem Freistaat Sachsen aufgegeben, bis zum 1. Juli 2018 verfassungskonforme Regelungen
fur die Jahre 2008 und 2009 zu schaffen.

Zwar gab es In Sachsen-Anhalt keine lineare Erhdhung, deren Inkrafttreten nach Besoldungsgrup-
pen gestaffelt war, so dass dahingehend kein Korrekturbedarf bestand. Es wurden jedoch durch das
Gesetz zur Anderung landesbesoldungs- und versorgungsrechtlicher Vorschriften vom 25. Juli 2007
(GVBI. LSA S. 236) die Bezilige fir die Besoldungsgruppen bis A 9 zum 1. Januar 2008 von
92,5 v. H. auf 100 v. H. des Westniveaus angehoben, wahrend die Absenkung auf 92,5 v. H. fir die
Besoldungsgruppen ab A 10 im Zeitraum vom 1. Januar 2008 bis zum 31. Dezember 2009 beibe-
halten wurde.

Das BVerfG wertet diese Differenzierung als Verstold gegen Artikel 33 Abs. 5 GG (hergebrachte
Grundsatze des Berufsbeamtentums) in Verbindung mit Artikel 3 Abs. 1 GG (Gleichheitsgrundsatz)
(Rdnrn. 62 ff. des Beschlusses). Das Abstandsgebot stelle einen eigenstandigen Grundsatz des
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Berufsbeamtentums dar. Dieser verbiete es dem Gesetzgeber, ungeachtet des gesetzgeberischen
Spielraums, den Abstand zwischen verschiedenen Besoldungsgruppen dauerhaft einzuebnen. Zwar
sei der Gesetzgeber nicht gehindert, ein bestehendes Besoldungssystem neu zu strukturieren und
auch die Wertigkeit von Besoldungsgruppen untereinander neu zu bestimmen (Rdnr. 77 des Be-
schlusses), aber bestehende Abstande dirften nicht durch Einzelmalinahmen — wie zeitversetzte
und/oder gestufte Inkraftsetzung von Besoldungserhéhungen flr Angehdrige bestimmter Besol-
dungsgruppen — nach und nach eingeebnet werden (Rdnr. 78 des Beschlusses). Anhand dieser
Malistabe hat das BVerfG die differenzierte Angleichung an das Westbesoldungsniveau bei Beam-
tinnen und Beamten mit einem Amt bis zur Besoldungsgruppe A 9 einerseits und bei Beamtinnen,
Beamten, Richterinnen und Richtern mit einem héheren Amt andererseits mit dem Grundgesetz fur
unvereinbar erklart (Rdnrn. 101 ff. des Beschlusses). Weder Haushaltserwagungen noch das Ziel,
das Tarifergebnis zu Ubernehmen, kénnten diese Ungleichbehandlung sachlich rechtfertigen
(Rdnrn. 108 ff. des Beschlusses).

Anhand dieser Ausfiihrungen war auch die Unterscheidung im sachsen-anhaltischen Besoldungs-
recht nicht gerechtfertigt und es galt, diese zu korrigieren. Eine allgemeine rickwirkende Behebung
war jedoch nicht geboten. Eine Korrektur kdnne auf die noch offenen Falle beschrankt werden (Rdnr.
124).

Absatz 1 enthalt die Regelung zu den Nachzahlungen der Differenzbetrage. Betroffen sind grund-
satzlich Beamtinnen und Beamte in den Besoldungsgruppen A 10 und héher sowie Richterinnen
und Richter. Deren Dienstbeziige missen in den Jahren 2008 und 2009 nach der Zweiten Besol-
dungs-Ubergangsverordnung bemessen worden sein.

Nachzahlungen beschranken sich gemaf Satz 1 auf die Beamtinnen, Beamten, Richterinnen und
Richter, die einen Widerspruch mit dem Ziel der Feststellung erhoben haben, dass die abgesenkte
Besoldung nicht mit hdherrangigem Recht vereinbar gewesen war. Uber diesen Widerspruch darf
ferner noch nicht endgtiltig entschieden worden sein. Als Rechtsfolge wurde die Differenz zwischen
den abgesenkten und den nicht abgesenkten Dienstbezigen nachgezahlt.

Satz 2 beschrankt die Nachzahlungen auf die Widerspriche, die zeitnah eingegangen sind. Nach
der Rechtsprechung des BVerfG wahrt ein Widerspruch, der im Laufe eines Jahres erhoben worden
ist, den Anspruch auf eine Nachzahlung rickwirkend zum 1. Januar dieses Jahres. Satz 2 enthalt
eine derartige klarstellende Regelung.

Absatz 2 enthalt weitere Nachzahlungstatbestande fir Beamtinnen, Beamte, Richterinnen und
Richter, die aufgrund des Gesetzes zur Anderung des Besoldungs- und Versorgungsrechtsergan-
zungsgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt vom 8. Dezember 2016 (GVBI. LSA S. 356) eine Nach-
zahlung erhalten hatten. Den Nachzahlungen aufgrund des Gesetzes vom 8. Dezember 2016 lag
die unzureichende Alimentierung in den Jahren 2008 und 2009 zugrunde. Da diese von einigen
Beamtinnen, Beamten, Richterinnen und Richtern erfolgreich angegriffen und Nachzahlungen er-
stritten wurden, sind auch diese Nachzahlungsbetrage zu erhéhen, sofern diese auf dem abgesenk-
ten Besoldungsniveau beruhen. Der zu erhaltende Erhdhungsbetrag resultiert aus dem bereits er-
folgreich erstrittenen, jedoch gekirzten Nachzahlungsbetrag, welcher um 8,11 v. H. dieses Betrages
erhdht wird, sodass im Ergebnis den Empfangerinnen und Empfangern der ungekurzte Nachzah-
lungsbetrag zuflief3t.

Absatz 3 erstreckt die Regelungen fir den Besoldungsbereich auf die Versorgungsempfangerinnen
und Versorgungsempfanger, deren ruhegehaltfahige Dienstbeziige nach den abgesenkten Betra-



gen bemessen worden waren. Durch den Verweis auf die Absatze 1 und 2 gilt auch fur die Versor-
gungsempfangerinnen und Versorgungsempfanger, dass nur in den noch offenen Verfahren Nach-
zahlungen erfolgen.



§ 23f
Nachzahlungen von Familienzuschlagen fir die Jahre 2008 bis 2020

Kommentierungsstand: 01.08.2023

(1) Beamtinnen, Beamte, Richterinnen, Richter, Versorgungsempfangerinnen und Versor-
gungsempfanger, die eine Klage oder einen Widerspruch mit dem Ziel der Feststellung erho-
ben haben, dass die gewadhrte Besoldung oder Versorgung nicht amtsangemessen ist, tiber
deren geltend gemachten Anspruch jedoch noch nicht abschlieBend entschieden worden ist,
erhalten ab Beginn des Haushaltsjahres, in dem der Widerspruch bei dem Dienstherrn einge-
gangen ist, eine Nachzahlung, friilhestens jedoch ab dem Monat, in dem das Kind jeweils im
Familienzuschlag zu beriicksichtigen war. 2Der Anspruch auf Nachzahlung nach Satz 1 be-
steht fiir den Zeitraum

1. vom 1. Januar 2008 bis 31. Marz 2011 in Hohe der Differenz zwischen dem gewéahrten
Familienzuschlag fiir das erste und zweite zu beriicksichtigende Kind und dem Famili-
enzuschlag fiir das erste und zweite zu beriicksichtigende Kind nach den Anlagen 3a
bis 3g sowie

2. vom 1. April 2011 bis 31. Dezember 2014 in Hohe der Differenz zwischen dem gewéhrten
Familienzuschlag fiir das erste und zweite zu beriicksichtigende Kind und dem Famili-
enzuschlag- fiir das erste und zweite zu beriicksichtigende Kind nach den Anlagen 3h
bis 3m.

3 Die in den Anlagen 3a bis 3d aufgefiihrten Betrage werden fiir den Zeitraum vom 1. Januar
2008 bis 31. Dezember 2009 nicht nach § 2 Abs. 1 der Zweiten Besoldungs-Ubergangsverord-
nung bemessen.

(2) Beamtinnen, Beamte, Richterinnen, Richter, Versorgungsempfangerinnen und Versor-
gungsempfanger erhalten fiir den Zeitraum vom 1. Januar 2015 bis 31. Dezember 2020 eine
Nachzahlung in Hohe der Differenz zwischen dem gewahrten Familienzuschlag fiir das erste
und zweite zu beriicksichtigende Kind und dem Familienzuschlag fiir das erste und zweite zu
beriicksichtigende Kind nach Anlage 3n bis 3u.

(3) Beamtinnen, Beamte, Richterinnen, Richter, Versorgungsempfangerinnen und Versorgun-
gempfanger, die eine Klage oder einen Widerspruch mit dem Ziel der Feststellung erhoben
haben, dass die fiir ihr drittes oder jedes weitere beriicksichtigungsfihige Kind gewahrte Be-
soldung oder Versorgung nicht amtsangemessen ist, iiber deren geltend gemachten An-
spruch jedoch noch nicht abschlieBend entschieden worden ist, erhalten ab Beginn des
Haushaltsjahres, in dem der Widerspruch bei dem Dienstherrn eingegangen ist, eine Nach-
zahlung, frihestens jedoch ab dem Monat, in dem das Kind jeweils im Familienzuschlag zu
beriicksichtigen war. 2Der Anspruch auf Nachzahlung nach Satz 1 besteht

1. fur den Zeitraum vom 1. Januar 2008 bis 31. Marz 2011 in Hohe der Differenz zwischen
dem gewadhrten Familienzuschlag fiir das dritte und jedes weitere zu berlicksichtigende
Kind und dem Familienzuschlag fiir das dritte und jedes weitere zu beriicksichtigende
Kind nach den Anlagen 3a bis 3g sowie

2. fiir den Zeitraum vom 1. April 2011 bis 31. Dezember 2020 in Hohe der Differenz zwischen
dem gewdhrten Familienzuschlag fiir das dritte und jedes weitere beriicksichtigungsfa-
hige Kind und dem Familienzuschlag fiir das dritte und jedes weitere zu beriicksichti-
gende Kind nach den Anlagen 3h bis 3u.

Absatz 1 Satz 3 gilt entsprechend.



(4) Wenn und soweit in den Zeitraumen, fiir die Nachzahlungsanspriiche nach den Absatzen
1 bis 3 bestehen, Altersteilzeit nach § 66 Abs. 1 oder 2 des Landesbeamtengesetzes bean-
sprucht wurde, werden die Nachzahlungsbetrage nach den Absétzen 1 bis 3 fiir Zeitraume
bis zum 31. Dezember 2020 in Hohe von 50 v. H. des familienzuschlagsbezogenen Anteils der
Bruttobeziige, die nach der Arbeitszeit nach § 66 Abs. 1 des Landesbeamtengesetzes bemes-
sen werden, gewahrt. 2Der auf dem nicht ruhegehaltfahigen Altersteilzeitzuschlag basie-
rende Anteil der Nachzahlungsbetrage nach den Absatzen 1 bis 3 fiir Zeitraume bis zum 31.
Dezember 2020 wird abweichend von § 6 Abs. 3 des Landesbesoldungsgesetzes in Hohe von
33 v. H. und abweichend von § 6 Abs. 4 des Landesbesoldungsgesetzes in Hohe von 38 v. H.
des familienzuschlagsbezogenen Anteils der Bruttobeziige, die nach der Arbeitszeit nach §
66 Abs. 1 des Landesbeamtengesetzes bemessen werden, gewéhrt.

(5) Ruhens-, Anrechnungs- und Kiirzungsvorschriften sowie Vorschriften liber die anteilige
Kiirzung finden bei Nachzahlungen an Versorgungsempfangerinnen und Versorgungsemp-
fanger nach den Absétzen 1 bis 3 keine Anwendung.

(6) Anspruchsberechtigte nach den Absiatzen 1 bis 3, die weder eine Besoldung noch eine
Versorgung von einem Dienstherrn im Land Sachsen-Anhalt beziehen oder an einen anderen
Dienstherrn versetzt worden sind, erhalten eine Nachzahlung nach Mitteilung der fiir die Aus-
zahlung erforderlichen Angaben. ?Die fiir die Auszahlung erforderlichen Angaben sollen bis
zum Ablauf des 31. Dezember 2025 mitgeteilt werden. 3 Fiir Hinterbliebene ohne Anspruch auf
Hinterbliebenenversorgung gelten die Satze 1 und 2 entsprechend.

§ 23f regelt die die Nachzahlungen der Familienzuschlage. Der Personenkreis betrifft samtliche Be-
amtinnen, Beamten, Richterinnen, Richter, Versorgungsempfangerinnen und Versorgungsempfan-
ger des Landes, die in der Vergangenheit einen Anspruch auf den kinderbezogenen Bestandteil des
Familienzuschlages gehabt haben. Die Absatze 1 und 2 betreffen die Nachzahlungen flr die ersten
und zweiten Kinder im Familienzuschlag und Absatz 3 die Nachzahlungen flr die dritten und weite-
ren Kinder.

Absatz 1 beschrankt die Nachzahlungen fur den Zeitraum vom 1. Januar 2008 bis 31. Dezember
2014 auf die Beamtinnen, Beamten, Richterinnen, Richter, Versorgungsempfangerinnen und Ver-
sorgungsempfanger, die einen Widerspruch mit dem Ziel der Feststellung erhoben haben, dass die
gewahrte Besoldung oder Versorgung nicht amtsangemessen sei. Uber diesen Widerspruch darf
ferner noch nicht bestandskraftig entschieden worden sein. Als Rechtsfolge wird die Differenz zwi-
schen den neu ermittelten héheren Familienzuschlagen und den gewahrten Familienzuschlagen far
die ersten und zweiten im Familienzuschlag berlcksichtigten Kinder nachgezahlt. Satz 2 beschrankt
die Nachzahlungen auf die Widersprliche, die zeitnah eingegangen sind. Nach der Rechtsprechung
des Bundesverfassungsgerichts wahrt ein Widerspruch, der im Laufe eines Jahres eingelegt worden
ist, den Anspruch auf eine Nachzahlung rickwirkend zum 1. Januar dieses Jahres. Satz 2 enthalt
eine derartige klarstellende Regelung. Satz 3 erklart die Regelung nach der Zweiten-Besoldungs-
Ubergangsverordnung fur Nachzahlungen in den Jahren 2008 und 2009 fur unanwendbar. In dem
Zeitraum vom 1. Januar 2008 bis 31. Dezember 2009 waren die Dienstbezliige ab der Besoldungs-
gruppe A 9 und hdher noch in vielen Zahlfallen auf 92,5 vom Hundert abgesenkt. Diese Absenkung
wird durch dieses Gesetz nicht fortgeschrieben.

Absatz 2 enthalt die Regelungen fur die Nachzahlungen fur den Zeitraum vom 1. Januar 2015 bis
zum 31. Dezember 2020. Diese sind nicht auf die noch offenen Falle beschrankt, sondern erfolgen
generell fur alle Beamtinnen, Beamten, Richterinnen, Richter, Versorgungsempfangerinnen und
Versorgungsempfanger, so dass alle Berechtigten die Differenz zwischen den neu ermittelten héhe-
ren Familienzuschlagen und den gewahrten Familienzuschlagen fur die ersten und zweiten im Fa-
milienzuschlag bertcksichtigten Kinder nachgezahlt erhalten. Ab dem Jahr 2015 wurde vom Land



eine Zusage erteilt, dass keine Widerspriiche gegen die Alimentation mehr eingelegt werden mis-
sen, sondern dass im Falle von Nachzahlungen aufgrund von Rechtsprechung des Bundesverfas-
sungsgerichts alle Berechtigten berlcksichtigt wirden. Diese Zusage wurde jahrlich bis einschliel3-
lich des Jahres 2021erneuert.

Absatz 3 enthalt die Regelungen fur die Nachzahlungen fir die dritten und weiteren berlcksichtigten
Kinder im Familienzuschlag. Flr diese Berechtigten gab es keine Zusage des Landes, dass eine
Neuregelung auf alle erstreckt wird. Vielmehr war es nétig, Widerspruch einzulegen. Ein Wider-
spruch, der im Laufe eines Jahres eingelegt worden ist, wahrt einen Anspruch auf eine Nachzahlung
rickwirkend zum 1. Januar dieses Jahres.

Absatz 4 enthalt eine Sonderregelung fiir Altersteilzeitfalle, bei denen im Nachzahlungszeitraum
Kinder im Familienzuschlag bertcksichtigt werden. Diese Sonderregelung vermeidet manuelle
Nachberechnungen fur den Zeitraum bis zum 31. Dezember 2020 und reduziert damit den Verwal-
tungsaufwand.

Absatz 5 enthalt eine Regelung fur die Bemessung der Nachzahlungen von Versorgungsempfan-
gerinnen und Versorgungsempfangern. Ruhens-, Anrechnungs- und Kirzungsvorschriften sowie
Vorschriften Uber die anteilige Kirzung finden in diesen Fallen bei den Nachzahlungen, die Zeit-
raume von mehreren Jahren betreffen kénnen, keine Anwendung. Diese Vorschriften kdnnen fir die
Vergangenheit maschinell nicht mehr umgesetzt werden und erfordern regelmafig auch einen Aus-
tausch mit einer anderen Bezugestelle oder Zahlstelle. Aufgrund der wenigen Falle bei Nachzahlun-
gen an Versorgungsempfangerinnen und Versorgungsempfangern ware der damit verbundene Ver-
waltungsaufwand nicht gerechtfertigt.

Absatz 6 enthalt ein Mitwirkungserfordernis bei Nachzahlungen an Personen, die in ihrer friheren
Bezlgestelle nicht mehr als Zahlfélle geflihrt werden. Dies kann auf mehreren Griinden beruhen wie
z. B. das Ausscheiden aus einem Beamtenverhaltnis auf eigenen Wunsch oder der Wechsel zu
einem anderen Dienstherrn au3erhalb des Landes Sachsen-Anhalt. Bei einem Dienstherrnwechsel
innerhalb des Landes ist jeder Dienstherr fir die Nachzahlungen in den Zeitrdumen zustandig, in
denen die Beamtin oder der Beamte in dem Dienstverhaltnis zu dem jeweiligen Dienstherrn stand.
In allen diesen Konstellationen hat die friihere Bezligestelle keine Kenntnis Uber die aktuelle Er-
reichbarkeit und die Kontodaten des oder der Berechtigten mehr. Um den Verwaltungsaufwand zu
reduzieren, wird ein Mitteilungserfordernis eingefuhrt, um mafRgebliche Angaben (z. B. die aktuelle
Adresse) an die zustandige Stelle zu Ubermitteln. Satz 2 bemisst die Lange der Mitteilungsfrist auf
die regelmafige Verjahrungsfrist, die auch im Besoldungs- und Versorgungsrecht Anwendung findet
(§ 12 Abs. 3 LBesG LSA i. V. m. § 195 BGB). Satz 3 erstreckt das Mitteilungserfordernis auf die
Falle, in denen Berechtigte verstorben sind, ohne dass eine Hinterbliebenenversorgung gewahrt
wird. Auch in diesen Fallen hat die Bezugestelle/der frihere Dienstherr regelmafig keine Kenntnis
Uber die Erbeneigenschaft und die aktuelle Erreichbarkeit von noch vorhandenen Hinterbliebenen,
so dass das Mitteilungserfordernis sachgerecht ist.



§24
Fortgeltung von Bundesrecht als Landesrecht

Kommentierungsstand:01.11.2024

Folgende Verordnungen gelten als Landesrecht fort, bis sie durch Verordnung der Landes-
regierung von der Fortgeltung ausgeschlossen werden:

1. Auslandsverwendungszuschlagsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 27.
Marz 2002 (BGB I. | S. 1243),

2. (aufgehoben)

§ 50 Abs. 5 LBesG LSA beinhaltet eine Verordnungsermachtigung fir die Gewahrung des Auslands-
verwendungszuschlags. Nach Nummer 1 wurde bis zum Inkrafttreten der neu zu schaffenden Ver-
ordnung die Fortgeltung der Auslandverwendungszuschlagsverordnung von 27. Marz 2002 ange-
ordnet, um Regelungsliicken zu vermeiden.

Die Verordnung gilt jedoch nicht in ihrer aktuellen, sondern in der zum 31. August 2006 geltenden
Fassung fort. Dieses Datum hat seine Ursache im Inkrafttreten der Féderalismusreform zum 1. Sep-
tember 2006, durch die die Gesetzgebungskompetenz fir das Besoldungsrecht den Landern Uber-
tragen wurde und das am 31. August 2006 geltende Besoldungsrecht Ubergangsweise fort galt.
Beim Auslandsverwendungszuschlag ist zu beachten, dass der Tagessatz der hochsten Stufe be-
reits durch Gesetz auf 110 Euro angehoben worden ist (§ 50 Abs. 2 Satz 4 LBesG LSA). Diese
Erhéhung gilt mit Inkrafttreten des Gesetzes und nicht erst mit Erlass einer Verordnung des Landes.

Bei Erlass einer Verordnung durch die Landesregierung wird die Fortgeltung der Rechtsverordnung
des Bundes ausgeschlossen, um zu vermeiden, dass zwei Verordnungen zum gleichen Rechtsge-
biet parallel existieren.

Bis zum 30. September 2023 galt nach der aufgehobenen Ziffer 2 die bundesrechtliche Heilverfah-
rensverordnung vom 25. April 1979 (BGBI. | S. 502) in der Fassung vom 8. August 2002 (BGBI. | S.
3177) als Landesrecht fort. Zum 1. Oktober 2023 trat auf der Grundlage von § 41 Abs. 6 LBeamtVG
LSA eine landeseigene Heilverfahrensverordnung (HeilvfVO LSA) in Kraft. Damit endete zeitgleich
die Fortgeltung der bundesrechtlichen Vorschriften.

Rechtslage bis 31. Dezember 2018:

»S 24
Fortgeltung von Bundesrecht als Landesrecht

Die Auslandsverwendungszuschlagsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 27. Mérz 2002
(BGBI. | S. 1243) gilt als Landesrecht fort, bis sie durch Verordnung der Landesregierung von der Fortgeltung
ausgeschlossen wird.”



§ 24a
(aufgehoben)

Kommentierungsstand: 26.06.2013

Bislang war eine landesgesetzliche Regelung nétig, um Erschwerniszulagen und Mehrarbeitsvergi-
tungen anzupassen, die sich Ubergangsweise noch nach den Bundesverordnungen (Stand:
31.08.2006) richteten. Weil die Zulagen und auch deren Héhe ab 1. Januar 2012 in den landeseige-
nen Verordnungen vom 22. Dezember 2011 geregelt sind, erfolgen die Anpassungen regelungs-
technisch nunmehr in der Verordnung selbst.



§ 25
Riuckwirkende Gleichstellung der eingetragenen Lebenspartnerschaft mit der Ehe

Kommentierungsstand: 28.02.2011

(1) Durch eingetragene Lebenspartnerschaft verbundene Beamtinnen, Beamte, Richterinnen
und Richter kénnen die sich aus dem Gesetz zur Neuregelung des Besoldungsrechts des
Landes Sachsen-Anhalt ergebenden Leistungen ab dem Ersten des Monats der Begriindung
ihrer eingetragenen Lebenspartnerschaft beanspruchen, friihestens jedoch ab dem 3. De-
zember 2003.

(2) Hinterbliebene eingetragene Lebenspartnerinnen und hinterbliebene eingetragene Leben-
spartner von Beamtinnen, Beamten, Richterinnen und Richtern haben friihestens ab dem
3. Dezember 2003 Anspruch auf die sich aus dem Gesetz zur Neuregelung des Besoldungs-
rechts des Landes Sachsen-Anhalt ergebenden Leistungen.

Im LBesG LSA sind die eingetragenen Lebenspartnerschaften den Ehen gleichgestellt worden (vgl.
fir den Familienzuschlag der Stufe 1 § 38 Abs. 6 LBesG LSA). Da das Gesetz erst zum 1. April 2011
in Kraft tritt, ware die Gleichstellung erst zu diesem Zeitpunkt wirksam geworden, wenn nicht in Ab-
satz 1 eine Ruckwirkung zum 3. Dezember 2003 festgelegt worden ware. Ab dem Datum ist daher
der Familienzuschlag der Stufe 1 — sofern eine eingetragene Lebenspartnerschaft schon vorlag —
rickwirkend zu gewahren. Im Dezember 2003 erfolgt die Gewahrung nur anteilig (29/31), flr den
1. und 2. Dezember 2003 keine Pflicht zur Umsetzung von europaischem Recht gesehen wurde und
die Gleichstellung auch nicht vor dem 3. Dezember 2003 geregelt wurde.

Damit kann fir Sachsen-Anhalt offenbleiben, ob die Richtlinie 2000/78/EG, die zum 2. Dezember
2003 in nationales Recht umzusetzen war, einschlagig ist. Mit Urteil vom 28. Oktober 2010 (2 C
10.09 —, juris Rn. 10 ff) hatte das Bundesverwaltungsgericht. die Richtlinie fir anwendbar erklart,
jedoch den Familienzuschlag erst flr den Zeitraum ab dem 1. Juli 2009 zugesprochen (BVerwG, a.
a. O, juris Rn. 20).

Entsprechend wurde die Ruckwirkung zum 3. Dezember 2003 fur das Beamtenversorgungsrecht
geregelt. Der Anspruch auf Hinterbliebenenversorgung beginnt friihestens ab dem 3. Dezember
2003, auch wenn der Todesfall der Beamtin oder des Beamten bereits vorher eingetreten sein sollte.



Anlage 1
(aufgehoben)

Die §§ 16 bis 18 des BesVersEG LSA sowie die Anlagen 1 und 2 wurden durch Artikel 2 Nr. 5
des LBVAnpG 2019/2020/2021 vom 21. Oktober 2019 aufgehoben. Grund hierfir ist, dass die
mit Inkrafttreten des Besoldungsneuregelungsgesetzes zum 1. April 2011 enthaltenen Son-
derregelungen, die sicherstellen sollten, dass durch die Uberleitung in eine Stufe oder Zuord-
nungsstufe Verluste im Lebenserwerbseinkommen grundsatzlich vermieden werden, nur noch
in Einzelfallen Bedeutung haben. Die Uberleitung war erforderlich, weil die neue Besol-
dungstabelle ab 1. April 2011 acht Stufen jeder Besoldungsgruppe enthalt. Fir diese Einzel-
falle stellt die Rechtsstandwahrungsklausel in § 15 BesVersEG LSA sicher, dass die Regelun-
gen weiterhin anwendbar sind.

Anlage 2
(aufgehoben)

Die §§ 16 bis 18 des BesVersEG LSA sowie die Anlagen 1 und 2 wurden durch Artikel2 Nr. 5
des LBVANnpG 2019/2020/2021 vom 21. Oktober 2019 aufgehoben. Grund hierfir ist, dass die
mit Inkrafttreten des Besoldungsneuregelungsgesetzes zum 1. April 2011 enthaltenen Son-
derregelungen, die sicherstellen sollten, dass durch die Uberleitung in eine Stufe oder Zuord-
nungsstufe Verluste im Lebenserwerbseinkommen grundsatzlich vermieden werden, nur noch
in Einzelfallen Bedeutung haben. Die Uberleitung war erforderlich, weil die neue Besol-
dungstabelle ab 1. April 2011 acht Stufen jeder Besoldungsgruppe enthalt. Fir diese Einzel-
falle stellt die Rechtsstandwahrungsklausel in § 15 BesVersEG LSA sicher, dass die Regelun-
gen weiterhin anwendbar sind.



Gliltig ab 1. April 2026

Anlage 3
(zu § 20 Abs. 1)

Zuordnungstabellen fiir die Besoldungsgruppen A 5 bis A 16
— Empfangerinnen und Empfanger von Versorgungsbeziigen —

Der Berechnung des Ruhegehalts
zugrundeliegende Besoldungsgruppe

A5 A6
Der Berechnung [ Zuordnung | Als weiterer Zuordnung Als weiterer
des zu Stufe ruhegehaltfahiger zu Stufe ruhegehaltfahiger
Ruhegehalts zu- Dienstbezug Dienstbezug
grundeliegende zu wertender zu wertender
Dienstaltersstufe Uberleitungsbetrag Uberleitungsbetrag
(§ 20 Abs. 1 Satz 2, (§ 20 Abs. 1 Satz 2,
Monatsbetrag in Euro) Monatsbetrag in Euro)
1 1 - 1 -
2 2 - 1 78,23
3 3 - 2 53,45
4 4 - 3 26,80
5 5 - 4 22,05
6 6 - 5 17,36
7 7 - 6 12,62
8 8 - 7 -
9 - - 8 -
Der Berechnung des Ruhegehalts
zugrundeliegende Besoldungsgruppe
AT A8
Der Berechnung . -
des Zuordnung Als weiterer Zuordnung Als weiterer
Ruhegehalts zu- zu Stufe rL{hegehaItféhiger zu Stufe rqhegehaltféhiger
grundeliegende Dienstbezug Dienstbezug
Dienstaltersstufe zu wertender zu wertender
Uberleitungsbetrag Uberleitungsbetrag
(§ 20 Abs. 1 Satz 2, (§ 20 Abs. 1 Satz 2,
Monatsbetrag in Euro) Monatsbetrag in Euro)
1 1 - - -
2 1 70,32 1 -
3 2 78,07 1 84,07
4 3 52,86 2 100,35
5 4 27,64 3 66,87
6 5 2,41 4 33,36
7 5 100,90 5 -
8 6 47,49 5 84,09
9 7 25,49 6 56,96
10 8 - 7 29,99
11 - - 8 -




Der Berechnung des Ruhegehalts
zugrundeliegende Besoldungsgruppe

A9 A10
5:; Berechnung Zuordnung Als weiterer Zuordnung Als weiterer
Ruhegehalts zu- zu Stufe rqhegehaltféhiger zu Stufe ru_hegehaltféhiger
grundeliegende Dienstbezug Dienstbezug
Dienstaltersstufe zu wertender zu wertender
Uberleitungsbetrag Uberleitungsbetrag
(§ 20 Abs. 1 Satz 2, (§ 20 Abs. 1 Satz 2,
Monatsbetrag in Euro) Monatsbetrag in Euro)
2 1 - 1 -
3 1 82,77 1 115,00
4 2 109,35 2 137,63
5 3 68,67 3 91,05
6 4 28,00 4 44,44
7 4 162,66 5 -
8 5 79,91 5 114,98
9 6 53,57 6 76,01
10 7 27,15 7 39,19
11 8 - 8 -
Der Berechnung des Ruhegehalts
zugrundeliegende Besoldungsgruppe
A 11 A12
Der Berechnung . -
des Zuordnung Als weiterer Zuordnung Als weiterer
Ruhegehalts zu- zu Stufe ruhegehaltfahiger zu Stufe ruhegehaltfahiger
grundeliegende Dienstbezug Dienstbezug
Dienstaltersstufe zu wertender zu wertender
Uberleitungsbetrag Uberleitungsbetrag
(§ 20 Abs. 1 Satz 2, (§ 20 Abs. 1 Satz 2,
Monatsbetrag in Euro) Monatsbetrag in Euro)
3 1 - 1 -
4 1 176,76 1 210,75
5 2 131,29 2 155,75
6 3 82,68 3 98,85
7 4 34,05 4 41,93
8 5 - 5 -
9 5 117,85 5 140,48
10 6 77,70 6 94,02
11 7 40,66 7 49,84
12 8 - 8 -




Der Berechnung des Ruhegehalts
zugrundeliegende Besoldungsgruppe

A13 A 14
5:; Berechnung Zuordnung Als weiterer" _ Zuordnung Als weiterer_' .
Ruhegehalts zu- zu Stufe rqhegehaltfahlger zu Stufe ru_hegehaltfamger
. Dienstbezug Dienstbezug
%ﬁ:gggfggg?ﬁe zu wertender zu wertender
Uberleitungsbetrag Uberleitungsbetrag
(§ 20 Abs. 1 Satz 2, (§ 20 Abs. 1 Satz 2,
Monatsbetrag in Euro) Monatsbetrag in Euro)
3 1 - 1 -
4 1 - 1 -
5 1 227,57 1 295,12
6 2 208,29 2 269,16
7 3 185,46 3 240,25
8 4 86,75 4 112,97
9 5 64,69 5 85,92
10 6 42,66 6 58,87
11 7 20,92 7 31,91
12 8 - 8 -
Der Berechnung des Ruhegehalts
zugrundeliegende Besoldungsgruppe
A 15 A 16
S:Sr Berechnung Zuordnung Als weiterer Zuordnung Als weiterer
Ruhegehalts zu- zu Stufe rL{hegehaItféhiger zu Stufe rqhegehaltféhiger
grundeliegende Dienstbezug Dienstbezug
Dienstaltersstufe zu wertender zu wertender
Uberleitungsbetrag Uberleitungsbetrag
(§ 20 Abs. 1 Satz 2, (§ 20 Abs. 1 Satz 2,
Monatsbetrag in Euro) Monatsbetrag in Euro)
6 1 - 1 -
7 2 37,82 2 42,05
8 3 75,14 3 85,63
9 4 112,48 4 129,13
10 5 149,78 5 172,63
11 6 187,13 6 216,20
12 8 - 8 -




Zuordnungstabelle fiir die Besoldungsgruppen R 1 und R 2
— Empfangerinnen und Empfanger von Versorgungsbeziigen —

Der Berechnung des Ruhegehalts
zugrundeliegende Besoldungsgruppe

R 1 R2
Der Berechnung Zuordnung | Als weiterer Zuordnung Als weiterer
des zu Stufe ruhegehaltfahiger zu Stufe ruhegehaltfahiger
Ruhegehalts zu- Dienstbezug Dienstbezug
grundeliegende zu wertender zu wertender
Dienstaltersstufe Uberleitungsbetrag Uberleitungsbetrag
(§ 20 Abs. 1 Satz 2, (§ 20 Abs. 1 Satz 2,
Monatsbetrag in Euro) Monatsbetrag in Euro)

1 1 - 2 -

2 1 227,60 2 -

3 1 347,44 2 -

4 1 656,46 2 -

5 2 143,79 2 -

6 2 452,82 2 277,48

7 2 761,90 2 586,55

8 3 249,23 3 249,31

9 4 261,21 4 261,29

10 5 273,15 5 273,24

11 6 285,08 6 285,19

12 8 - 8 -




Anlage 3a
(zu § 23f Abs. 1)
Gultig ab 1. Januar 2008 bis 30. April 2008

Familienzuschlag
(Monatsbetrage in Euro)

Stufe 1 (§ 40 Abs. 1 Bun-  [Stufe 2 (§ 40 Abs. 2 Bundes-
desbesoldungsgesetz) besoldungsgesetz)
Besoldungsgruppen 100,24 250,29
A 2 bis A8
ubrige 105,28 255,33
Besoldungsgruppen

Bei mehr als einem Kind erhdht sich der Familienzuschlag fur das zweite zu bertcksichti-
gende Kind um 150,05 Euro, fiir das dritte und jedes weitere zu berticksichtigende Kind um
440,58 Euro.

Erhohungsbetréage fiir die Besoldungsgruppen A 2 bis A 5

Der Familienzuschlag der Stufe 2 erhdht sich flir das erste zu beriicksichtigende Kind in den
Besoldungsgruppen A 2 bis A 5 um je 5,11 Euro, ab Stufe 3 flir jedes weitere zu berticksich-
tigende Kind

in den Besoldungsgruppen A 2 und A 3 um je 25,56 Euro,
in den Besoldungsgruppe A 4 um je 20,45 Euro und
in der Besoldungsgruppe A 5 um je 15,34 Euro.

Anlage 3b
(zu § 23f Abs. 1)
Gliltig ab 1. Mai 2008 bis 31. Dezember 2008

Familienzuschlag
(Monatsbetrage in Euro)

Stufe 1 (§ 40 Abs. 1 Bun-  [Stufe 2 (§ 40 Abs. 2 Bundes-
desbesoldungsgesetz) besoldungsgesetz)
Besoldungsgruppen 103,15 255,81
A 2 bis A8
ubrige 108,33 260,99
Besoldungsgruppen

Bei mehr als einem Kind erhéht sich der Familienzuschlag flir das zweite zu beriicksichti-
gende Kind um 152,66 Euro, fiir das dritte und jedes weitere zu berticksichtigende Kind um
447,27 Euro.

Erhohungsbetréage fiir die Besoldungsgruppen A 2 bis A 5

Der Familienzuschlag der Stufe 2 erhdht sich fir das erste zu berlcksichtigende Kind in den
Besoldungsgruppen A 2 bis A5 um je 5,11 Euro, ab Stufe 3 fur jedes weitere zu berticksich-
tigende Kind

in den Besoldungsgruppen A 2 und A 3 um je 25,56 Euro,
in den Besoldungsgruppe A 4 um je 20,45 Euro und
in der Besoldungsgruppe A 5 um je 15,34 Euro.



Anlage 3c
(zu § 23f Abs. 1)
Gultig ab 1. Januar 2009 bis 28. Februar 2009

Familienzuschlag
(Monatsbetrage in Euro)

Stufe 1 (§ 40 Abs. 1 Bun-
desbesoldungsgesetz)

Stufe 2 (§ 40 Abs. 2 Bun-
desbesoldungsgesetz)

Besoldungsgruppen 230,81
A 2 bis A 8 103,15
ubrige 108.33 235,99

Besoldungsgruppen

Bei mehr als einem Kind erhoht sich der Familienzuschlag fir das zweite zu berlicksichtigende
Kind um 127,66 Euro, fur das dritte und jedes weitere zu berlcksichtigende Kind um
442,27 Euro.

Erhéhungsbetrége fiir die Besoldungsgruppen A 2 bis A 5

Der Familienzuschlag der Stufe 2 erhoht sich fur das erste zu berlcksichtigende Kind in den
Besoldungsgruppen A 2 bis A 5 um je 5,11 Euro, ab Stufe 3 fiir jedes weitere zu berticksichti-
gende Kind

in den Besoldungsgruppen A 2 und A 3 um je 25,56 Euro,
in den Besoldungsgruppe A 4 um je 20,45 Euro und
in der Besoldungsgruppe A 5 um je 15,34 Euro.

Anlage 3d
(zu § 23f Abs. 1)
Gliltig ab 1. Marz 2009 bis 31. Dezember 2009

Familienzuschlag
(Monatsbetrage in Euro)

Stufe 1 (§ 40 Abs. 1 Bun-
desbesoldungsgesetz)

Stufe 2 (§ 40 Abs. 2 Bun-
desbesoldungsgesetz)

Besoldungsgruppen 236,68
A2 bis A8 106,24
Ubrige 11158 242,02

Besoldungsgruppen

Bei mehr als einem Kind erhéht sich der Familienzuschlag fir das zweite zu berlcksichtigende
Kind um 130,44 Euro, fur das dritte und jedes weitere zu berlcksichtigende Kind um
449,39 Euro.

Erhohungsbetrage fiir die Besoldungsgruppen A 2 bis A 5

Der Familienzuschlag der Stufe 2 erhéht sich flr das erste zu bericksichtigende Kind in den
Besoldungsgruppen A 2 bis A 5 um je 5,11 Euro, ab Stufe 3 fiir jedes weitere zu berticksichti-
gende Kind

in den Besoldungsgruppen A 2 und A 3 um je 25,56 Euro,
in den Besoldungsgruppe A 4 um je 20,45 Euro und
in der Besoldungsgruppe A 5 um je 15,34 Euro.



Anlage 3e
(zu § 23f Abs. 1)
Gultig ab 1. Januar 2010 bis 28. Februar 2010

Familienzuschlag
(Monatsbetrage in Euro)

Stufe 1 (§ 40 Abs. 1 Bun-  [Stufe 2 (§ 40 Abs. 2 Bundes-
desbesoldungsgesetz) besoldungsgesetz)
Besoldungsgruppen 226,68
A2bis A8 106,24
Ubrige 11158 232,02
Besoldungsgruppen '

Bei mehr als einem Kind erhéht sich der Familienzuschlag flir das zweite zu beriicksichti-
gende Kind um 120,44 Euro, fir das dritte und jedes weitere zu berticksichtigende Kind um
414,39 Euro.

Erhohungsbetréage fiir die Besoldungsgruppen A 2 bis A 5

Der Familienzuschlag der Stufe 2 erhdht sich fir das erste zu berlcksichtigende Kind in den
Besoldungsgruppen A 2 bis A5 um je 5,11 Euro, ab Stufe 3 fur jedes weitere zu berticksich-
tigende Kind

in den Besoldungsgruppen A 2 und A 3 um je 25,56 Euro,
in den Besoldungsgruppe A 4 um je 20,45 Euro und
in der Besoldungsgruppe A 5 um je 15,34 Euro.

Anlage 3f
(zu § 23f Abs. 1)
Gultig ab 1. Marz 2010 bis 31. Dezember 2010

Familienzuschlag
(Monatsbetrage in Euro)

Stufe 1 (§ 40 Abs. 1 Bun- Stufe 2 (§ 40 Abs. 2 Bun-
desbesoldungsgesetz) desbesoldungsgesetz)
Besoldungsgruppen 229,10
A2bis A8 107,51
Ubrige 234,51
Besoldungsgruppen 112,92

Bei mehr als einem Kind erhdht sich der Familienzuschlag fur das zweite zu bertcksichti-
gende Kind um 121,59 Euro, fir das dritte und jedes weitere zu berticksichtigende Kind um
417,32 Euro.

Erhéhungsbetrége fiir die Besoldungsgruppen A 2 bis A 5

Der Familienzuschlag der Stufe 2 erhdht sich fir das erste zu berlcksichtigende Kind in den
Besoldungsgruppen A 2 bis A 5 um je 5,11 Euro, ab Stufe 3 flir jedes weitere zu berticksich-
tigende Kind

in den Besoldungsgruppen A 2 und A 3 um je 25,56 Euro,
in den Besoldungsgruppe A 4 um je 20,45 Euro und
in der Besoldungsgruppe A 5 um je 15,34 Euro.



Anlage 3g
(zu § 23f Abs. 1)
Gultig ab 1. Januar 2011 bis 31. Marz 2011

Familienzuschlag
(Monatsbetrage in Euro)

Stufe 1 (§ 40 Abs. 1 Bun-  [Stufe 2 (§ 40 Abs. 2 Bundes-
desbesoldungsgesetz) besoldungsgesetz)

Besoldungsgruppen 289,10

9sgripp 107,51

A 2 bis A8

Ubrige 294,51
112,92

Besoldungsgruppen

Bei mehr als einem Kind erhéht sich der Familienzuschlag flir das zweite zu beriicksichti-
gende Kind um 181,59 Euro, fir das dritte und jedes weitere zu berticksichtigende Kind um
467,32 Euro.

Erhohungsbetrage fiir die Besoldungsgruppen A 2 bis A 5

Der Familienzuschlag der Stufe 2 erhdht sich fir das erste zu berlcksichtigende Kind in den
Besoldungsgruppen A 2 bis A5 um je 5,11 Euro, ab Stufe 3 fur jedes weitere zu berticksich-
tigende Kind

in den Besoldungsgruppen A 2 und A 3 um je 25,56 Euro,
in den Besoldungsgruppe A 4 um je 20,45 Euro und
in der Besoldungsgruppe A 5 um je 15,34 Euro.

Anlage 3h
(zu § 23f Abs. 1)
Gliltig ab 1. April 2011 bis 31. Dezember 2011

Familienzuschlag
(Monatsbetrage in Euro)

Stufe 1 (§ 38 Abs. 2 Landesbe- | Stufe 2 (ein Kind, § 38 Abs. 3
soldungsgesetz) Landesbesoldungsgesetz)

114,61 183,04

Bei mehr als einem Kind erhoéht sich der Familienzuschlag flir das zweite zu beriicksichti-
gende Kind um 183,04 Euro, fiir das dritte und jedes weitere zu berticksichtigende Kind um
534,65 Euro.

Erhohungsbetrage fiir die Besoldungsgruppen A4 und A 5

Der Familienzuschlag der Stufe 2 erhdht sich flir das erste zu beriicksichtigende Kind in den
Besoldungsgruppen A 4 und A 5 um je 5,11 Euro und fir jedes weitere zu berlcksichtigende
Kind

in der Besoldungsgruppe A 4 um je 20,45 Euro und
in der Besoldungsgruppe A 5 um je 15,34 Euro.



Anlage 3i
(zu § 23f Abs. 1)
Gultig ab 1. Januar 2012 bis 31. Dezember 2012

Familienzuschlag
(Monatsbetrage in Euro)

Stufe 1 (§ 38 Abs. 2 Landesbe-
soldungsgesetz)

Stufe 2 (ein Kind, § 38 Abs. 3
Landesbesoldungsgesetz)

116,79

194,90

Bei mehr als einem Kind erhéht sich der Familienzuschlag fir das zweite zu berlcksichtigende
Kind um 194,90 Euro, fir das dritte und jedes weitere zu berlcksichtigende Kind um
540,63 Euro.

Erhohungsbetrage fiir die Besoldungsgruppen A 4 und A 5

Der Familienzuschlag der Stufe 2 erhoht sich fur das erste zu bericksichtigende Kind in den
Besoldungsgruppen A 4 und A 5 um je 5,11 Euro und fir jedes weitere zu berlcksichtigende
Kind

in der Besoldungsgruppe A 4 um je 20,45 Euro und

in der Besoldungsgruppe A 5 um je 15,34 Euro.

Anlage 3j
(zu § 23f Abs. 1)
Gliltig ab 1. Januar 2013 bis 30. Juni 2013

Familienzuschlag
(Monatsbetrage in Euro)

Stufe 1 (§ 38 Abs. 2 Landesbe-
soldungsgesetz)

Stufe 2 (ein Kind, § 38 Abs. 3
Landesbesoldungsgesetz)

116,79

214,90

Bei mehr als einem Kind erhoht sich der Familienzuschlag fir das zweite zu berlicksichtigende
Kind um 214,90 Euro, fir das dritte und jedes weitere zu berlcksichtigende Kind um
550,63 Euro.

Erhéhungsbetrége fiir die Besoldungsgruppen A4 und A 5

Der Familienzuschlag der Stufe 2 erhéht sich fir das erste zu berlcksichtigende Kind in den
Besoldungsgruppen A 4 und A 5 um je 5,11 Euro und fir jedes weitere zu berlicksichtigende
Kind

in der Besoldungsgruppe A 4 um je 20,45 Euro und
in der Besoldungsgruppe A 5 um je 15,34 Euro.



Gultig ab 1. Juli 2013 bis 31. Dezember 2013

Anlage 3k

(zu § 23f Abs. 1)

Familienzuschlag
(Monatsbetrage in Euro)

Stufe 1 (§ 38 Abs. 2 Landesbe-
soldungsgesetz)

Stufe 2 (ein Kind, § 38 Abs. 3
Landesbesoldungsgesetz)

119,88

217,55

Bei mehr als einem Kind erhoht sich der Familienzuschlag fir das zweite zu berlicksichtigende
Kind um 217,55 Euro, fur das dritte und jedes weitere zu berlcksichtigende Kind um
559,13 Euro.

Erhohungsbetrage fiir die Besoldungsgruppen A 4 und A 5

Der Familienzuschlag der Stufe 2 erhoht sich fur das erste zu bertcksichtigende Kind in den
Besoldungsgruppen A 4 und A 5 um je 5,11 Euro und fir jedes weitere zu berlicksichtigende
Kind

in der Besoldungsgruppe A 4 um je 20,45 Euro und

in der Besoldungsgruppe A 5 um je 15,34 Euro.

Anlage 3l
(zu § 23f Abs. 1)
Giiltig ab 1. Januar 2014 bis 30. Juni 2014

Familienzuschlag
(Monatsbetrage in Euro)

Stufe 1 (§ 38 Abs. 2 Landesbe-
soldungsgesetz)

Stufe 2 (ein Kind, § 38 Abs. 3
Landesbesoldungsgesetz)

119,88

207,55

Bei mehr als einem Kind erhéht sich der Familienzuschlag fur das zweite zu berlcksichtigende
Kind um 207,55 Euro, fur das dritte und jedes weitere zu bertcksichtigende Kind um 564,13
Euro.

Erhohungsbetrage fiir die Besoldungsgruppen A 4 und A 5

Der Familienzuschlag der Stufe 2 erhéht sich fir das erste zu berlcksichtigende Kind in den
Besoldungsgruppen A 4 und A 5 um je 5,11 Euro und fir jedes weitere zu berlcksichtigende
Kind

in der Besoldungsgruppe A 4 um je 20,45 Euro und
in der Besoldungsgruppe A 5 um je 15,34 Euro.



Anlage 3m
(zu § 23f Abs. 1)
Gultig ab 1. Juli 2014 bis 31. Dezember 2014

Familienzuschlag
(Monatsbetrage in Euro)

Stufe 1 (§ 38 Abs. 2 Landesbe-
soldungsgesetz)

Stufe 2 (ein Kind, § 38 Abs. 3
Landesbesoldungsgesetz)

123,42

210,58

Bei mehr als einem Kind erhdht sich der Familienzuschlag fur das zweite zu bertcksichti-
gende Kind um 210,58 Euro, fiir das dritte und jedes weitere zu berticksichtigende Kind um
573,84 Euro.

Erhéhungsbetrége fiir die Besoldungsgruppen A 4 und A 5

Der Familienzuschlag der Stufe 2 erhdht sich fir das erste zu berlcksichtigende Kind in den
Besoldungsgruppen A 4 und A 5 um je 5,11 Euro und fir jedes weitere zu bertcksichtigende
Kind

in der Besoldungsgruppe A 4 um je 20,45 Euro und

in der Besoldungsgruppe A 5 um je 15,34 Euro.

Anlage 3n
(zu § 23f Abs. 1)
Gililtig ab 1. Januar 2015 bis 31. Mai 2015

Familienzuschlag
(Monatsbetrage in Euro)

Stufe 1 (§ 38 Abs. 2 Landesbe-
soldungsgesetz)

123,42

Stufe 2 (ein Kind, § 38 Abs. 3
Landesbesoldungsgesetz)

195,58

Bei mehr als einem Kind erhéht sich der Familienzuschlag flir das zweite zu beriicksichti-
gende Kind um 195,58 Euro, fiir das dritte und jedes weitere zu berticksichtigende Kind um
568,84 Euro.

Erhohungsbetrage fiir die Besoldungsgruppen A 4 und A 5

Der Familienzuschlag der Stufe 2 erhdht sich flir das erste zu beriicksichtigende Kind in den
Besoldungsgruppen A 4 und A 5 um je 5,11 Euro und fir jedes weitere zu berlcksichtigende
Kind

in der Besoldungsgruppe A 4 um je 20,45 Euro und
in der Besoldungsgruppe A 5 um je 15,34 Euro.



Anlage 30
(zu § 23f Abs. 1)
Gultig ab 1. Juni 2015 bis 31. Dezember 2015

Familienzuschlag
(Monatsbetrage in Euro)

Stufe 1 (§ 38 Abs. 2 Landesbe-
soldungsgesetz)

Stufe 2 (ein Kind, § 38 Abs. 3
Landesbesoldungsgesetz)

126,01

197,80

Bei mehr als einem Kind erhdht sich der Familienzuschlag fur das zweite zu bertcksichti-
gende Kind um 197,80 Euro, fiir das dritte und jedes weitere zu berticksichtigende Kind um
575,96 Euro.

Erhéhungsbetrége fiir die Besoldungsgruppen A 4 und A 5

Der Familienzuschlag der Stufe 2 erhdht sich fir das erste zu berlcksichtigende Kind in den
Besoldungsgruppen A 4 und A 5 um je 5,11 Euro und fir jedes weitere zu bertcksichtigende
Kind

in der Besoldungsgruppe A 4 um je 20,45 Euro und
in der Besoldungsgruppe A 5 um je 15,34 Euro.

Anlage 3p
(zu § 23f Abs. 1)
Gililtig ab 1. Januar 2016 bis 31. Mai 2016

Familienzuschlag
(Monatsbetrage in Euro)

Stufe 1 (§ 38 Abs. 2 Landesbe-
soldungsgesetz)

Stufe 2 (ein Kind, § 38 Abs. 3
Landesbesoldungsgesetz)

126,01

192,80

Bei mehr als einem Kind erhéht sich der Familienzuschlag flir das zweite zu beriicksichti-
gende Kind um 192,80 Euro, fiir das dritte und jedes weitere zu berticksichtigende Kind um
590,96 Euro.

Erhohungsbetrage fiir die Besoldungsgruppen A4 und A 5

Der Familienzuschlag der Stufe 2 erhdht sich flir das erste zu beriicksichtigende Kind in den
Besoldungsgruppen A 4 und A 5 um je 5,11 Euro und fir jedes weitere zu berlcksichtigende
Kind

in der Besoldungsgruppe A 4 um je 20,45 Euro und
in der Besoldungsgruppe A 5 um je 15,34 Euro.



Anlage 3q
(zu § 23f Abs. 1)
Gultig ab 1. Juni 2016 bis 31. Dezember 2016

Familienzuschlag
(Monatsbetrage in Euro)

Stufe 1 (§ 38 Abs. 2 Landesbe-
soldungsgesetz)

Stufe 2 (ein Kind, § 38 Abs. 3
Landesbesoldungsgesetz)

128,91

195,28

Bei mehr als einem Kind erhdht sich der Familienzuschlag fur das zweite zu bertcksichti-
gende Kind um 195,28 Euro, fiir das dritte und jedes weitere zu berticksichtigende Kind um
598,92 Euro.

Erhéhungsbetrége fiir die Besoldungsgruppen A 4 und A 5

Der Familienzuschlag der Stufe 2 erhdht sich fir das erste zu berlcksichtigende Kind in den
Besoldungsgruppen A 4 und A 5 um je 5,11 Euro und fir jedes weitere zu bertcksichtigende
Kind

in der Besoldungsgruppe A 4 um je 20,45 Euro und
in der Besoldungsgruppe A 5 um je 15,34 Euro.

Anlage 3r
(zu § 23f Abs. 1)
Gililtig ab 1. Januar 2017 bis 31. Dezember 2017

Familienzuschlag
(Monatsbetrage in Euro)

Stufe 1 (§ 38 Abs. 2 Landesbe-
soldungsgesetz)

Stufe 2 (ein Kind, § 38 Abs. 3
Landesbesoldungsgesetz)

131,50

177,49

Bei mehr als einem Kind erhéht sich der Familienzuschlag flir das zweite zu beriicksichti-
gende Kind um 177,49 Euro, fir das dritte und jedes weitere zu berticksichtigende Kind um
626,00 Euro.

Erhohungsbetrage fiir die Besoldungsgruppen A 4 und A 5

Der Familienzuschlag der Stufe 2 erhdht sich fir das erste zu berlcksichtigende Kind in den
Besoldungsgruppen A 4 und A 5 um je 5,21 Euro und fir jedes weitere zu berlicksichtigende
Kind

in der Besoldungsgruppe A 4 um je 20,86 Euro und
in der Besoldungsgruppe A 5 um je 15,65 Euro.



Anlage 3s
(zu § 23f Abs. 1)
Gultig ab 1. Januar 2018 bis 31. Dezember 2018

Familienzuschlag
(Monatsbetrage in Euro)

Stufe 1 (§ 38 Abs. 2 Landesbe-
soldungsgesetz)

Stufe 2 (ein Kind, § 38 Abs. 3
Landesbesoldungsgesetz)

134,58

170,13

Bei mehr als einem Kind erhdht sich der Familienzuschlag fur das zweite zu bertcksichti-
gende Kind um 170,13 Euro, fiir das dritte und jedes weitere zu berticksichtigende Kind um
634,48 Euro.

Erhohungsbetrage fiir die Besoldungsgruppen A 4 und A 5

Der Familienzuschlag der Stufe 2 erhdht sich flir das erste zu beriicksichtigende Kind in den
Besoldungsgruppen A 4 und A 5 um je 5,33 Euro und fir jedes weitere zu bertcksichtigende
Kind

in der Besoldungsgruppe A 4 um je 21,35 Euro und
in der Besoldungsgruppe A 5 um je 16,02 Euro.

Anlage 3t
(zu § 23f Abs. 1)
Gililtig ab 1. Januar 2019 bis 31. Dezember 2019

Familienzuschlag
(Monatsbetrage in Euro)

Stufe 1 (§ 38 Abs. 2 Landesbe-
soldungsgesetz)

Stufe 2 (ein Kind, § 38 Abs. 3
Landesbesoldungsgesetz)

138,89

183,81

Bei mehr als einem Kind erhéht sich der Familienzuschlag flir das zweite zu beriicksichti-
gende Kind um 183,81 Euro, fiir das dritte und jedes weitere zu berticksichtigende Kind um
661,30 Euro.

Erhohungsbetrage fiir die Besoldungsgruppen A 4 und A 5

Der Familienzuschlag der Stufe 2 erhdht sich fir das erste zu berlcksichtigende Kind in den
Besoldungsgruppen A 4 und A 5 um je 5,50 Euro und fir jedes weitere zu berlicksichtigende
Kind

in der Besoldungsgruppe A 4 um je 22,03 Euro und
in der Besoldungsgruppe A 5 um je 16,53 Euro.



Anlage 3u
(zu § 23f Abs. 1)
Gultig ab 1. Januar 2020 bis 31. Dezember 2020

Familienzuschlag
(Monatsbetrage in Euro)

Stufe 1 (§ 38 Abs. 2 Landesbe- | Stufe 2 (ein Kind, § 38 Abs. 3
soldungsgesetz) Landesbesoldungsgesetz)

143,33 222,61

Bei mehr als einem Kind erhdht sich der Familienzuschlag fur das zweite zu bertcksichti-
gende Kind um 222,61 Euro, fiir das dritte und jedes weitere zu berticksichtigende Kind um
688,50 Euro.

Erhohungsbetrage fiir die Besoldungsgruppen A 4 und A 5

Der Familienzuschlag der Stufe 2 erhdht sich flir das erste zu beriicksichtigende Kind in den
Besoldungsgruppen A 4 und A 5 um je 5,68 Euro und flr jedes weitere zu bertcksichtigende
Kind

in der Besoldungsgruppe A 4 um je 22,73 Euro und
in der Besoldungsgruppe A 5 um je 17,06 Euro.”



	Abschnitt 1Finanzielles Dienstrecht
	§ 1Geltungsbereich dieses Abschnitts
	§ 2Übergang von Schadensersatzansprüchen
	§ 3Beihilfen in Krankheits-, Pflege- und Geburtsfällen
	§ 3aHeilfürsorge
	§ 3bWechsel in die Heilfürsorge
	§ 3cWechsel in das Beihilfesystem
	§ 3dZuschuss zur gesetzlichen Krankenversicherung 
	§ 4Reise- und Umzugskosten
	§ 4aRückforderung
	Abschnitt 2Regelungen für Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger
	§ 5(aufgehoben)
	§ 6(aufgehoben)
	§ 7(aufgehoben)
	§ 8(aufgehoben)
	§ 9(aufgehoben)
	§ 10(aufgehoben)
	§ 11(aufgehoben)
	§ 12(aufgehoben)
	§ 13(aufgehoben)
	§ 13a(weggefallen)
	§ 13b(aufgehoben)
	Abschnitt 3Überleitungs- und Übergangsbestimmungen
	§ 14Geltungsbereich dieses Abschnitts
	§ 15Fortgeltende Übergangsbestimmungen aufgrund der Überleitung in eine Stufe zum 1. April 2011
	§ 16(aufgehoben)
	§ 17(aufgehoben)
	§ 17a(aufgehoben)
	§ 18(aufgehoben)
	§ 19Ausgleichszulage aufgrund des Inkrafttretens des Gesetzes zur Neuregelung des Besoldungsrechts des Landes Sachsen-Anhalt
	§ 20Zuordnung der Empfängerinnen und Empfänger von Versorgung
	§ 21(weggefallen)
	§ 21aAnpassung der Überleitungsbeträge und Überleitungszulagen
	§ 22Übergangsregelungen bei Zulagenänderungen aus Anlass des Versorgungsreformgesetzes 1998 
	§ 23Ausgleichszulage bei Zulagenänderungen aus Anlass des Sechsten Besoldungsänderungsgesetzes 
	§ 23aAnrechnungsregelungen aus Anlass des Gesetzes zur Änderung landesbesoldungs- und beamtenrechtlicher Vorschriften
	Anlage 2(aufgehoben)
	Anlage 3
	(zu § 20 Abs. 1)
	Anlage 3a(zu § 23f Abs. 1)
	Anlage 3b(zu § 23f Abs. 1)
	Anlage 3c(zu § 23f Abs. 1)
	Anlage 3d(zu § 23f Abs. 1)
	Anlage 3e(zu § 23f Abs. 1)
	Anlage 3f(zu § 23f Abs. 1)
	Anlage 3g(zu § 23f Abs. 1)
	Anlage 3h(zu § 23f Abs. 1)
	Anlage 3i(zu § 23f Abs. 1)
	Anlage 3j(zu § 23f Abs. 1)
	Anlage 3k(zu § 23f Abs. 1)
	Anlage 3l(zu § 23f Abs. 1)
	Anlage 3m(zu § 23f Abs. 1)
	Anlage 3n(zu § 23f Abs. 1)
	Anlage 3o(zu § 23f Abs. 1)
	Anlage 3p(zu § 23f Abs. 1)
	Anlage 3q(zu § 23f Abs. 1)
	Anlage 3r(zu § 23f Abs. 1)
	Anlage 3s(zu § 23f Abs. 1)
	Anlage 3t(zu § 23f Abs. 1)
	Anlage 3u(zu § 23f Abs. 1)

	Word-Lesezeichen
	OLE_LINK85
	OLE_LINK91


